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Die Vorarbeiten für das neue deutsche Strafgesetzbuch schreiten 
stetig fort und der Zeitpunkt rückt unaufhaltsam näher, in welchem 
ein erster Entwurf uns zeigen wird, ob unsre Gesetzgebung am 
Vergeltungsstrafrecht festzuhalten oder die Bahnen der modernen 
Richtung einzuschlagen gedenkt. Ich würde letzteres für ein natio- 
nales Unglück halten. Und darum erachte ich es für meine Pflicht, 
immer und immer wieder und mit allen mir zu Gebote stehenden 
wissenschaftlichen Mitteln den Führer der modernen Richtung des 
Strafrechts in Deutschland, von Liszt, zu bekämpfen — unbeschadet 
wie ich hoffe der freundschaftlichen Beziehungen, die uns persönlich 
verbinden. Selbst an den Vorarbeiten zum neuen Strafrecht beteiligt, 
möchte ich nach Kräften verhüten, daß die Strafgesetzgebung einen Weg 
betritt, der nach meiner Überzeugung notwendig zur Auflösung 
des ganzen Strafrechtes führen muß. Ein sorgfältiges Studium von 
V. Liszts Schriften, das er uns in so dankenswerter Weise durch 
die Sammlung seiner überall zerstreuten Aufsätze und Vorträge er- 
leichtert hat,0 hat mich in dieser Überzeugung bestärkt. Die nach- 
folgenden Zeilen möchten das Material vorführen, auf welches diese 
Überzeugung gestützt ist. 



') von Liszt, Strafrechtliche Aufsätze und Vorträge. I. Band 1875—1891 
IL Band 1892—1904. Berlin, J. Guttentag, 1905. Dies Buch und die neueste 
14. u. 15. Aufl. seines Lehrbuches, Berlin 1905, liegen den nachstehenden Aus- 
führungen in erster Linie zugrunde. Aber auch alle sonstigen mir erreichbaren 
Schriften und Reden von Liszts haben Berücksichtigung gefunden. 
Birkmeyer, Dr., Was Iflßt Liszt vom Strafrecht übrig? 1 



2 I. Liszts Festhalten am Strafrecht eine Inkonsequenz. 

I. 

Liszts Festhalten am Strafrecht eine Inkonsequenz. 

von Liszt versäumt keine Gelegenheit zu versichern, daß er 
das Straf recht nicht beseitigt wissen will, daß er vielmehr seine 
Fortexistenz auch in der Zukunft für nötig erachtet.«) Zu dieser 
immer wiederholten Versicherung veranlaßt ihn die Erkenntnis, daß 
die von ihm vertretene Kriminalpolitik eigentlich das Strafrecht als 
tiberflüssig und widersinnig erscheinen läßt. Denn das Verbrechen 
soll ja bekämpft und bestraft werden nur wegen der durch das- 
selbe dokumentierten verbrecherischen, rechtsfeindlichen Gesin- 
nung. Diese Grundauffassung legt, wie von Liszt selbst zugibt, 5) 
den Einwand nahe: wenn wirklich die Gesinnung des Täters das 
allein Ausschlaggebende ist, warum wartet ihr ab, bis die ver- 
brecherische Tat begangen ist? warum schreitet ihr nicht frtiher 
ein, ehe der Schaden geschehen ist? von Liszt räumt ein:*) 

, Müßten wir die Berechtigung jener Schlußfolgerung zugeben, 
dann wäre in der Tat für das Strafrecht die letzte Stunde gekommen." 

Und von Liszt gibt wirklich jene Schlußfolgerung als berechtigt 

zu. Er erklärt sie a. a. O. „nicht eben für absurd"; und an anderer 

Stelle 5) sagt er direkt: 

„Ich muß zugeben, daß es vielleicht in der Konsequenz unserer 
Anschauung wäre, nur auf die Gesinnung Rücksicht zu nehmen, und 
nicht erst die Tat abzuwarten; wie ja auch der Hausarzt nicht wartet, 
bis ein Leiden zum Ausbruche kommt, sondern demselben vorzubeugen 
trachtet." 
Eigentlich also müßte schon hiernach das Strafrecht abdanken 

zugunsten der „sozialen Hygiene". «) 



2) Vgl. zum folgenden Aufs. IL 16, 58 ff., 69, 79 ff., 390—91; Lehrb. 
S. 79 zu N. 13. 

») Aufs. IL 58. 

*) Aufs. IL 58—59; vgl. S. 80 oben. 

«) Aufs. IL 16. 

«) Aufs. IL 80. 
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Gleichwohl glaubt von Liszt am Strafrecht festhalten zu müssen 
und zu können im Interesse des Schutzes der individuellen Freiheit 
gegenüber der staatlichen Allgewalt.') Nicht wer gemeingefährlich 
sei, sondern nur wer ganz bestimmte, im Gesetz genau bezeichnete 
gemeingefährliche Handlungen begangen habe, dürfe der Staats- 
gewalt verfallen. Das sei der Sinn des Satzes : nullum crimen sine 
lege. Und wer aus diesem Grunde der Staatsgewalt verfalle, der 
dürfe nicht vogelfrei, nicht recht- und schutzlos sein; sondern auch 
das Übel, das ihn treffen könne, müsse gesetzlich ein für allemal 
bestimmt sein. Das sei der Sinn des Satzes: nuUa poena sine lege. 
So sei dieser Doppelsatz das Bollwerk des Staatsbürgers gegenüber 
der rücksichtslosen Macht der Mehrheit. So sei das Strafgesetz- 
buch die magna Charta des Verbrechers. Darum werden die Be- 
griffe Verbrechen und Strafe trotz aller Wandlungen unseres Rechts- 
lebens unentbehrlich bleiben und mit ihnen das Strafrecht. „Damit 
ist die Fortdauer des Strafrechts zweifellos gesichert." 

So häufig von Liszt diesen Gedankengang reproduziert, so 
oft muß er als von seinen Ausgangspunkten aus verfehlt und un- 
vertretbar bezeichnet werden.») Wenn, wie von Liszt selbst zugibt, 
die logische Konsequenz seiner kriminalpolitischen Auffassung wäre 
die Beseitigung des Strafrechts, und wenn er trotzdem die Fort- 
dauer des Strafrechts für eine politische Notwendigkeit erklärt, so 
muß eines von beiden unhaltbar sein, entweder seine kriminal- 
politische Grundanschauung oder sein Eintreten für das Strafrecht. 
Ein Nebeneinander von beiden verträgt sich nicht mit den Denk- 
gesetzen, über die auch von Liszt sich nicht hinwegsetzen kann, 
wenn er sich nicht dem Vorwurf aussetzen will, willküriich statt 
wissenschaftlich zu verfahren. Es wäre also hohe Zeit, daß er das 



Vgl. die in N. 2 zitierten Stellen. 

®) Vgl. auch meinen Vortrag in Bd. 67 des Gerichtssaals S. 422 N. 41 
und die dort weiter aus meinen Schriften zitierten Stellen, in denen ich Liszts 
Inkonsequenz dargelegt habe. 

1* 
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eine oder das andere preisgäbe. Und da kaum zu erwarten steht, 
daß von Liszt seine Kriminalpolitik, deren Aufbau und Ausbau er 
sein ganzes Leben gewidmet hat,«) verleugnen wolle, so würde 
also jetzt schon auf die Frage, die wir an die Spitze dieser Schrift 
gestellt haben: was läßt von Liszt vom Straf recht übrig? die Ant- 
wort sich ergeben: nichts! Und das kann ja auch gar nicht 
anders sein. Fußt ja doch Liszts ganze Kriminalpolitik auf dem 
Determinismus; und wer die Willensfreiheit leugnet, der kann kein 
Strafrecht begründen. 

Allein ich will mir die Antwort auf die von mir aufgeworfene 
Frage nicht so leicht machen. Ich will mich vielmehr auf Liszts 
Standpunkt stellen, daß sich das Strafrecht auch bei Vertretung 
seiner Kriminalpolitik an sich halten lasse. Ich will zeigen, wie 
auch unter dieser Annahme Liszts Lehre das Strafrecht in einer 
Weise verstümmelt und zerstört, daß sie sich als Grundlage für 
das neue deutsche Strafgesetzbuch als unbrauchbar erweist. Unter 
Liszts Lehre verstehe ich dabei die bekannten Sätze: Aufgabe 
der Strafe ist die Bekämpfung des Verbrechens zum Zwecke des 
Schutzes der Gesellschaft und ihrer Rechtsordnung. Soll das Ver- 
brechen wirksam bekämpft werden, so muß es in seinen Faktoren 
bekämpft werden. Diese sind teils sozialer, teils individueller 
Natur: die den Verbrecher im Augenblicke der Tat umgebenden 
äußeren, insbesondere wirtschaftlichen Verhältnisse auf der einen 
Seite und die Eigenart des Verbrechers auf der andern Seite. Die 
Strafe hat die individuellen Faktoren des Verbrechers zu bekämpfen. 
Und zwar je nach der Eigenart des Verbrechers durch Abschreckung 
des Augenblicksverbrechers, durch Besserung des besserungs- 
fähigen Zustandsverbrechers und durch Unschädlichmachung des 
unverbesseriichen Zustandsverbrechers. 

») Vgl. auch Aufs. II. 133 u. II. 79. 
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IL 
Liszts Geringschätzung der Strafe. 

von Liszt weist von vorneherein der Strafe bei Bekämpfung 
des Verbrechens eine untergeordnete Rolle zu. Der hohe Wert, 
den die Strafe nach der Vergeltungstheorie hat: auf der einen Seite 
die von unsrem Gerechtigkeitsgefühl geforderte Sühne für den 
Bruch der Rechtsordnung zu sein, auf der anderen Seite im Ver- 
brecher selbst und in allen Rechtsgenossen das Bewußtsein aufrecht 
zu halten, daß, wer durch Verbrechen anderen ein Übel zufügt, 
durch die Strafe ein Übel auch seinerseits erieiden werde; dieser 
Wert der Strafe, der sie für den Staat zu einem durch nichts 
anderes ersetzbaren Mittel zwecks Bekämpfung des Verbrechens 
macht, er geht von Liszt völlig verioren. Seine Schutzstraftheorie 
verwehrt ihm die Erkenntnis dieses Wertes. An die Stelle solcher 
Erkenntnis tritt folgende Erwägung. 

Von den beiden Faktoren des Verbrechens darf der gesell- 
schaftliche Faktor eine ungleich größere Bedeutung für sich in 
Anspruch nehmen als der individuelle Faktor, als die Eigenart des 
Verbrechers, lö) Ist ja doch die individuelle Eigenart des Verbrechers 
selbst wieder das Produkt der gesellschaftlichen Verhältnisse, die 
nicht nur auf den Täter selbst seit seiner Geburt und im Augen- 
blick der Tat, sondern die auch auf die Erzeuger des Täters ein- 
gewirkt haben. Den sozialen Faktoren des Verbrechens kommt 
demnach, den individuellen Faktoren gegenüber, „die größere 
Dignität"!^) zu. In letzter Linie führt die Erscheinung der Krimi- 



^^) Vgl. die Ausführungen dieses Gedankens an folgenden Stellen seiner 
Schriften: Aufs. I. 312; II. 12, 65 N. 1, 83, 235, 291 f., 418. Mitt. der IKV. XI. 92; 
Lehrb. S. 72 unter IV. S. 73. 

^0 Aufs. IL 235, 292. Die mindestens scheinbar das Gegenteil aus- 
sprechende Stelle in den Aufs. IL 439 (unten in N. 18) erklärt sich aus dem 
unten S. 7 ff. Ausgeführten. 
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nalität stets auf die gesellschaftlichen Verhältnisse zurück; der Ein- 
fluß der individuellen Faktoren tritt in die zweite Linie, wenn auch bei 
der wissenschaftlichen Betrachtung keine der beiden Gruppen aus- 
geschaltet werden darf. Gerade diese Auffassung rechtfertigt es 
nach von Liszt,»^) wenn man die von ihm vertretene „jungdeutsche 
Schule** des Straf rechts auch die „soziologische" Schule nennt und 
wenn man innerhalb der Internationalen Kriminalistischen Vereinigung 
von einer Vorherrschaft der soziologischen Richtung redet. 

Nun dürfte es klar sein, daß die sozialen Wurzeln des Ver- 
brechens — Armut, Trunksucht, Wohnungsnot, Bildungsmangel und 
wie sie sonst heißen mögen — durch die Strafe überhaupt nicht 
bekämpft werden können. Hier hat nicht die Strafgesetzgebung 
und der Kriminalpolitiker, sondern der Sozialpolitiker und die soziale 
Gesetzgebung tätig zu werden. Das ist denn auch die Meinung 
von Liszts — trotz der weiten Ausdehnung, die er der Strafrechts- 
wissenschaft und der Kriminalpolitik gibt^») Er sagt in seinen 
Aufsätzen IL 65 (1893): 

„Die Bekämpfung des Verbrechens in seinen gesellschaftlichen 
Wurzeln ist nicht die eigentliche Aufgabe der Kriminalpolitik. Es ist 
meine (und nicht bloß meine) feste Überzeugung, daß eine kräftige 
und zielbewußte Sozialpolitik gar manche Quelle des Verbrechens 
verstopfen wird. Die Lösung der Arbeiterwohnungsfrage interessiert 
daher auch den Kriminalisten, und die Beschäftigung mit dieser Frage 
wird für ihn lehrreicher sein als die Auseinandersetzung mit gar mancher 
begrifflichen Konstruktion. Aber die Mitarbeit an der Lösung 
fällt nicht mehr in den Rahmen seines Berufs."*^) 



") Aufs. IL 292. 

") Insbes. in seinem. Aufs. IL 284 ff. : „Die Aufgaben und die Methode 
der Strafrechtswissenschaft." 

^*) Vgl. auch Aufs. IL 8 (1892): „Wenn wir die Arbeiterwohnungen um- 
gestalten, eine gerechte Verteilung der Steuerlasten einführen, den Arbeitstag 
nach Stunden bemessen, wenn wir für die Bildung der Arbeiterklasse sorgen 
und die staatsbürgerliche Gesinnung des einzelnen entwickeln und so auf die 
Verminderung der Verbrechen einzuwirken trachten, so haben wir Sozialpolitik 
getrieben, aber als Kriminalpolitiker sind wir über die Grenze des uns zu- 
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WOZU freilich direkt in Widerspruch steht der Ausspruch ebenda 

IL 236 (1898): 

»Wenn nun die gesellschaftlichen Faktoren des Verbrechens un- 
gleich bedeutsamer sind als der individuelle Faktor, so muß der Kri- 
minalpolitiker seine Aufmerksamkeit in erster Linie diesen gesell- 
schaftlichen Ursachen zuwenden und durch Umgestaltung der ausschlag- 
gebenden gesellschaftlichen Verhältnisse die von ihm gewünschte gün- 
stigere Gestaltung der Kriminalität herbeizuführen suchen.' 
Aber jedenfalls durch Strafe können die sozialen Faktoren 
des Verbrechens nicht bekämpft werden. Das anerkennt auch von 
Liszt an der eben angeführten Stelle, wo er ausdrücklich sagt, daß 
«durch die Strafe im günstigsten Falle nur der individuelle Faktor 
des Verbrechens getroffen werden kann". 
Es war also ein entschiedener Mißgriff, wenn die Satzungen 
der IKV. in ihrer ursprünglichen Fassung in art. II „als Grundlage 
ihrer Wirksamkeit** den Satz aufstellten: 

,1. Aufgabe der Strafe ist die Bekämpfung des Verbrechens als 
sozialer Erscheinung.* 
Aber auch die von Liszt seinerzeit in den Aufs. I 313 (1889) 
aufgestellte Behauptung: 

»Wir können nicht nur die aus den gesellschaftlichen Verhältnissen 
entspringenden Antriebe zum Verbrechen zu beseitigen oder ihre Kraft 
zu mindern suchen, sondern wir können durch Strafdrohung und Straf- 
vollzug Motive schaffen, welche dem Einfluß der gesellschaftlichen Ver- 
hältnisse das Gleichgewicht zu halten imstande sind", 
eine Behauptung, durch welche er die Bekämpfung der sozialen Ver- 
brechensfaktoren dem Straf recht zu vindizieren versuchte, beruhte 
auf einem Fehlschluß. Soweit die Strafe Gegenmotive gegen die 
aus sozialen Verhältnissen entspringenden Verbrechensmotive schafft, 
bekämpft sie nicht die sozialen Faktoren des Verbrechens, sondern 
die durch jene sozialen Faktoren mitbedingte „Eigenart des Ver- 



gewiesenen engeren Gebietes hinausgegangen." Siehe auch schon 1.113: »Jene 
Art der Bekämpfung des Verbrechens durch Milderung des Massenelends, Hebung 
der Bildung, Kräftigung staatsbürgerlicher Gesinnung u. s. w. gehören nicht mehr 
in den Rahmen der Kriminalpolitik.' 
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brechers im Augenblick der Tat". Das hat denn auch von Liszt 
später richtig erkannt. In seinem 1902 in Petersburg gehaltenen 
Vortrag über „die gesellschaftlichen Faktoren der Kriminalität" 
(Aufs. II. 433 ff.) bekennt er, daß er in dem bis dahin als Grund- 
und Eckstein seiner Kriminalpolitik bezeichneten Satze: 

«Das Verbrechen ist das Produkt aus der Eigenart des Verbrechers 
im Augenblicke der Tat einerseits und den den Verbrecher im Augen- 
blick der Tat umgebenden äußeren, insbesondere wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen andrerseits" 

zwei wohl getrennt zu haltende Dinge durcheinander geworfen 
habe: das Verbrechen in abstracto, nämlich jene Erscheinung im 
Leben der menschlichen Gesellschaft, welche wir Verbrechen nennen, 
und das Verbrechen in concreto, nämlich die einzelne Verbrechens- 
tat eines bestimmten Verbrechers. Nur beim Verbrechen in ab- 
stracto, als sozialer Erscheinung, kann man nach seinen sozialen 
Faktoren fragen, i^) Der an der Antwort auf diese Frage Interes- 
sierte ist der Soziologe. Beim Verbrechen in concreto aber, 
welches allein den Kriminalisten angeht, interessieren nur die in- 
dividuellen Faktoren. Iß) Damit also ist die Bekämpfung des Ver- 
brechens in seinen sozialen Faktoren endgültig aus dem Bereich 
der Kriminalpolitik hinausgewiesen ; sie gehört lediglich der Sozial- 
politik an; die Kriminalpolitik, die Straf rechtswissenschaft und das 
Strafgesetzbuch haben es lediglich und allein mit dem Verbrechen 
als einer Erscheinung im Leben des einzelnen Menschen und mit 
dessen individuellen Faktoren zu tun.»') Woraus wir, nebenbei 



") Aufs. II. 440: »Fragen wir nach den gesellschaftlichen Faktoren des Ver- 
brechens, so haben wir dabei ausschließlich das Verbrechen als eine gesellschaft- 
liche Erscheinung im Auge." 

") Lc. unter Ziff. 2: »Daß bei der Betrachtung des Verbrechens als einer 
Erscheinung im Leben des Einzelmenschen, sobald der Augenblick der Tat ins 
Auge gefaßt wird, nur der individuelle Faktor interessiert." 

") Vgl. Lehrb. § 15 unter LS. 73: »Während der Sozialpolitik die Be- 
seitigung oder doch die Beschränkung der gesellschaftlichen Bedingungen 
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gesagt, den Schluß ziehen, daß von einer soziolo- 
gischen Strafrechtsschule überhaupt nicht mehr ge- 
sprochen werden kann. 

Für von Liszt aber ergibt sich hieraus die Konsequenz, daß 
durch die Strafe nur die individuellen Faktoren des Verbrechens 
bekämpft werden können. In ihnen werden dann die sozialen 
Faktoren, soweit sie für das konkrete Verbrechen mitwirksam ge- 
wesen waren, implicite mitbekämpft. 1 8) 

Damit gewinnen erst die nachstehenden geringschätzigen 
Äußerungen von Liszts über Wert und Bedeutung der Strafe ihr 
richtiges Verständnis: 

»Aus der Lehre der Kriminologie von der ausschlaggebenden Be- 
deutung der gesellschaftlichen Faktoren für das Verbrechen ergibt sich 
unmittelbar die bescheidene Stellung der Strafe unter den Maßregeln, 
die dem Staat in seinem Kampfe gegen das Verbrechen zur Verfügung 
stehen. Liegt die Wurzel des Verbrechens hauptsächlich in den gesell- 
schaftlichen Verhältnissen, so wird der Kampf gegen das Verbrechen 
hier seinen Hebel anzusetzen haben. Die Strafe, die im wesentlichen 
doch nur den Einzelnen trifft, die niemals imstande ist, die gesellschaft- 
lichen Verhältnisse selbst zu ändern, wird auf die ganze Gestaltung der 
Kriminalität, auf Zunahme und Abnahme der Verbrechen nur unter- 
geordneten Einfluß ausüben können. . . . Die Strafe ist eines der Mittel 
zur Bekämpfung des Verbrechens; aber sie ist nicht das einzige, sie 
ist insbesondere auch nicht das wirksamste Mittel. Dieser seinerzeit 
von den Begründern der IKV. ausgesprochene Leitsatz ist das unmittel- 
bare Ergebnis der von der Kriminologie ausgegebenen Lehren."*') 



des Verbrechens zufällt, hat es die Kriminalpolitik mit dem einzelnen Ver- 
brecher zu tun." 

*8) Aufs. II. 439: „Und wenn ich so die Eigenart des Täters zergliedert 

habe, wie sie sich uns im Augenblick der Tat darstellt , dann wird die 

Gruppe der äußeren Faktoren, die für die Begehung gerade dieser Tat bestim- 
mend gewesen sind, auf ein Minimum zusammengeschmolzen sein. Alles, was 
dem Augenblick der Tat vorangegangen ist, hat ja schon Berücksichtigung ge- 
funden, als die Entwicklung der Eigenart des Täters untersucht und festgestellt 
wurde." 

") So Aufs. II. 294, 295 (1899). Vgl. auch II. 83 (1893). — Der von Liszt 
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und an anderer Stelle: 

,Bien sür, la peine est un de moyens (de defense sociale contre 
le crime), un moyen fort commode ä premifere vue, et pour cela fort 
accr^dit^ chez les Idgislateurs ä courte vue. Mais eile est en m6me 
temps un moyen inceriain et dangereux, une arme ä double tranchant, 
qui ne frappe pas seulement le criminel, mais aussi sa famille inno- 
cente et la Soci^t^ eile m6me. II y a d'autres moyens, plus sürs, 
moins couteux, plus efficaces: ce sont les moyens pr^ventifs, c'est tout 
ce Systeme d'hygi^ne sociale, qui commence ä p^ndtrer toute notre 
Idgislation et notre administration publique."*") 

So führt Liszts Auffassung von dem Zweck und 
der Aufgabe der Strafe ihn von vornherein dazu, ihren 
Wert für dieBe kämpfung des Verbrechens anzuzweifeln 
oder doch nur gering einzuschätzen. Die Nachteile, 
welche sie unbestreitbar für das Gemeinwesen im Ge- 
folge hat, drängen sich ihm um so fühlbarer in den 
Vordergrund. Die Vorteile, welche die Strafe als Ver- 
geltungsstrafe dem Staat bietet, vermag er nicht ein- 
zusehen. Daher ist er geneigt, die Strafe als Verbrechensfolge 
wenn irgend möglich beiseite zu schieben: bedingte Verurteilung; 
Zwangserziehung statt Bestrafung; Sicherungsmaßregeln an Stelle 
der Strafe: in der teilweise leidenschaftlichen Vertretung dieser 
Forderungen durch von Liszt tritt seine Abneigung gegen die 
Strafe klar zutage, eine Abneigung, die ihn, den Vertreter der 
Strafrechtswissenschaft, einst sogar zu dem Ausruf hinriß: 

„Ich begriiße diese (hereinbrechende sozialistische) Strömung; und 
ich würde sie selbst dann begrüßen, wenn sie das Strafgesetzbuch samt 
seinen Erklärern und Anwendern hinwegspülen sollte."'*) 



angezogene Leitsatz (Satzungen der IKV. Art. II. Z. 3) lautete allerdings etwas 
anders, nämlich: .Die Strafe ist eines der wirksamsten Mittel zur Bekämpfung 
des Verbrechens. Sie ist aber nicht das einzige Mittel." Vgl. auch Aufs. II. 132. 

'®) So von Liszt auf der Versammlung der IKV. in Petersburg, 17. Sep- 
tember 1902. Mitt. XL 93. 

") Aufs. IL 81 (1893). 
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Aber auch soweit von Liszt die Strafe zur Bekämpfung des 
Verbrechens an sich für verwendbar hält (s. oben unter I. am 
Schlüsse), entzieht er durch die genauere Ausbildung seiner Lehre 
eine Gruppe der Verbrecher nach der anderen dem Bereich der 
Strafe. Dies soll in den folgenden Abschnitten nachgewiesen werden. 

IIL 
Liszt und die Unverbesserlichen. 

Vor allem fällt die Behandlung der unverbesserlichen 
Zustandsverbrecher, wie sie von Liszt vertritt, aus dem eigent- 
lichen Strafrechtsgebiet hinaus, von Liszt will sie allerdings no- 
minell gestraft wissen: sie müssen nach ihm unschädlich ge- 
macht werden, um die Gesellschaft gegen sie zu sichern, und diese 
Sicherung durch UnschädHchmachung ist ihm einer der drei Zwecke, 
welche nach seiner Ansicht der Staat mit der Strafe dem Ver- 
brecher gegenüber zu verfolgen hat; die Unschädlichmachung ist 
ihm „Sicherungsstrafe". 

Er sagt in seinem Lehrbuch § 13 S. 67: 

„Die Aufgabe der Straf e kann dahin gehen, den Verbrecher wieder 
zu einem brauchbaren Gliede der Gesellschaft zu machen Dem- 
entsprechend kann man Abschreckung oder Besserung als die an- 
gestrebte Wirkung der Strafe unterscheiden. Die Aufgabe der Strafe 
kann aber auch dahin gehen, dem für die Gesellschaft unbrauchbar ge- 
wordenen Verbrecher die physische Möglichkeit zur Begehung weiterer 

Verbrechen auf immer oder auf Zeit zu entziehen Man spricht 

hier von der Unschädlichmachung des Verbrechers.* 

Und ebenda § 15 S. 76: 

«Sobald durch die Tat des Verbrechers ein festgewurzelter ver- 
brecherischer Hang bekundet wird („Zustandsverbrecher"), bedarf es der 
Sicherung der Rechtsordnung durch Unschädlichmachung des Ver- 
brechers. Diese Aufgabe hat die Strafe dem geistesgesunden, wie die 
Irrenanstalt dem geisteskranken Verbrecher gegenüber zu erfüllen."**) 



") Vgl. noch Aufs. I. 164, 169, 330; II. 123 ff., 210 (hier auch den Aus- 
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Allein es muß behauptet werden, daß nach Liszts eigener 
Lehre weder der Unverbesserliche ein für die Bestrafung geeignetes 
Objekt, noch die Unschädlichmachung des Unverbesserlichen eine 
Strafe ist. 

1. Es ist bekannt, daß man sich bis jetzt vergeblich bemüht 
hat, einen festen für den Gesetzgeber brauchbaren Begriff des Un- 
verbesserlichen zu finden und ihn sicher von dem Besserungs- 
fähigen abzugrenzen. Insbesondere sind auch die von der IKV. 
hierauf gerichteten Bestrebungen, trotz mehrmaliger Beratung über 
den Gegenstand, mißlungen. *») ich selbst leugne die Existenz von 
unverbesserlichen Gewohnheitsverbrechern.**) von Liszt aber glaubt 
an sie»*) und mit seiner Begriffsbestimmung der Unverbesseriichen 
müssen wir hier operieren. Sie ist gegeben in der vorhin zitierten 
Stelle aus seinem Lehrbuch, wonach als Unverbesserliche diejenigen 
Verbrecher zu gelten haben, bei welchen ein festgewurzelter Hang 
zum Verbrechen vorhanden ist,*«) im Gegensatz zu den angehenden 
Zustandsverbrechern, bei welchen der Hang zum Verbrechen noch 
nicht festgewurzelt, sondern erst in der Entwickelung begriffen ist, 
so daß eine Besserung, nämlich eine Ausrottung der verbrecherischen 
Anlage, durch die Strafe") noch als möglich erscheint. Die Un- 
verbesserlichen sind „sozial untaugliche Individuen",*») „antisoziale 
Elemente, an deren Besserung nicht mehr zu denken ist".*^ Woran 

druck .Sicheningsstrafe- für die Unschädlichmachung); 11.221/22; IL 400 ff . 
Zur .Sicherungsstrafe" auch II, 226, 227; II. 409 unter 5. 

") Vgl. Kitzinger, Die IKV., 1905, S. 76 ff. S. auch Feilsch in den Mitt. 
VI. 579; von Mayr, ebenda X. 439/40. 

") Vgl. Gerichtssaal 67 (1906), 412. 

2») Vgl. freilich auch Aufs. II. 22: „Denn die Kriminalpolitik, so wie wir 
sie verstehen, ist bedingt durch den Glauben an die Verbesserungsfähigkeit des 
Menschen, des Einzelnen, wie der Gesellschaft'! 

") Vgl. auch Aufs. IL 210 unter III; IL 311. 

") Siehe über Liszts Besserungsbegriff unten N. 164. 

") Aufs. L 164. 

") Aufs. IL 401. 
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aber erkennen wir solch festgewurzelten Hang, und damit den 
Unverbesserlichen im Gegensatz zum Besserungsfähigen? von Liszt 
war anfangs geneigt, ein rein äußeres Kriterium für die Unver- 
besseriichkeit aufzustellen, nämlich die öftere Begehung eines Ver- 
brechens. Und zwar dachte er sich die Sache so: Wenn jemand 
gewisse Verbrechen (Diebstahl, Raub, Hehlerei, Erpressung, Be- 
trug, Brandstiftung, Sachbeschädigung, gewaltsame Unzucht und 
Unzucht gegen Kinder) das erste oder zweitemal begeht, dann ist 
er noch besserungsfähig. Wenn er sie aber ein drittes Mal oder 
öfter begeht, dann ist er unverbesseriich.^o) 

Allein später hat von Liszt diese Ansicht aufgegeben. Vor 
allem betont er, daß es nicht darauf ankommen könne, ob der 
Verbrecher dasselbe Verbrechen wiederholt begangen habe. Es 
könne auch dann Unverbesseriichkeit voriiegen, wenn jemand 
strafbare Handlungen überhaupt wiederholt begehe.»») Sodann 
aber erklärt er die öftere Wiederholung von Verbrechen überhaupt 
nicht für erforderiich zur Annahme der Unverbesseriichkeit. In 
seinem Lehrbuch S. 76/7 heißt es direkt: 

»Der eingewurzelte verbrecherische Hang beruht nicht in wieder- 
holtem Rückfall, er kann bereits in dem ersten zur Aburteilung ge- 
langenden Verbrechen zum unverkennbaren Ausdruck kommen.*") 



'<*) Vgl. Aufs. I. 170 w.: «bei dritter Verurteilung wegen eines der oben 
genannten Verbrechen"; 171 w.: »bei der ersten und zweiten Begehung einer 
der oben genannten strafbaren Handlungen". Vgl. auch Aufs. 11.311 u. s. Vambery 
in den Mitt. VIII. 320: „Die nicht besserungsfähigen Verbrecher würde man, 
glaube ich — und man kann sich die Sache gar nicht anders vorstellen — erst 
bei ihrem vierten oder fünften Verbrechen erkennen." 

»0 Aufs. IL 313 (1900). Das hier Gesagte bezieht sich allerdings zunächst 
auf das gewerbsmäßige Verbrechen. Aber das ist ja, wie weiter unten zu zeigen, 
nach von Liszt der Hauptfall der Unverbesserlichkeit des Verbrechers. 

") VgL auch Aufs. IL 124 (1893), wo er redet von denjenigen, .deren 
erstes (gerichtlich bekannt gewordenes) Verbrechen den unausrottbar eingewur- 
zelten Hang zum Verbrechen bekundet. Man denke an gewerbsmäßige Gift- 
mischung, Abtreibung der Leibesfrucht, Engelmacherinnen, Frauenmörder und 



14 ni. Liszt und die Unverbesserlichen. 

„Zum unverkennbaren Ausdruck gelangen!" 
Man sollte hiernach meinen, daß nichts leichter wäre, als 
einen unverbesserlichen Verbrecher auf den ersten Blick vom 
besserungsfähigen zu unterscheiden. Aber von Liszt sagt an an- 
derer Stelle »0 selbst: 

«Ich gebe gerne zu, daß es nicht leicht sein wird, diese Gruppe 
von Verbrechern (die Unverbesserlichen) in einer gesetzlichen Bestim- 
mung fest zu umgrenzen und dadurch die Gefahr einer willkürlichen 
und schwankenden Rechtsanwendung auszuschließen." 

Bis jetzt hat sich dies sogar, wie die Verhandlungen der IKV. 
zeigen, als unmöglich erwiesen. 

2. Aber in welcher Weise auch die sog. Unverbesserlichen 
von den Besserungsfähigen begrifflich zu unterscheiden sein mögen, 
so viel steht fest, daß sie nach von Liszt nicht gestraft werden 
können. Denn sie sind nach ihm zurechnungsunfähig 
und Zurechnungsunfähige sind auch nach Liszt einer 
Bestrafungentzogen. Liszt definiert die Zurechnungsunfähigkeit 
konstant als „die normale Bestimmbarkeit durch Motive", als „nor- 
male Determinierbarkeit" . »*) Er erläutert dieDeterminierbarkeit 
näher dahin :»5) 

»durch Motive; also durch Vorstellungen überhaupt, durch die 
unser gesamtes Verhalten regelnden allgemeinen Vorstellungen der 
Religion wie des Rechtes, der Sittlichkeit wie der Klugheit insbesondere.* 



ähnliche Fälle.« Vgl. ferner Aufs. IL 404 (1902), wo er sagt: .Nicht nur die 
wiederholte Begehung strafbarer Handlungen, sondern auch ein erstes und bisher 
einziges schweres Verbrechen kann unter Umständen der Ausfluß eines tiefgewur- 
zelten und unausrottbar gewordenen verbrecherischen Hanges sein.« Dagegen 
s. jetzt wieder Mitt. XIII. 438, wornach von Liszt neuestens (auf der vorjährigen 
Versammlung der IKV. in Hamburg) doch wieder die Art der begangenen Vor- 
delikte bezw. Zahl und Art der Vorstrafen für die Definition der Unverbesser- 
lichen mitsprechen lassen will. 

") Aufs. IL 124. 

»*) Vgl. Aufs. L 437; IL 43, 85, 219; Lehrb. § 37 S. 163. S. auch unten 
nach N. 197. 

») Aufs. IL 219. 
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und für das Strafrecht speziell'«) als: 

»Empfänglichkeit für die durch Straf drohung und Strafvollzug be- 
wirkte Motivsetzung". 

Und die normale Determinierbarkeit erklärt er*^) dahin: 
»Wer in anormaler Weise, d. h. anders als der normale Durch- 
schnittsmensch, auf Motive reagiert, der ist nicht zurechnungsfähig." 

und an anderer Stelle»») mit den Worten: 

»Die Zurechnungsfähigkeit setzt voraus, daß nicht nur die- 
selben Vorstellungen auftauchen, wie beim normalen Menschen, sondern 
daß sie auch die gleiche Kraft haben, zu Motiven zu werden." 

Die Unverbesserlichen nun sind nach von Liszt 
nicht mehr normal determinierbar; sie sind für die durch 
Strafdrohung und Strafvollzug bewirkte Motivsetzung nicht em- 
pfänglich; sie sind also zurechnungsunfähig. Ich berufe 
auf folgende Aussprüche von von Liszt: 

»Aber wenn der unausrottbare Hang zum Verbrechen jeder Bes- 
serung und jeder Abschreckung spottet, wenn es sich lediglich darum 
handelt, die Gesellschaft gegen den Unverbesserlichen zu sichern durch 
Hinrichtung oder Verbannung oder dauernde Einsperrung — was soll 
uns hier, wo von Motivsetzung durch-die Strafe nicht mehr 
die Rede ist, die Motivierbarkeit des Täters als Voraussetzung für 
die Verhängung der Strafe?"") 

«Auf die Zurechnungsfähigkeit kann sie (eine verschiedene Be- 
handlung von Unverbesserlichen und Geisteskranken) sich nicht stützen, 
denn der unverbesserliche Verbrecher ist nicht zurech- 
nungsfähig.... Die normale Bestimmbarkeit durch Motive und mit 
ihr die Empfänglichkeit des Täters für die durch die Strafe bezweckte 
Motivsetzung fehlt."*®) 

.Celui qui n'agit pas comme les autres ne serait pas responsable. 



•«) Aufs. II. 85. Vgl. zu den im Text zitierten Stellen für die »Determinier- 
barkeit" noch: Aufs. I. 436, 437; II. 44; Lehrb. S. 162. 

") Aufs. II. 43/4. 

«8) Aufs. I. 437. — Vgl. zu den im Text zitierten Stellen für die .anormale" 
Determinierbarkeit noch Aufs. II. 85, 219, 221. 

") Aufs. IL 221/2 (1906). 

*o) Aufs. IL 226/7. 
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d'oü il suit que, puisque les incorrigibles ne sont pas normaux, ils 
seraient irresponsables.***) 

Der Unverbesserliche ist also nach von Liszt nicht zurech- 
nungsfähig, das steht nach diesen Aussprüchen fest. Wenn er 
aber nicht zurechnungsfähig ist, so stehen wir vor der Alternative, 
entweder ihn nicht zu strafen, oder für seine Bestrafung keine Zu- 
rechnungsfähigkeit vorauszusetzen. In dem zu Note 3») abgedruckten 
Ausspruch scheint von Liszt sich letzteren Ausweg offen zu halten 
wollen. Allein wenige Seiten später erklärt er sich mit vollster 
Bestimmtheit für die gewiß allein richtige Ansicht, daß die Be- 
strafung eines Zurechnungsunfähigen schlechthin unmöglich ist: 

„Schonungslos hat sie (die Wissenschaft) die Folgewidrigkeit zu 
rügen, daß Strafe verhängt wird, wo die normale Bestimmbarkeit durch 
Motive fehlt."") 
Und an anderer Stelle*») lesen wir: 

»Ich erblicke das Wesen der Zurechnungsfähigkeit, also die Vor- 
aussetzung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit, in der 
normalen Bestimmbarkeit durch Motive. Wer in anormaler Weise, d. h. 
anders als der normale Durchschnittsmensch, auf Motive reagiert, der ist 
nicht zurechnungsfähig, und kann daher nicht gestraft werden.' 

In seinem Lehrbuch aber endlich § 37 S. 162 sagt er: 

»Zurechnungsfähigkeit ist Fähigkeit zu sozialem Verhahen .... 
Wo die soziale Anpassungsfähigkeit völlig fehlt, hat es keinen Sinn 
mehr, durch die in Straf drohung und Strafvollzug enthaltene Motiv- 
setzung motivieren zu wollen." 

Damit also scheiden die Unverbesserlichen definitiv aus dem 
Strafrecht aus. Die eigentlichen Verbrechernaturen, denn das sind 
doch die, „bei welchen ein festgewurzelter unausrottbarer Hang 
zum Verbrechen vorhanden ist", die Verbrecher, bei denen die 
„Intensität der verbrecherischen Gesinnung" die höchste ist, können 



*i) Mitt. VI. 471. 

") Aufs. II. 225. Der obige Ausspruch bezieht sich an dieser Stelle 
auf die geistig Minderwertigen; aber er beansprucht allgemeine Geltung. 
") Aufs. II. 43 unten (1893). S. noch IL 106 oben. 
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von der strafenden Gerechtigkeit nicht erfaßt werden; denn sie 
sind anormal, also zurechnungsunfähig! Während uns von Liszt 
als einen Fundamentalsatz seiner Kriminalpolitik immer wieder vor- 
trägt, daß Art und Maß der Strafe sich nach der Intensität der ver- 
brecherischen Gesinnung richten müsse, woraus doch folgen würde, 
daß gegenüber den Verbrechern mit der intensivsten verbrecherischen 
Gesinnung die Strafe der Art und dem Maß nach die strengste sein 
müßte, gelangen wir an der Hand von Liszts Aussprüchen über 
die Unverbesserlichen vielmehr zu dem Satz, daß, je intensiver die 
verbrecherische Gesinnung ist, desto weniger gestraft werden kann! 
3. Zwar von Liszt will die Unverbesserlichen — nominell 
wenigstens — dennoch strafen. Er droht ihnen die Unschädlich- 
machung und nennt letztere eine Strafe, „die Sicherungsstrafe** 
(oben zu N. 22). Und wie ernst es ihm damit ist, der Unschädlich- 
machung den Strafcharakter zu wahren, das ergibt sich aus dem 
hohen Wert, welchen er der Parallele zwischen der Dreiteilung der 
Verbrecher und der Dreiteilung der Strafen für sein ganzes Straf- 
rechtsgebäude beilegt: Die Strafe muß sich nach Art und Maß an- 
passen der Intensität der verbrecherischen Gesinnung. Nach der 
Intensität ihrer verbrecherischen Gesinnung zerfallen die Verbrecher 
in die drei Klassen der Augenblicksverbrecher, der besserungs- 
fähigen Zustandsverbrecher und der unverbesserlichen Zustands- 
verbrecher. Die Strafe aber hat drei mögliche Zwecke und Auf- 
gaben: Abschreckung, Besserung und Unschädlichmachung: Ab- 
schreckung bezweckt und bewirkt sie gegenüber den Augenblicks- 
verbrechem, Besserung gegenüber den besserungsfähigen, und Un- 
schädlichmachung gegenüber den unverbesseriichen Zustandsver- 
brechern. 

»Und diese Übereinstimmung beider Einteilungen galt mir von 
jeher als die sicherste Gewähr für die Richtigkeit meiner kriminal- 
politischen Grundanschauung. " **) 



*<) Aufs. IL 173. 
Birkmeyer, Dr., Was Iflfit Liszt vom Strafrecbt übrig? 
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Und doch, und doch kann von Liszt unmöglich an 
dem Strafcharakter der Unschädlichmachung der Unver- 
besserlichen festhalten. Das verbietet ihm schon seine Er- 
kenntnis, daß die Unverbesserlichen zurechnungsunfähig sind, und 
daß die Bestrafung Zurechnungsunfähiger eine Folgewidrigkeit ist, 
welche die Wissenschaft schonungslos rtigen muß (oben zu N. 42); 
ein Unsinn nach Liszts eigenen Worten (oben nach N. 43), dessen 
er sich unmöglich kann schuldig machen wollen. Das verbietet 
ihm aber weiter auch seine eigene Auffassung des Wesens und 
des Inhaltes der Strafe. Das Wesen der Strafe ist ihm Motiv- 
setzung, Determinierung; ebendeswegen glaubt er ja, daß das 
Strafrecht nur auf den Determinismus gegründet werden könne: 

»denn die Strafe hat nur für denjenigen einen Sinn, der die Mo- 
tivierbarkeit des menschlichen Willens zugibt."**) 

Der Wille des Unverbesserlichen aber ist nicht mehr motivierbar. 
Folglich hätte Strafe ihm gegenüber keinen Sinn, und kann daher 
die Unschädlichmachung, die Liszt ihm zugedacht hat, keine Strafe 
sein. Und weiter: der Inhalt der Strafe ist auch nach von Liszt 
ein Übel, ein Leiden.*«) Ein Übel aber, ein Leiden einem Zu- 
rechnungsunfähigen zuzufügen für Begangenschaften, in denen sich 
eben seine Zurechnungsunfähigkeit dokumentiert, das wäre nicht 
mehr Gerechtigkeit, sondern Grausamkeit. Auch dies muß uns 
verbieten, in Liszts Unschädlichmachung der Unverbesserlichen eine 
Strafe zu sehen. Sie ist nicht Strafe, sondern Sicherungsmaßregel. 
Nun ist mir leider nur zu wohl bekannt, was von Liszt auf 
solche Deduktionen zu antworten pflegt: er nennt sie einen Streit 
um Worte, verspottet darob seine wissenschaftlichen Gegner und 
erklärt sich selbst erhaben über derartige QuisquiHen. Wenn man 
gegen seine Unschädlichmachung der Bettler und Landstreicher 



*5) Lehrb. § 16 N. 5 S. 83. 

*•) Vgl. die Stellen, welche ich hiefür im Gerichtssaal Ic. S. 420 N. 7 
zusammengestellt habe. 
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durch langjährige Freiheitsstrafen Bedenken äußert, so verweist er 
zunächst auf die im geltenden Recht zugelassene mehrjährige Unter- 
bringung in ein Arbeitshaus. Und wenn man darauf erwidert: das 
sei keine Strafe, sondern nur eine polizeiliche Sicherheitsmaßregel, 
so antwortet er:*') 

»Wir legen auf den Wortstreit, ob das Arbeitshaus Strafe oder 
Sicherung sei, nicht das geringste Gewicht." 

Und dieser Antwort fügt er an anderer Stelle*») den Spott bei: 

»Dabei soll es uns auf den Namen nicht ankommen, den man 

dem Kinde geben will. Das ist ja die liebenswürdigste Seite in dem 

Verhalten unserer Gegner, daß sie zufrieden sind, wenn die altehrwtir- 

digen Etiketten geschont werden Zwei Jahre Gefängnis gegen 

den unverbesserlichen Landstreicher gestattet die ,vergeltende' Gerech- 
tigkeit nicht; aber fünf Jahre des wesentlich empfindlicheren Arbeits- 
hauses würden uns die Gegner wohl zugestehen. Laßt es uns also 
Sicherungsmaßregel und Arbeitshaus nennen; laßt uns nehmen, was 
wir bekommen können." 

Es hat mir offen gestanden immer leid getan, wenn ich dergleichen 
bei Freund Liszt gelesen habe.*^) Nicht um meinetwillen, der 
ich mich mit unter die Verspotteten zählen zu müssen mich leicht 
getröste. Sondern uni Liszts selbst willen, der durch solche Aus- 
sprüche nur denen Wasser auf die Mühle liefert, die seine wissen- 
schaftliche Akribie bezweifeln, ^o) Denn entweder ist die Strafe 
selbst nichts weiter als Prävention und Sicherheitsmaßregel, wie 
dies denn auch von Liszt verschiedentlich behauptet. ^i) Nun schon 



*0 Aufs. IL 19. 

") Aufs. IL 72. 

*•) Vgl. zu den im Text wiedergegebenen Äußerungen noch die im gleichen 
Fahrwasser sich bewegenden: Aufs. IL 127, 309, 328 (»Und sollte man weiter 
einwenden, daß eine so lange ausgedehnte Einschließung keine Strafe mehr 
sei, sondern eine Sicherheitsmaßregel, so trage ich für meine Person diesem Be- 
denken mit dem größten Vergnügen Rechnung. Man mag dann etwa von einer 
Sicherheitshaft sprechen. Auf den Namen kommt es mir hier wie sonst nicht 
an.'); 368. 

öö) Worüber er selber klagt: Aufs. IL 23. 

***) VgL vor allem Lehrb./S. 67, wo ihm die Wirkungen der Strafe in 

2* 
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dann ist es durchaus nicht gleichgültig, ob ich eine Maßregel als 
Strafe oder als Sicherungsmittel bezeichne. Denn dann ist zwar 
jedes Strafmittel zugleich auch eine Sicherungsmaßregel, aber durch- 
aus nicht jede Sicherungsmaßregel eine Strafe, wie denn ja auch 
von Liszt selbst in der in N. 51 zuletzt zitierten Stelle die Schwierig- 
keit betont, die Strafe von anderen Sicherungsmaßregeln begrifflich 
zu scheiden, womit er direkt zugibt, daß es sich hier selbst von 
seiner Auffassung der Strafe aus nicht bloß um verschiedene 
Namen, sondern um verschiedene Begriffe handle. Oder aber 
das Wesen der Strafe ist, wie wir behaupten, mindestens in 
erster Linie Repression, und nicht Prävention. Und auch diese, 
mit den Aussprüchen der N. 51 in direktem Widerspruch stehende 
Auffassung finde ich bei von Liszt (Aufs. II. 83) vertreten: 

,Die Strafe ist nicht das einzige, nicht einmal das wirksamste 
Mittel zur Bekämpfung des Verbrechens. Neben die Repression 
tritt, dieser an Wirksamkeit weit überlegen, die Prävention." 

Hier wird also die Strafe als Repression in scharfen Gegensatz ge- 
bracht zu den vorbeugenden Maßregeln. Bei solchem richtigen 
Standpunkt aber muß es doch fast unbegreiflich erscheinen, wenn 
man sagt: es ist mir höchst gleichgültig, ob ich eine bestimmte 
Maßregel eine Strafe oder eine Sicherungsmaßregel nenne. Aber 
Liszts Spott über seine Gegner, die scharf die Begriffe Strafe und 
Sicherungsmaßregel trennen, die insbesondere die Unschädlich- 
machung nicht als Strafe, sondern nur als Sicherungsmaßregel, als 
polizeiliche Tätigkeit wollen gelten lassen, fällt sogar auf ihn selbst 
zurück. Hat er doch auf der siebenten Versammlung der IKV. in 
Lissabon im Jahr 1897, um den Unverbesserlichen gegenüber 



General- und Spezialprävention sich erschöpfen. Ferner Aufs. IL 122: »künftige 
Verbrechen zu verhindern"; IL 139: „eines der Mittel zur Verhütung der Ver- 
brechen ist die Strafe"; 11.293: .die Schwierigkeiten, die eine feste Umschrei- 
bung dieses scheinbar so klaren Begriffes (der Strafe), insbesondere seiner Ab- 
grenzung von anderen gesellschaftlichen Sicherungsmaßregeln, für 
die Wissenschaft mit sich bringt". 
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trotz ihrer Zurechnungsunfähigkeit die Unschädlichmachung auf- 
recht erhalten zu können, selbst den Satz anfgestellt, sie sei keine 
Strafe, sondern nur eine Sicherungsmaßregel I Die Stelle ist so 
überaus bezeichnend für die eigene Unsicherheit von Liszts in 
einer Frage, in der er glaubt, über den Standpunkt seiner Gegner 
spotten zu können, daß ich sie hier aus den Mitt. IL 471 voll- 
ständig wiedergebe: ^5*) 

On a essay^ de fonder la responsabilit^ sur d'autres bases. M. 
Tarde indique une deuxi^me formule »la similitude sociale" comme 
fondement de la responsabilit^. Moi-m§me, j'ai admis et soutenu pen- 
dant vingt ans cette formule. II me faut aujourd'hui confesser mes 
doutes. La »similitude sociale", c'est le fait d'agir comme les autres. 
Celui qui agit comme les autres est l'homme normal, Thomme normal 
est responsable. Celui, au contraire, qui n'agit pas comme les autres 
ne serait pas responsable, d'oü il suit que, puisque les incorrigibles ne 
sont pas normaux, ils seraient irresponsables! Et cependant ces in- 
corrigibles sont les hommes les plus dangereux 

En r^sum^, la normalit^ est une chose des plus ^nigmatiques, 
et Ton ne pourrait outrepasser ses difficult^s qu'en disant: L* Elimi- 
nation des incorrigibles n'est plus une peine, c'est une 
mesure präventive. 

^*) Um so mehr, da sie auch die Belege für unsere vorangegangenen Aus- 
führungen in verschiedener Richtung zu ergänzen geeignet ist. Sie bestätigt 
einerseits Liszts konstante Definition der Zurechnungsfähigkeit als normale Be- 
stimmbarkeit durch Motive (oben zu N. 34), zeigt aber andererseits Liszts eigene 
Zweifel an der Haltbarkeit dieser Definition, welche er schon im Jahr zuvor 
auf dem Psychologen-Kongreß in München in dem bekannten Vortrag (Aufs. IL 
214 ff.) geäußert hatte, die er aber später entweder vergessen oder überwunden 
zu haben scheint, da er in der Folgezeit die obige Definition vorbehaltlos re- 
produziert (vgl. unten nach N. 205). — Sie zeigt uns, was sich Liszt unter der 
normalen Determinierbarkeit denkt (oben zu N. 38). — Sie bestätigt uns, daß 
von Liszt den Unverbesserlichen für normal nicht determinierbar und daher für 
zurechnungsunfähig hält (oben zu N. 41). — Sie bestätigt uns weiter, daß Liszt 
eine Bestrafung des Unverbesserlichen wegen seiner Zurechnungsunfähigkeit 
für ausgeschlossen erachtet (oben zu N. 42). — Endlich aber ist uns die Stelle auch 
um deswillen von besonderem Interesse, weil sie, wie die ganze Verhandlung, 
aus der sie entnommen ist, einen neuen Beweis dafür liefert, daß es dem De- 
terminismus unmöglich ist, die strafrechtliche Verantwortlichkeit zu begründen. 
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So war es uns möglich, an Liszts eigenen Ausführungen darzutun, 
daß seine Unverbesserlichen und ihre von ihm vorgeschlagene Be- 
handlung außerhalb des eigentlichen Strafrechts stehen. 



IV. 
Liszt und die gewerbsmäßigen Verbrecher. 

Mit den Unverbesserlichen aber scheiden zugleich die ge- 
werbsmäßigen Verbrecher nach von Liszt aus dem Strafrecht 
aus; denn sie sind nach ihm lediglich eine Unterart der 
Unverbesserlichen. 

Zwar ist von Liszt in seiner Auffassung über das Verhältnis 
der Gewerbsmäßigkeit zur Unverbesserlichkeit nicht ganz klar und 
nicht ohne Widerspruch. Aber das letzte Ergebnis, das wir aus 
seinen verschiedenen Äußerungen gewinnen, ist eben doch dies, 
daß jeder gewerbsmäßige Verbrecher unverbesserlich sei. 

L Ein gewerbsmäßiges Verbrechen liegt nach Liszt dann vor, 
,wenn die wiederholte Begehung sh-afbarer Handlungen nach der 
Absicht des Täters die ausschließliche oder doch überwiegende Erwerbs- 
quelle bilden soU.*^") 

Bei seinem seinerzeitigen Versuch, die Verbrechen psychologisch 
einzuteilen, um so zu einer psychologischen Einteilung der Ver- 
brecher zu gelangen, hat von Liszt '^*) das gewerbsmäßige Ver- 
brechen dahin charakterisiert: 

»Gesteigerte Genußsucht, verbunden mit dem Abscheu vor ge- 
bundener Lebensführung, insbesondere vor regelmäßiger Arbeit (Lieder- 

") Aufs. II. 312; vgl. Lehrb. § 55 S. 241. — Es ist höchst bezeichnend, 
daß von Lizst auch an der ersteren Stelle, wo er den Gegenstand de lege ferenda 
und, wie er versichert, »soziologisch" erörtert, nicht vom gewerbsmäßigen 
Verbrecher, sondern vom gewerbsmäßigen Verbrechen handelt. Er bemüht sich 
sogar — s. das im Text Folgende — die einzelnen Verbrechen aufzuzählen, denen 
dies Prädikat gegeben werden könne. 

»*) Aufs. IL 188. 
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lichkeit, Abenteuersucht, Wandertrieb) sind seine psychologischen Kenn- 
zeichen." 

Als äußere „charakteristische Eigentümlichkeiten des gewerbsmäßigen 
Verbrechens" aber schildert er^ß) einmal „die berufsmäßig aus- 
gebildete Technik", und sodann den „internationalen Betrieb des 
Gewerbes". Und als einzelne Verbrechen endlich, welche gewerbs- 
mäßig begangen zu werden pflegen, nennt er uns:*«) a) Bettel 
und Landstreicherei — b) Raub und Tötung, letztere insbesondere 
in der Erscheinung der sog. Engelmacherei — c) Lohnabtreibung — 

d) Diebstahl und Betrug und eine Anzahl anderer Delikte, welche 
soziologisch mit diesen beiden zusammenhängen, wie Untreue und 
Unterschlagung, betrügerischer Meineid und Versicherungsbetrug, 
Fälschung von Banknoten, Urkunden, Waren aller Art, unlauterer 
Wettbewerb, betrügerischer Bankerott, Schmuggel und Hehlerei — 

e) die Ausbeutung des Schwächeren durch den Stärkeren in Ge- 
stalt des Wuchers, der Erpressung, des Mädchenhandels, der Kup- 
pelei, der Zuhälterei, des Gründungs- und Börsenschwindels. 

2. Bezüglich dieses ganzen Gebietes nun der gewerbsmäßigen 
Verbrechen schwankt von Liszt, ob die Täter derselben stets und 
unter allen Umständen unverbesseriich seien, oder ob man unter 
ihnen besserungsfähige und unverbesseriiche unterscheiden könne. 
Die letztere Ansicht vertritt er in einer jeden Zweifel ausschließenden 
Weise in seiner Abhandlung über „Die psychologischen Grund- 
lagen der Kriminalpolitik" (1896), wo er (Aufs. IL 209) den Aus- 
spruch tut: 

»Und ich behaupte, daß die Freiheitsstrafe erziehend nur insoweit 
zu wirken vermag, als es sich um Gewöhnung an regelmäßige, ehr- 
liche Arbeit handelt. Diese Behauptung bedeutet eine wesentliche Ein- 
schränkung meiner Gruppe der »besserungsfähigen Zustandsverbrecher* 
Nur soweit der sich entwickelnde, noch nicht völlig festgewurzelte, ver- 
brecherische Hang auf Arbeitsscheu beruht, also innerhalb des ge- 



") Aufs. n. 317. 

") Aufs. IL 189 verbunden mit 315 ff. 
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werbsmäßigen Verbrechens, kann von Besserungsfähigkeit des Ver- 
brechers, mithin von Anwendung der Besserungsstrafe, die Rede sein."*') 

„Innerhalb des gewerbsmäßigen Verbrechens" also werden hier 
Besserungsfähige und Unverbesserliche unterschieden; jedenfalls 
ein Teil der Täter der gewerbsmäßigen Verbrechen (ja nur dieser 
Teil) ö 8) stellt die Gruppe der besserungsfähigen Zustandsver- 
brecher dar. 

3. Diese Ansicht jedoch scheint von Liszt später wieder auf- 
gegeben zu haben. Schon in dem 1900 in Berlin gehaltenen Vor- 
trag, der sich ex professo mit dem „gewerbsmäßigen Verbrechen" 
beschäftigt, äußert er, zwecks Feststellung seines Themas (Aufs. 

11.310): 

.Aber nicht das ganze Gebiet des unverbesserlichen Verbrecher- 
tums will ich heute ins Auge fassen, sondern nur einen, aller- 
dings hochwichtigen Teil desselben: das gewerbsmäßige Ver- 
brechertum.' 

Er tadelt dann die Reichskriminalstatistik, welche die gewerbsmäßigen 
Verbrecher unausgeschieden unter den wiederholt Rückfälligen mit- 
berücksichtige (11.311), obgleich es doch klar sei, daß es zahl- 
reiche Fälle gebe, in denen die immer aufs neue wiederholte Be- 
gehung strafbarer Handlungen der Ausfluß eines tiefgewurzelten 
unausrottbar gewordenen verbrecherischen Hanges ist, ohne daß 
dabei die für. das gewerbsmäßige Verbrechen charakteristische Er- 
werbsabsicht eine Rolle spiele. Es gebe also m. a. W. zahlreiche 
Fälle, wo zwar Unverbesserlichkeit, aber keine Gewerbsmäßigkeit 



^0 An späterer Stelle freilich der nämlichen Abhandlung scheint von Liszt 
an der Richtigkeit dieser Beschränkung der Besserungsfähigen auf die Gewerbs- 
mäßigen selbst zu zweifeln; s. Aufs. II. 210 vv.: „Jedenfalls verdient" u.s.w. 

^8) Dürften wir dies heute noch, trotz seiner Zweifel in N.57, als Liszts 
Ansicht betrachten, dann würden als besserungsfähig nur die Gewerbsmäßigen 
zu erachten sein. Wie also, wenn wir die Gewerbsmäßigen nach den Ausfüh- 
rungen unter 3, als unverbesserlich zu betrachten haben: was gibt es dann noch 
für Besserungsfähige? 
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vorliege, 5«) so daß es ganz verfehlt sei, diese Fälle mit dem „ge- 
werbsmäßigen Verbrechen" identifizieren zu wollen: 

»Indem der Teil für das Ganze genommen, die Unter- 
gruppe der gewerbsmäßigen Verbrecher mit der Gesamt- 
gruppe der Unverbesserlichen vertauscht wird, schleicht sich in 
die Berechnungen der Kriminalstatistik, wie in die Vorschläge der Ge- 
setzentwürfe ein nach den verschiedensten Richtungen hin verhängnis- 
voller Fehler ein.* 
Die gewerbsmäßigen Verbrecher erscheinen folglich hier 
überall als ein Teil der unverbesserlichen, und besserungs- 
fähige gewerbsmäßige Verbrecher gibt es darnach über- 
haupt nicht. Und diesen Standpunkt nahm von Liszt auch ein, 
als er im Jahr 1902 dem 26. Deutschen Juristentag ein Gutachten 
über die Frage erstattete: „Nach welchen Grundsätzen ist die Re- 
vision des Strafgesetzbuchs in Aussicht zu nehmen?" 

»Unsere zweite Hauptforderung" — so sagte er damals Aufs. 11.400 — 
»betrifft die Sicherung der Gesellschaft gegen unverbesserliche und ge- 
meingefährliche Verbrecher. In dieser Gruppe müssen aber zwei Unter- 
gruppen auseinandergehalten werden, die eine wesentlich verschiedene 
Behandlung erfordern. 1. Die erste dieser Untergruppen wird 
gebildet durch die gewerbsmäßigen Verbrecher." 

Demgemäß macht er bezüglich der Behandlung der gewerbsmäßigen 
Verbrecher ganz den nämlichen Vorschlag, den er auch für die 
unverbesserlichen kompromißweise billigt: statt der Einsperrung 
auf Lebensdauer, welche die folgerichtige Durchführung des von 
ihm eingenommenen Standpunktes eigentlich verlange, Verurteilung 
zu zeitlich begrenzter schwerer Freiheitsstrafe. «o) 



'^•) von Liszt denkt dabei, wie er sagt, an die verschiedenen Gewalttätig- 
keits- und Roheitsverbrechen,, an Messerstechereien und Unzucht mit Kindern, 
an Widerstand gegen die Staatsgewalt u.s. w. In den Aufs. II. 404 nennt er als 
hieher gehörige Fälle auch die Verbrechen der vermindert Zurechnungsfähigen. 

•0) Aufs. II. 400 ff. vgl. mit Aufs. II. 211, 212 unter 2. b, II. 327 ff. — Im 
Widerspruch zu dieser Einrechnung der gewerbsmäßigen Verbrecher in die Un- 
verbesserlichen steht wieder der Ausspruch im Lehrb. § 15 S. 77 »(bürgerliche, 

nicht notwendig sittliche Besserung). Besonders bei noch jugendlichen gewerbs- 
mäßigen Verbrechern ist der Erfolg einer solchen Einwirkung nicht ausgeschlossen.* 
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4. Sind nun die gewerbsmäßigen Verbrecher nur eine Unter- 
gruppe der Unverbesserlichen, so sind sie wie diese anormal, folg- 
lich zurechnungsunfähig und dem unter III Ausgeführten zufolge 
dem Strafrecht entzogen. Nun ist allerdings nach der Reichs- 
kriminalstatistik, welche seit 1901 das gewerbsmäßige Verbrechen 
gesondert vom Rückfall betrachtet und dabei die Gewerbsmäßig- 
keit auch bei anderen, als den im Reichsstrafgesetzbuch hervor- 
gehobenen, Fällen berücksichtigt, die Häufigkeit des gewerbs- 
mäßigen Verbrechens überhaupt keine große. «0 Die Behauptung 
von von Liszt Aufs. II. 326: 

»Wir haben ein täglich sich ausbreitendes gewerbsmäßiges Ver- 
brechertum, ein immer stärker anschwellendes Heer von antisozialen 
Existenzen* 



«») Vgl. Kriminalstatistik f. d. J. 1898 im Band 126 Neue Folge der Statistik 
des Deutschen Reichs 1901, I. 23—42; insbes. I. 26: .Die angeführten Zahlen 
legen den Schluß nahe, daß das eigentliche gewerbsmäßige Verbrechen an dem 
Wachstum der Verurteilungen Vorbestrafter nicht erheblich beteiligt sein kann." 
Und wieder I. 28: »Ungeachtet der Lückenhaftigkeit des statistischen Materials 
erscheint hiernach der Schluß gerechtfertigt, daß das eigentliche gewerbsmäßige 
Verbrechen innerhalb der Gesamtkriminalität nicht sehr ins Gewicht fällt und 
auch auf die Steigerung dieser Kriminalität erheblichen Einfluß nicht ausgeübt 
hat. Dieses Ergebnis wird bestätigt durch eine Betrachtung derjenigen Arten 
strafbarer Handlungen, bei welchen der Rückfall nach besonderer gesetzlicher 
Vorschrift einen Strafschärfungsgrund bildet.* Gleiche Ergebnisse lieferten die 
Krim.Stat. f. 1899 I. 30 ff., f. 1900 I. 17 ff., f. 1901 I. 31 ff. (hier heißt es I. 35: 
»Was die Frage anlangt, ob die Gesamtzunahme der Kriminalität in den Jahren 
1882 — 1901 auf eine wachsende Ausbreitung des gewerbsmäßigen Verbrecher- 
tums zurückzuführen sei, so muß sie unter der Voraussetzung, daß die angestellten 
Berechnungen der Wahrheit nahe kommen, verneint werden."); f. 19021. 33 ff.(»Die 
Zahlen des Jahres 1902 bestätigen im wesentlichen die bisherigen Ergebnisse.'). 
Liszts Versuch (Aufs. II. 414 ff.) darzutun, daß »diese ganze Beweisführung ver- 
fehlt" sei, scheint mir nicht gelungen — abgesehen davon, daß doch die Beweis- 
last für seine im Text wiedergegebene Behauptung ihn treffen würde. Speziell zu 
seinem Haupteinwand (11.416): »Der schwerste Fehler der »Erläuterungen* aber 
liegt in der Gegenüberstellung der Vermögensdelikte und der Roheitsverbrechen. 
Woher weiß man denn, daß die mehrfach bestraften Messerhelden dem gewerbs- 
mäßigen Verbrechertum nicht angehören?" vgl. ihn selbst oben zu N. 59. 
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und wieder Aufs. II. 361 : 

,Daß, wie die Zahlenreihen unserer Reichs-Kriminalstatistik er- 
geben, gerade die berufsmäßig betriebene Kriminalität in stetem An- 
steigen begriffen ist" 

findet in der Reichs-Kriminalstatistik keine Bestätigung. Immerhin 
werden in den gewerbsmäßigen Verbrechern Menschen von ganz 
besonders intensiver antisozialer Gesinnung und daher von ganz 
besonderer Gefährlichkeit für die Rechtsordnung«*), Menschen, 
welche ebendarum „ein besonders geartetes und besonders kräftiges 
Eingreifen des Strafgesetzes erfordern" (Aufs. II. 313), dem Straf- 
recht völlig entzogen. Es ist eine ganz eigentümliche Erscheinung, 
daß von Liszt, dessen Theorie dazu führt, die gewerbsmäßigen Ver- 
brecher der Herrschaft des Strafgesetzes zu entziehen, unser gel- 
tendes Strafrecht nicht scharf genug dafür tadeln kann, daß es 
dem gewerbsmäßigen Verbrechertum gegenüber völlig machtlos sei, 
daß es uns im Kampf gegen dieses völlig im Stich lasse, ß») 
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Unverbesserlichkeit der Erwachsenen. 

Aber Liszt dehnt den Kreis der Unverbesserlichen auf Kosten 

der Besserungsfähigen noch weiter aus, freilich auch hier wieder 

in der Grenzziehung schwankend und sich selbst widersprechend. 

In seinem Gutachten für den 26. Deutschen Juristentag (1902) 

sagt er (Verhandlungen I. 292 = Aufs. II. 397): 

»Wir verlangen in erster Linie die erziehende Behandlung der 
Besserungsfähigen; und da die erziehende Umgestaltung des 
Charakters durch körperliche und geistige Ausbildung wie durch Ge- 
wöhnung an regelmäßige Lebensweise, insbesondere an regelmäßige 
Arbeit, nur bis zu einem gewissen Lebensalter überhaupt 



«•) Lehrb. § 14 S. 72: »Als eine besonders häufige und gefährliche Unter- 
art (des Zustandsverbrechens) erscheint das gewerbsmäßige Verbrechen." 
•») Aufs. n. 326, 323, 361. 
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möglich ist, können wir wohl sagen: die erziehende Behandlung der 

Jugendlichen." 
Ergänzend müssen wir hier seinen in dem nämlichen Gutachten 
gemachten Vorschlag heranziehen, die Grenze für das jugendliche 
Alter vom vollendeten 18. auf das vollendete 21. Lebensjahr hinaus- 

zurticken: 

,Die bisherigen Altersgrenzen von 12 und 18 Jahren sind auf 14 
und 21 Jahre zu erweitem. "•*) 
Hieraus ergibt sich das Resultat, daß der verbrecherische 
Mensch, wenn er einmal das einundzwanzigste Lebens- 
jahr vollendet hat, unverbesserlich und damit strafunfähig 
geworden ist. Damit wäre also der weitaus größte Teil aller 
Verbrecher dem Strafrecht entzogen. Dieses Resultat ist so un- 
geheuerlich, daß wir fürchten müßten, von Liszt mißverstanden zu 
haben, wenn uns nicht anderweite Äußerungen bestätigen würden, 
daß er in der Tat die Besserungsfähigkeit des Verbrechers mit der 
Altersgrenze von 21 Jahren für abgeschlossen und von da ab den 
Verbrecher für unverbesserlich erachtet. 

Schon in den Aufs. II. 127 (1893) sagt Liszt von den sog. 
„sozialen Neurasthenikem**, den Bettlern, Landstreichern, Dirnen 

u. s. w., 

,und hier gibt es, wenn einmal ein gewisses Lebensalter 
erreicht ist, keine Rettung mehr.* 

In dem mehrerwähnten Gutachten aber für den Deutschen Juristentag 
(1902) lesen wir ganz allgemein (Aufs. II. 399/400): 

»Besserung, im Sinne der bürgerlichen Besserung, also der An- 
passung an die Forderungen des gesellschaftlichen Lebens, dürfte 
ausgeschlossen sein, wenn der Verbrecher das 21. Lebens- 
jahr bei Begehung der Tat überschritten hat." 

Woran dann unsere Ausführungen unter III anknüpfen und be- 
weisen, daß eine Bestrafung von nun an ausgeschlossen ist. 

•*) Aufs. II. 397. Früher, in seinen Kriminalpolitischen Aufgaben, Aufs. I. 
447 (1892) hatte Liszt die Ausdehnung der bedingten Strafmtindigkeit bis zum 
vollendeten 20. Lebensjahr befürwortet; vgl. unten N. 175. 
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Jedoch sind an dieses Resultat noch folgende Bemerkungen 
anzuschließen: 

1. Die Behauptung von Liszts, daß mit dem vollendeten 
21. Lebensjahr die Verbrecher unverbesserlich werden, dürfte sich 
nur auf die „Zustandsverbrecher** beziehen. Die „Augenblicks- 
verbrecher" also würden auch nach dem 21. Lebensjahr noch straf- 
fähig bleiben: sie würden nach wie vor der Abschreckungsstrafe 
verfallen. Denn die ganze Unterscheidung von besserungsfähigen 
und unverbesserlichen Verbrechern ist ja nach Liszt von vornherein 
eine Unterscheidung innerhalb der Zustandsverbrecher: Lehrb. § 14 
zu N. 4 S. 72. Am Augenblicksverbrecher als solchem ist nach 
Liszt nichts zu bessern; denn von einer Anpassung des Verbrechers 
an die Forderungen des gesellschaftlichen Lebens kann hier nicht 
wohl die Rede sein, weil diesen die Gesinnung des Täters nicht 
feindlich gegenübersteht. Nicht der Täter, sondern seine vereinzelte 
Tat ist hier das wahrhaft Antisoziale, ß^) Daher ist dem Augenblicks- 
verbrecher gegenüber nach von Liszt nur Abschreckung und nicht 
Besserung indiziert; daher sich auch die Unterscheidung von 
Besserungsfähigen und Unverbesserlichen auf ihn nicht bezieht; 



^^) von Liszt hat zwar, um auch hier seinen Satz aufrecht halten zu 
können, daß die Strafe nicht die einzelne Tat, sondern die Gesinnung des Täters 
treffen müsse, bei den Augenblicksverbrechem von einer antisozialen Gesinnung, 
einer verbrecherischen Eigenart, »im Augenblick der Tat" gesprochen: vgl. z. B. 
Aufs. IL 192, 290, 438. Allein eine Eigenart so vorübergehender Natur, einen 
Augenblicks-Charakter, gibt es nicht. Die Ausdrücke »verbrecherische Eigen- 
art", »antisoziale Gesinnung", »rechtsfeindlicher Charakter" weisen auf etwas 
Dauerndes, Zuständliches hin. Vgl. von Liszt selbst Aufs. IL 182 N. 1; meinen 
Grundr. 6. Aufl. S. 93/4; meinen Aufs, im Gerichtssaal 67,411 unten. Eine 
»gelegentliche Abirrung von der Rechtsordnung", wie von Liszt Aufs. IL 192 die 
Tat des Augenblicks Verbrechers bezeichnet, kann man nicht eine antisoziale Ge- 
sinnung nennen, besonders wenn sie etwa aus Fahrlässigkeit geschehen sein sollte. 
Die »Eigenart" des Täters kann nie »das Ergebnis augenblicklicher und vorüber- 
gehender äußerer Einwirkungen", sie muß immer »der Ausdruck eines bleibenden 
Zustandes" sein. 
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folglich auch nicht der Satz, daß mit Vollendung des 21. Lebens- 
jahres der bisher Besserungsfähige zum Unverbesserlichen werde. 
Und so müssen wir wie gesagt annehmen, daß Liszts oben 
referierte Ausprägung und Begründung dieses Satzes sich nur auf 
die Zustandsverbrecher beziehe, ö«) 

2. Jedoch auch in Beziehung auf die Zustandsverbrecher hält 
Liszt an dem Satze nicht entschieden fest; deutet vielmehr die 
Möglichkeit auch noch besserungsfähiger erwachsener Verbrecher 
an. Nachdem er nämlich dem Deutschen Juristentage seine Vor- 
schläge bezüglich der Besserung der jugendlichen Zustandsver- 
brecher unterbreitet hat, fährt er Aufs. II. 399 fort: 

.Bei Annahme dieser Vorschläge, insbesondere bei Erweiterung 
der Höchstgrenze des jugendlichen Alters auf 21 Jahre, entfäUt die Not- 
wendigkeit, für erwachsene Besserungsfähige besondere Bestim- 
mungen zu treffen." 

Das könnte ja allerdings dahin aufgefaßt werden: weil es Besse- 
rungsfähige über 21 Jahre nicht geben dürfte, so erübrigt 
sich bei einer Regelung der Besserungsstrafe gegenüber Verbrechern 
bis zum vollendeten 21. Lebensjahr jede weitere Regelung der 
Besserungsstrafe gegenüber erwachsenen Besserungsfähigen. Allein 
auf der nächsten Seite sagt Liszt: 

»Jedenfalls wäre nach meiner Meinung abzuwarten, ob die 
vorgeschlagenen Maßregeln gegen Jugendliche in der praktischen 
Handhabung sich bewähren. Ist das der Fall, so steht ja der spä- 
teren Ausdehnung dieser Bestimmungen auf höhere Alters- 
klassen von Verbrechern keine besondere Schwierigkeit im 
Wege.« 

«•) Vgl. denn auch von Liszt selbst Aufs. II. 400: »Wenn der Verbrecher 

das 21. Lebensjahr bei Begehung der Tat überschritten hat kann es sich 

nach meiner Auffassung nur mehr darum handeln, durch einen Appell an die 
egoistischen Motive die künftige Begehung strafbarer Handlungen zu verhindern, 
also abzuschrecken. Und wo auch diese Möglichkeit versagt, da bleibt eben 
nichts anderes übrig als die Unschädlichmachung." Abschreckung — nämlich 
wenn es sich um einen Augenblicks-, Unschädlichmachung — wenn es sich um 
einen Zustandsverbrecher handelt. 
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Hier also scheint er in der Tat besserungsfähige Zustandsverbrecher 
auch im Alter über 21 Jahre noch anzunehmen. Immerhin dürfte 
gegenüber Liszts bestimmten gegenteiligen Äußerungen der eben 
zitierte Satz nur dazu bestimmt sein, allenfallsige Zweifler an der 
Beschränkung der Besserungsfähigkeit auf ein bestimmtes Lebens- 
alter zu beruhigen durch einen Hinweis darauf, daß, wenn es 
Besserungsfähige in höheren Altersklassen geben sollte, Liszts Vor- 
schläge später auch auf sie angewendet werden könnten. Liszt 
selbst ist offenbar der Meinung, daß es solche Besserungsfähige 
in höheren Altersklassen nicht gebe. 

So blieben denn nach unseren bisherigen Ausführungen als 
straffähig im Sinne von Liszts nur folgende Kategorien von Ver- 
brechern übrig: 

a) im Alter bis zum vollendeten 2L Lebensjahr die Augen- 
blicksverbrecher und die besserungsfähigen Zustandsverbrecher. 
Daß aber auch von diesen Liszt wieder einen sehr großen Teil 
der Strafe entzieht und sie eigentlich alle der Strafe entziehen 
müßte, werden wir unter VII sehen; 

b) im Alter nach dem vollendeten 2L Lebensjahr nur die 
Augenblicksverbrecher; denn besserungsfähige Zustandsverbrecher 
gibt es in diesem Alter nicht mehr, und unverbesserliche können 
nicht gestraft werden. 

Interessant wäre es dabei noch zu erfahren, wie Liszt sich 

zu der Behauptung verhält, welche seinerzeit Prins in seinem auf 

der fünften allgemeinen Versammlung der IKV. in Antwerpen (1894) 

erstatteten Bericht über die Frage der unbestimmten Verurteilung 

aufgestellt hat:^') 

,Nun lehrt uns die Statistik, daß bei einem gewissen Alter der 
Hang zum Verbrechen abnimmt oder gar erlischt. Die Kurve der Kri- 



") Mitt. V. 215 f.; im französ. Text S. 80 f. —Vgl. übrigens auch Kitzinger, 
IKV. S. 51 oben. 
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minalität erreicht ihren Höhepunkt zwischen 21 und 30 Jahren, sie sinkt 
ein wenig zwischen 30 und 40 Jahren, sie fäUt rapide zwischen 40 und 
50 Jahren und zeigt nach dieser Altersgrenze nur noch einige schwache 
wellenförmige Bewegungen." 

van Hamel hatte daraus die Folgerung gezogen, daß auch der 
seinerzeit als unverbesserlich auf unbestimmte Zeit Verurteilte nach 
erreichtem 50. Lebensjahr als gebessert und ungefährlich wieder 
müsse in Freiheit gesetzt werden. Führt aber obige Beobachtung 
nicht auch zu der Konsequenz, daß Verbrecher, welche nach 
von Liszt mit vollendetem 21. Lebensjahr unverbesserlich geworden 
sind, mit vollendetem 50. Lebensjahr wieder anfangen, zu den an 
sich besserungsfähigen zu zählen? Mir schiene das durchaus folge- 
richtig; dem Formalismus aber, der schon in der Beendigung der 
Besserungsfähigkeit mit der Feier des 22. Geburtstages liegt, ß») wäre 
damit die Krone aufgesetzt. 



VI. 
Liszt und die vermindert Zurechnungsfähigen. 

Die Zahl der hiernach für das Strafrecht noch übrig 
bleibenden Verbrecher mindert sich in Konsequenz der 
Lisztschen Anschauungen weiter um die „vermindert Zu- 
rechnungsfähigen". e») Wir fragen im folgenden zunächst, was 



•*) Und dabei kann von Liszt nicht oft genug der klassischen Schule 
Begriffsjurisprudenz, unserm geltenden Strafrecht Formalismus vorwerfen! 

**) von Liszts Anschauungen über die vermindert Zurechnungsfähigen 
ergeben sich aus folgenden Abhandlungen: Aufs. IL 126, 127 (1893); IL 222—225 
(1896); IL 361, 362 (1902); IL 404-408 (1902); Thesen für die 9. Landesversamm- 
lung der Gruppe Deutsches Reich (Dresden 1903) in den Mitt. XL 602, 603, 612; 
Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Verwahrung gemeingefährlicher Geistes- 
kranker und vermindert Zurechnungsfähiger (1904), veröffentlicht zuerst in der 
ärztlichen Sachverständigenzeitung vom 15. Januar und 1. Februar 1904, dann mit 
verschiedenen Abänderungen und Begründung in den Mitt. XL 637 — 658 und in 
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von Liszt unter verminderter Zurechnungsfähigkeit versteht und 
welche Personengruppen er hieher rechnet? Wir werden so tiber- 
sehen können, wie groß der Personenkreis ungefähr ist, um dessen 
Strafbarkeit oder Nichtstrafbarkeit es sich handelt. Wir fragen dann 
weiter, wie von Liszt die vermindert Zurechnungsfähigen behandelt 
wissen will und wie sie in Konsequenz seiner Grundanschauungen 
behandelt werden müssen? Wir werden dann unsere Bedenken 
gegen die Anerkennung einer verminderten Zurechnungsfähigkeit 
im neuen Strafgesetzbuch entwickeln. 

1. In seinem Lehrbuch S. 76 kntipft von Liszt die Lehre von 
den vermindert Zurechnungsfähigen an an die Lehre von den Un- 
verbesserlichen und deren Unschädlichmachung: 

.Diese Aufgabe (der Unschädlichmachung) hat die Strafe dem 
geistesgesunden, wie die Irrenanstalt dem geisteskranken Verbrecher 
gegenüber zu erfüllen. Besondere Schwierigkeit bieten die zahlreichen 
Übergangszustände. Man mag hier immerhin von .verminderter Zu- 
rechnungsfähigkeit* sprechen und gemilderte Strafe eintreten lassen.' 

Unter der verminderten Zurechnungsfähigkeit versteht von Liszt 
demnach die Übergangszustände zwischen der geistigen Gesund- 
heit und der Geisteskrankheit, oder, wie er sich S. 164 ausdrtickt, 
die „Übergangsstufen von der normalen zur abnormalen Reaktion 
auf äußere und innere Reize ".^0) In seinem Gesetzentwurf Ver- 



den Aufs. IL 499— 519 (vgl. auch Goltdammers Arch. 51,87—89); Schutz der Gesell- 
schaft gegen gemeingefährliche Geisteskranke und vermindert Zurechnungsfähige, 
in Aschaffenburgs Monatsschrift für Kriminalpsychologie I, (1904/5), 8 — 15 ; Vor- 
schläge auf der 10. Landesversammlung der Gruppe Deutsches Reich (Stuttgart 
1904) in den Mitt. XIL 265, 266, 274; Rede gehalten auf der 10. Allgem. Ver- 
sammlung der IKV. (Hamburg 1905), in den Mitt. XIIL 471—489; Lehrb. § 15 
zu N. 7 S. 76; § 37 unter L 2 S. 164. 

^0) Vgl. noch Aufs. IL 222, wo er als v. Z. charakterisiert die .ungezählten 
Übergänge von der geistigen Unreife zur vollen Reife der Entwicklung, von 
der ungebrochenen Gesundheit des Seelenlebens zur ausgesprochenen Geistes- 
krankheit, von der Tagesklarheit des Bewußtseins zur gänzlichen Umnachtung 
des Geistes*. 

Birkmeyer, Dr., Was läßt Liszt vom Strafrecht übrig? 3 
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meidet er eine Definition der verminderten Zurechnungsfähigkeit 
In Stuttgart formulierte er ausdrücklich als einen seiner Vorschläge 
(Mitt. XII. 266): 

.Ablehnung jeglicher Definition des Begriffs der v. Z.". 
Bei der Diskussion jedoch beantragte er, einen Gesetzesvorschlag 
Krohnes bekämpfend, den künftigen § 51a des StGB, dahin zu 
fassen (Mitt. XII. 274): 

.als geistig minderwertig sind zu betrachten diejenigen, bei denen 
im Augenblick der Begehung der Tat durch Bewußtlosigkeit oder gei- 
stige Störung die freie Willensbestimmung nicht ausgeschlossen, aber 
erheblich vermindert worden ist." 

Auf der Versammlung in Hamburg endlich erklärte von Liszt (Mitt. 
XIII. 487), daß er sich der Umarbeitung seines Gesetzesvorschlages 
anschließe, welche Oetker auf seine Anregung vorgenommen hatte.'' 9 
Auch Oetker hat in seinem Entwurf keine Definition der „ge- 
minderten Schuldfähigkeit" gegeben. ^2) 

Was die einzelnen Fälle anlangt, welche von Liszt 
unter der „verminderten Zurechnungsfähigkeit" '») zusammen- 



^*) Oetker, Entwurf eines Reichsgesetzes, betreffend die vorläufige Ver- 
wahrung und die Internierung gemeingefährlicher Geisteskranker und die Be- 
strafung, vorläufige Verwahrung und Internierung im Falle geminderter Schuld- 
fähigkeit: in den Mitt. XII. 58—75. 

") In der Begründung seines Entw. (Mitt. XII. 69) sagt er: „Die Definition 
der »geminderten Schuldfähigkeit* ist der Wissenschaft zu überlassen, nicht im 
Gesetze aufzustellen.* 

'») Liszt (Mitt. XIII. 478) will diesen Ausdruck beibehaUen, trotzdem er 
zugeben muß, daß sich gegen ihn „aus logischen, aus juristischen, aus psycho- 
logischen und psychiatrischen Gründen" manches einwenden läßt Aber einmal 
dränge sich uns der Ausdruck ,v. Z.* auf als Gegenstück zur „ausgeschlossenen 
Z.", wenn eine geistige Störung von geringerer Intensität vorliege; und dann 
habe auch die deutsche Partikulargesetzgebung regelmäßig an ihre Bestimmungen 
über den Ausschluß der Z. solche über v. Z. angereiht. Daher zieht L. diesen 
Ausdruck dem anderen: „geistige Minderwertigkeit* vor. — Vgl. über die Ter- 
minologie auch noch die Differenz zwischen Liszt und Krohne, Mitt. XIL 268 f., 
273, 274, 282; ferner Kahl, Gutachten über die strafrechtliche Behandlung der 
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faßt, SO hat er uns im Lauf der Zeiten als solche be- 
zeichnet: '*) 

,Die sog. »sozialen Neurastheniker' : Bettler, Landstreicher, Dirnen, 
Müßiggänger aller Art, die ,Minderwertigen' und Deklassierten";") 

»Alkoholiker, Morphinisten, .soziale Neurastheniker', die vielum- 
strittenen Fälle des sog. moralischen Irreseins, alle Desequilibrierten, 
deren psychischer Schwerpunkt ins Wanken geraten ist";") 

»die ,Minderwertigen*, die Neurastheniker, die ,Desequilibrierten' .... 
Die zornige Erregung des Alkoholikers, wie die Dämmerungszustände 
des Epileptikers, die perversen Neigungen des Homosexualen, die 
Ladendiebstähle hysterischer Frauen der guten Gesellschaft, die Blut- 
taten der Messerstecher und Lustmörder, die herostratische Eitelkeit der 
anarchistischen »Propaganda der Tat*";") 

Fünf umfassende Kategorien beschreibt er endlich in den Mitt. 
XIII. 476 ff.: 78) also eine große Zahl von Zuständen der allerver- 
schiedensten Art. Wie er denn (Aufs. II. 362 [1902]) selbst bemerkt, 
daß in unsrer Zeit 

.die Fälle verminderter Zurechnungsfähigkeit in bisher ungeahnter 
Zahl und Gemeingefährlichkeit auftreten".'®) 



geistig Minderwerten, für den 27. Deutschen Juristentag (Innsbruck 1904), Verh. 
L 137— 248 auf S. 198, 206 ff., bes. S. 220,221. Weiter Aschaffenburg in den 
Mitt. XII. 275, 276, 283 („krankhafte Minderwertigkeit"); Sommer ebenda 280 
(»Geistesschwäche*); van Hamel, Mitt. XIII. 507, 508; Leppmann ebenda 519. 
Vgl. dazu Wachenfeld ebenda 534, der aus den vielen vorgeschlagenen Aus- 
drücken den richtigen Schluß zieht, »daß am Ende noch nicht die genügende 
Klarheit über die Abgrenzung jenes Begriffes geschaffen ist*. Siehe endlich 
Feisenberger, »Vermindert zurechnungsfähig* oder »geistig minderwertig* : Mitt. 
XIII. 631-633. 

^*) Vgl. hiezu die ausführlichere Aufzählung der Fälle v. Z. bei Kahl, 
Gutachten, S. 186—196. 

'*) Aufs. II. 126. 

'•) Aufs. II. 222. 

") Aufs. IL 361/2; vgl. auch Mitt. XI. 92 unten. 

'«) Die Stelle kann hier wegen ihres großen Umfanges nicht abgedruci^t 
werden. 

'«) Vgl. hieher auch den von der Dresdener forensisch-psychiatrischen 
Vereinigung unternommenen Versuch einer Statistik der vermindert Zurechnungs- 
fähigen in den Mitt. XI. 604, 605. Vgl. ferner die Aussprüche von Kielhom 

3* 
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2. Alle vermindert zurechnungsfähigen Verbrecher 
nun müßte von Liszt in Konsequenz seiner Anschauungen 
für strafunfähig erklären; denn sie sind nach ihm in Wahr- 
heit zurechnungsunfähig. 

a) Zu diesem Resultat müßte von Liszt schon insofeme ge- 
langen, als er die vermindert zurechnungsfähigen Verbrecher als 
eine Unterart der Unverbesserlichen betrachtet. Er tut dies in 
seinem Gutachten für den 26. Deutschen Juristentag (1902) Aufs. 
IL 404. Nachdem er nämlich als erste Gruppe der unverbesser- 
lichen und gemeingefährlichen Verbrecher die gewerbsmäßigen er- 
örtert bat (s. hier oben unter IV), fährt er a. a. O. fort: 

,Es gibt aber noch eine zweite Gruppe von unverbesserlichen und 
gemeingefährlichen Verbrechern, die mit dem gewerbsmäßigen Verbrechen 
nichts zu tun hat und, im Interesse der Rechtsordnung, eine wesentlich 

andere Behandlung erheischt Ich habe bereits oben S. 361 ^^) auf 

den neuropathischen Zug hingewiesen, der unsere moderne nicht- 
gewerbsmäßige Kriminalität mehr und mehr charakterisiert. Diesen 
Fällen gegenüber, in denen die Zurechnungsfähigkeit aus- 
geschlossen oder vermindert, die Gemeingefährlichkeit aber ganz 
wesentlich erhöht ist, versagt unser geltendes Straf recht völlig.* 

Auch in seinem Lehrbuch behandelt von Liszt, wie wir oben unter 1 
gesehen, die vermindert Zurechnungsfähigen im Zusammenhang mit 
den Unverbesserlichen. Und in seiner neuesten Auslassung über die 
vermindert Zurechnungsfähigen in Hamburg 1905 (Mitt. XIII. 474,475) 
identifiziert er wenigstens einen Teil der vermindert Zurechnungs- 
fähigen mit den Unverbesserlichen. Er unterscheidet nämlich hier eine 
verminderte Zurechnungsfähigkeit infolge äußerer Einwirkungen, 
infolge des ganzen bisherigen Lebensganges, etwa der Verwahr- 
losung, die der Verbrecher in Kindheit und Jugend erfahren, in- 



(Mitt. XIII. 502): „Die Zahl dieser geistig Minderwertigen ist ganz erheblich groß, 
viel größer, als man gemeinhin glaubt, ich glaube, viel größer, als die Herren 
Juristen es ahnen" mit Begründung; und von Liepmann (ebenda 525): »daß die 
V. Z. in viel größerem Umfange existieren, als man denken könnte". 

8<>) Vgl. den Text zu unserer Note 77. Vgl. auch noch Aufs. IL 126/7. 
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folge des schlechten Verkehrs, in den er als Erwachsener hinein- 
gekommen ist, infolge seines späteren Lebenswandels, seiner viel- 
fachen Verurteilungen; und eine verminderte Zurechnungsfähigkeit 
aus inneren Gründen, auf Grundlage eines entweder angeborenen 
oder erworbenen physiologischen und psychischen Zustandes. Und 
bezüglich der ersteren sagt er: 

»Und wenn es sich nur darum handelt, daß infolge dieser äußeren 
Einwirkung Schritt für Schritt eine Verminderung der Zurechnungsfähig- 
keit eingetreten ist, wenn es sich also um die unverbesser- 
lichen Rückfälligen handelt, so spreche ich von ihnen an dieser 
Stelle nicht.« 

Insoweit sind die vermindert Zurechnungsfähigen als Unverbesser- 
liche schon nach unsren Ausführungen oben unter III straf- 
unfähig. 

b) Aber ganz abgesehen von ihrem Zusammenhang mit der 
Unverbesserlichkeit bringt die verminderte Zurechnungsfähigkeit 
schon ihrem ganzen ihr von Liszt beigemessenen Wesen nach 
Strafunfähigkeit mit sich. Denn alle vermindert Zurechnungsfähigen, 
möge ihr Zustand nun auf äußeren Einwirkungen oder auf inneren 
Gründen beruhen, haben das gemeinsam, daß sie in ihrem Vor- 
stellen, Empfinden und Wollen vom normalen Durchschnittsmen- 
schen abweichen, also als zurechnungsunfähig im Sinne Liszts er- 
scheinen. Ich lasse Liszt selbst das Wort.»!) In seinem Vortrag 
über die strafrechtliche Zurechnungsfähigkeit (1896, Aufs. II. 222) 

sagt er: 

»Beim Alkoholiker oder Morphinisten, beim »sozialen Neurasthe- 
niker* oder in den vielumstrittenen Fällen des sog. moralischen Irreseins, 



8*) Vgl. auch die Schilderung, welche Liszt von v. Z. auf der Versammlung 
in Hamburg gegeben hat (Mitt. XIII. 478): „Es fehlt die Widerstandskraft gegen 
die verbrecherischen Anreize; oder richtiger gesagt: es ist diese Widerstands- 
kraft vermindert, vermindert dadurch, daß etwa die Hemmungsvorstellungen gar 
nicht vorhanden infolge intellektueller Defekte, oder daß sie nicht so stark auf- 
treten, wie bei dem Normalmenschen, so daß das Willens- oder Empfin- 
dungsleben dieser Individuen ein anderes ist* 
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bei allen Desequilibrierten .... überall ist das Vorstellen, das Empfinden, 
das Wollen, ist die gesamte Reaktion auf Motive anders als beim nor- 
malen Menschen.' 

Er führt dann aus, daß die herrschende Auffassung und mit ihr 
das geltende Recht trotzdem den Mut nicht finde, die Zurechnungs- 
fähigkeit um dieser Anomalien willen schlechtweg zu verneinen, 
sondern den Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit be- 
nütze, um jene Anormalen, wenn auch milder, zu bestrafen. An 
einem praktischen Fall zeigt er dem gegenüber 

»die Verkehrtheit unserer heute noch herrschenden juristischen 
Auffassung". 

Das einzig Richtige sei, den vermindert Zurechnungsfähigen, der 
durch die Begehung eines Verbrechens seine Gemeingefährlichkeit 
bewiesen, in einer Anstalt zur Sicherung der Gesellschaft zu ver- 
wahren, bis sein Zustand der Gemeingefährlichkeit sein Ende ge- 
funden habe. 

•Der Name der Anstalt tut nichts zur Sache. Ob allgemeine Irren- 
oder Nervenanstalt, ob Sonderanstalt für bestimmte Krankheitsformen 
(Asyle für Trinker, Morphinisten, Epileptiker u. s. w.), ist gleichgültig. 
Nur von Strafanstalten dürfen wir nicht sprechen. Denn was 
wir wollen, ist Heilung des Kranken, und wenn diese nicht mehr 
erhofft werden kann, Verpflegung des Siechen. Nicht das Richtschwert, 
sondern der Äskulapstab ist das Sinnbild für die Zwecke dieser An- 
stalten." 

Und die Wissenschaft, so schließt von Liszt auf S. 225, 

,hat schonungslos die Folgewidrigkeit zu rügen, daß Strafe ver- 
hängt wird, wo die normale Bestimmbarkeit durch Motive fehh". 

Es hieße die Beweiskraft dieser ganzen Auseinandersetzung für 

unsere Zwecke nur abschwächen, würden wir auch nur Ein Wort 

hinzusetzen. 

3. Allein seine unglückselige Vorliebe für „Kompromisse" 

veranlaßte von Liszt, die im Vorstehenden klar erkannten richtigen 

Konsequenzen seiner Ausgangspunkte wieder umzustoßen und zu 

verieugnen. 

»Mag man immerhin, um ängstliche Gemüter nicht zu er- 
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schrecken, zwei Schritte vorwärts und einen rückwärts tun: mit der 
Verpflegung die Bestrafung verbinden*, 

SO sagt er an derselben Stelle, wo er soeben die Folgewidrigkeit 
jeder Bestrafung dargetan hatte (Aufs. II. 225). So mache es auch 
der Schweizer Entwurf, der gegen den vermindert zurechnungs- 
fähigen gemeingefährlichen Täter auf gemilderte Strafe und daneben 
auf Verwahrung in einer Anstalt erkennen lasse.»«) 

»Daß wir es hier mit einem Vermittelungsvorschlag zu tun haben, 

der alte Anschauungen und neue Forderungen miteinander zu versöhnen 

sich bemüht und alle Schwächen eines Kompromisses aufweist, ist klar." 
Aber — und nun kommt Liszts bekannter und immer wiederholter 
Versuch, seine zahlreichen Kompromißvorschläge zu rechtfertigen — : 
die Wissenschaft allerdings kenne keine Kompromisse; aber die 
Kriminalpolitik, die Strafgesetzgebung, könne ohne solche nicht 
existieren. 88) Und so müsse der berechnende Kriminalpolitiker, 
dem das Bessere nie der Feind des Guten sein dürfe, eben die 
Bestrafung des vermindert Zurechnungsfähigen, um seine Ver- 
wahrung zu erreichen, mit in den Kauf nehmen: „ruhigen Ge- 
wissens und mit dankbarer Freude". Von dieser Kompromißfreude 
ist auch sein Gesetzesvorschlag beseelt. Der die Behandlung ver- 
mindert Zurechnungsfähiger regelnde neue § 51a des StGB, soll 
nach diesem lauten:»*) 

,§ 51a. Ist die Zurechnungsfähigkeit nicht ausgeschlossen, wohl 

aber erheblich vermindert, so ist die Strafe nach den Grundsätzen des 

§ 57 zu mildern. 

Erachtet das Gericht den vermindert Zurechnungsfähigen nach den 

Gutachten der Sachverständigen als gemeingefährlich, so hat es von 



®*) Gemeint waren die Art. 9—11 des Entw. von 1893. Die Berufung auf 
sie war übrigens nur dann schlüssig, wenn auch der Entw., wie von Liszt, die 
vermindert Zurechnungsfähigen als anormal betrachtete, was ihm von Liszt, ohne 
weiteres imputiert wird. 

") Vgl. Aufs. II. 25. 72, 329, 330. 369/70, 381; Lehrb. § 16 unter III. 5 
S. 85/6. 

") Aufs. II. 502. 
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Amts wegen durch besonderen Beschluß die vorläufige Verwahrung des 

Verurteilten anzuordnen.* 

Also Strafe und Verwahrung des vermindert Zurechnungsfähigen 
nebeneinander, obgleich er anormal ist, um „alte Anschauungen 
und neue Forderungen" miteinander zu versöhnen. Eigentlich, so 
führt von Liszt in den Erläuterungen seines Gesetzesvorschlages 
in Aschaffenburgs Monatsschrift (s. oben N.69) S. 13, 14 aus, müsse 
man den vermindert Zurechnungsfähigen gegenüber zu dem Satze 
gelangen: „nicht mildere Bestrafung, sondern andere Behandlung". 
Damit sei ausgesprochen: 

»Daß die Fälle der verminderten Zurechnungsfähigkeit wie die der 

Geisteskrankheit zum Ausschluß der Strafe führen müßten, daß 

nicht der Richter und das Organ der Strafvollstreckung, sondern der 

Arzt mit dem vermindert Zurechnungsfähigen zu tun hätte." 

Aber er, wie andere, scheue sich, diese Folgerung zu ziehen; er 

verknüpfe Strafe und ärztliche Behandlung: 

»Maßgebend für mich war die Erwägung, daß Fortschritte in der 
Gesetzgebung sich zu dem herrschenden Rechtsbewußtsein nicht in 
Widerspruch setzen dürfen. Das Rechtsbewußtsein des Volkes kann und 
soll fortgebildet werden durch den Gesetzgeber; es darf nicht brüskiert 
werden. Die Freisprechung des v. Z. . . . aber würde das allgemeine 
Rechtsbewußtsein schwer verletzen. . . . Die Tatsache halte ich für zweifel- 
los. Dieser Tatsache hat der Gesetzgeber Rechnung zu tragen. Der 
V. Z. ist also zu bestrafen ; aber wegen seines Geisteszustandes, der von 
dem des normalen Menschen abweicht, milder als dieser. Daß das eine 
Inkonsequenz ist, dürfte klar sein.^^) Wir stellen uns ja damit durchaus 
auf den Standpunkt der klassischen Schule, die in der Willensfreiheit 
die Grundlage der Schuld, in eingeschränkter Willensfreiheit also ge- 
milderte Schuld erbhckt. Ich nehme aber sehr gern die Folgewidrigkeit 
in den Kauf, wenn um diesen Preis der notwendige Schutz der Gesell- 
schaft gegenüber den gemeingefährlichen v. Z. erkauft werden kann." 

So sei er zu dem Kompromiß gelangt: „Strafe und Sicherungs- 
maßregel ".«e) 

8*) Für Liszt müßte es mehr sein als eine Inkonsequenz! Es ist nach seiner 
wissenschaftlichen Auffassung der Zurechnungsfähigkeit vielmehr eine Ungerech- 
tigkeit und damit eine Unmöglichkeit. 

8®) Wobei er sich übrigens noch eine kleine Konzession für seinen prin- 
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4. Ich war erst jüngst in der Lage, der Leidenschaft Liszts 
für Kompromisse hinsichtlich eines speziellen besonders weitgehen- 
den Kompromißvorschlages entgegentreten zu müssen.«') Ich halte 
es aber für notwendig, mich mit von Liszt auch einmal prinzipiell 
über die Frage der Kompromisse auseinanderzusetzen, 8«) und er- 
greife die hier sich bietende Geleg enh eit dazu, 

a) Kompromisse sind Halbheiten. Sie bedeuten ja schon 
begrifflich (vgl. meinen Vortrag im Gerichtssaal 67, 408 und Liszt 
selbst in den Mitt. II. 124) ein teilweises Aufgeben jedes von zwei 
entgegengesetzten Standpunkten, so daß keiner ganz zur Geltung 
gelangt. Halbheiten aber sind möglichst zu vermeiden, nicht nur 
in der Mssenschaft, sondern auch im praktischen Leben, und 
darum auch in der Gesetzgebung. Sagt ja doch von Liszt selbst:»«) 



zipiellen Standpunkt ausbedingt. Man müsse innerhalb der für gemeingefährlich 
erklärten v. Z. zwei Gruppen unterscheiden: 1. , straffähige ", d. h. solche, bei 
denen die Strafvollstreckung auf ihren Geisteszustand und die durch diesen be- 
dingte Gemeingefährlichkeit ohne nachteiligen Einfluß ist. Bei diesen werde 
mit der Strafvollstreckung begonnen und schließe sichjdann die Verwahrung an. 
2. »nicht straffähige", bei denen ein derartiger nachteiliger Einfluß befürchtet 
werden muß. Bei diesen werde mit der Verwahrung begonnen und bleibe die 
Strafvollstreckung einstweilen ausgesetzt, bis jenes Bedenken weggefallen sei. — 
So rettet von Liszt die Strafunfähigkeit, welche er eigentlich für alle v. Z. be- 
haupten müßte, wenigstens für einen Teil derselben. 

") Vgl. Gerichtssaal 67, 416 ff. 

8*) Behauptet ja doch von Liszt Aufs. II. 330 geradezu: »Wer auf dem Ge- 
biete der Gesetzgebung Kompromißvorschläge als wissenschaftlichen Eklektizis- 
mus bezeichnet und darum verwirft, der verkennt das Wesen der Wissenschaft 
nicht minder als das der Politik.* 

8») Aufs. I. 385. Vgl. auch Aufs. I. 440: .Nein! die Verbindung von Strafe 
und Erziehung (den Jugendlichen gegenüber) ist ein Opfer, das dem Gespenst 
der vergeltenden Gerechtigkeit gebracht wird : sie ist eine Halbheit, die im ein- 
zelnen Fall sicher keinen Nutzen, wahrscheinlich aber schweren Schaden bringt." 
Treffend sägt auch Appelius ZS. 12, 13 von der Entscheidung zwischen der alten 
und der modernen Auffassung im Strafrecht: »Hier gibt es nur ein Entweder- 
oder, keine Halbheit. Letztere ist unter einem andern Deckmantel im Grunde 
genommen stets doch nur die Anhängerschaft für die eine oder die andere Seite.* 
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„Mit halben Maßregeln ist niemandem gedient.** Wie kann er dann 
immer wieder die Gegensätze zwischen den Konsequenzen seiner 
und unsrer Auffassung durch Kompromisse lösen wollen? 

b) Liszts stets wiederholter Satz: 

»die Wissenschaft kennt keine Kompromisse; der Gesetzgeber 
kann ohne Kompromisse überhaupt nicht arbeiten* 

etabliert einen Gegensatz zwischen der Wissenschaft und der 
Gesetzgebung, der zum Glück in Wahrheit nicht besteht. Auch 
die legislatorische Tätigkeit ist in erster Linie eine wissenschaft- 
liche Tätigkeit; sie stützt sich auf die Wissenschaft und arbeitet 
selbst mit allen Mitteln der Wissenschaft. Eine Strafgesetzgebung 
ist angewandte Strafrechtswissenschaft. Liszt selbst hat einmal den 
Ausspruch getan r^^) 

.Jede tiefer gehende Untersuchung eines einzelnen legislatorischen 
Problems führt notwendig auf die Grundfragen des Rechts zurück." 
Auch der Gesetzgeber also wird immer wieder auf wissenschaft- 
liche Fragen hingeführt, und in solchen gibt es ja nach Liszts eigener 
Meinung keine Kompromisse. Der Satz: die Wissenschaft zwar 
kennt keine Kompromisse, der Gesetzgebung sind sie gestattet, 
enthält insoweit eine wissenschaftliche Degradierung des Gesetz- 
gebers, »i) 

c) Allerdings kann der Gesetzgeber nicht immer streng logisch 
und wissenschaftlich vorgehen. Es verlangen bisweilen praktische 
Rücksichten gebieterisch von ihm, daß er von der streng logischen 
Konsequenz seiner wissenschaftlichen Ausgangspunkte abweiche. 
Damit tritt die Politik in ihre Rechte. Gewiß nun bildet die 



»0) Aufs. II. 26. 

•*) Wie aber aus dem im Text Gesagten für den Gesetzgeber die Pflicht 
resultiert, sich stets auf der Höhe der Wissenschaft zu halten, so hat anderer- 
seits die Wissenschaft die Aufgabe, dem Gesetzgeber stets mit dem Höchsten 
zu dienen, was sie kennt: mit der Wahrheit, d. h. hier mit der streng logischen 
Konsequenz ihrer Prinzipien. Diesen Gedanken habe ich näher ausgeführt in 
der Deutschen Juristenzeitung VII. 326 und im Gerichtssaal 67, 417/8. 
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Kriminalpolitik mit einen Teil der Strafrechtswissenschaft im wei- 
teren Sinn, sie ist ein „Zweig dieses weiten Wissensgebietes", wie 
von Liszt Aufs. IL 133 sie nennt. Es gehört daher mit zu den 
Aufgaben der Strafrechtswissenschaft, wie von Liszt in seiner An- 
trittsvorlesung über „Die Aufgaben und die Methode der Straf- 
rechtswissenschaft" (1899)0*) näher ausführt, auch in den Fragen 
der Kriminalpolitik den Gesetzgeber zu beraten. Aber mit Recht 
verlangt er selbst, daß dieser Rat nicht in „subjektiven Wohl- 
meinungen" bestehen dürfe, daß die Kriminalpolitik über die Stufe 
„dilettantischer Willkür" sich erheben müsse. Mit Recht charak- 
terisiert er Aufs. IL 236 die Kriminalpolitik als „die nach festen 
Grundsätzen vorgehende Bekämpfung des Verbrechens".»») Mit 
Recht verlangt er immer wieder eine „zielbewußte" Kriminal- 
politik. »*) Ich frage: wo bleiben die kriminalpolitischen Grund- 
sätze Liszts, wo bleibt seine zielbewußte Kriminalpolitik bei seinen 
Kompromißvorschlägen? Er entwickelt dem Gesetzgeber zunächst 
nach allen Gesichtspunkten praktischer Klugheit und Zweckmäßig- 
keit, mit allen Mitteln der Dialektik, wie eine bestimmte Gesetz- 
gebungsfrage kriminalpolitisch zu lösen seL Dann abergibt er 
ihm plötzlich den Rat, sie nicht so zu lösen, sondern in einer 
diesen kriminalpolitischen Resultaten widersprechenden Weise: also 
der Kriminalpolitiker Liszt gegen den Kriminalpolitiker Liszt. Und 
warum? Man vgl. Liszts Erklärung oben bei N. 85, warum er von 
den Forderungen seiner Kriminalpolitik bezüglich der Behandlung 



") Aufs. IL 293 ff. 

") Vgl. auch Aufs. IL 78 unten: »Die Kriminalpolitik ist die geordnete 
Zusammenfassung der Grundsätze, nach welchen der Kampf der Rechtsord- 
nung gegen das Verbrechen zu führen ist* Vgl. als weitere Stellen, wo von 
den Grundsätzen der Kriminalpolitik gesprochen wird, Aufs. L 291, 292, 389; 
IL 68, 293/4; Mitt. III. 239. Siehe auch die Stellen, wo die Kriminalpolitik als der 
»systematische Inbegriff von Grundsätzen* und damit als Wissenschaft bezeichnet 
wird; I. 291, 292; IL 293/4, 296, 446. 

»^ VgL Aufs. IL 15. 229, 293/4, 296, 315 unter 1. 
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der vermindert Zurechnungsfähigen glaubt absehen zu müssen. 
Man höre die nachstehenden Antworten auf unsre Frage, die er 
bei anderen seiner Kompromißvorschläge gibt: 

»Die folgerichtige Durchführung des von mir eingenommenen 
Standpunlctes würde verlangen, daß Einsperrung der Unverbesserlichen 
auf Lebensdauer erfolge Ich habe mich inzwischen über- 
zeugt, daß jeder derartige Vorschlag bei den Anhängern 
der klassischen Richtung ... den lebhaftesten Widerspruch 
findet Und wenn ich auch das eine Bedenken für ebenso un- 
begründet halte, wie das andere, so wollte ich ihnen doch durch die 
Umgestaltung meines Vorschlages Rechnung tragen. ••*) 

»Nach der von mir wiederhoh ausgesprochenen, auch heute noch 
festgehaltenen Ansicht ist eine grundsätzlich bis zum Lebensende fort- 
dauernde Einschließung das einzig Richtige* (nämlich den gewerbs- 
mäßigen Verbrechern gegenüber) Ein Kompromiß ist auch hier 

nicht ausgeschlossen. Hält man eine grundsätzlich lebenslange Frei- 
heitsstrafe für zu schwer — und die Haltung, welche die Ver- 
treter der klassischen Richtung, Wach, Gretener und andere, bei 
der Beratung des Schweizer Entwurfes eingenommen haben, lassen 
das als wahrscheinlich erscheinen — , so mag eine zeitige Zucht- 
hausstrafe mit möglichst hoch gegriffenem Mindestmaß genügen. ••«) 

Man vgl. endlich auch den unten zu N. 201 abgedruckten Aus- 
spruch. Seine Annahme also, daß, was seine Kriminalpolitik ver- 
langt, mit dem Rechtsgefühl im Volk nicht harmonieren, ja auch 
nur den Widerspruch seiner wissenschaftlichen Gegner hervonufen 
könnte, genügt ihm, um die Grundsätze seiner Kriminalpolitik und 
ihre Konsequenzen zu verleugnen und dem Gesetzgeber Vorschläge 
zu machen, von denen er selbst annimmt, daß sie folgewidrig, inner- 
lich unrichtig sind, auf halbem Wege stehen bleiben. Das sind die 
Gründe, weswegen er sich selbst immer wieder zu einem sacrificium 
intellectus erbietet, das doch niemand von ihm verlangt, und wes- 
halb er ein solches auch dem Gesetzgeber zumutet. Sollte aber 
der Gesetzgeber seine Vorschläge deshalb nicht ohne weiteres 



ö«^) Aufs. II. 401. 
»•) Aufs. II. 327/8. 
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akzeptieren wollen, sondern nach ihrer wissenschaftlichen Be- 
gründung fragen, so antwortet ihm von Liszt: ob ich meine kriminal- 
politischen Vorschläge wissenschaftlich rechtfertigen kann, „ist wenig- 
stens für den Gesetzgeber durchaus gleichgültig". »') Soll das wirk- 
lich Kriminalpolitik sein? In irgend etwas muß sich diese doch 
von reiner Willkür, von „subjektiver Wohlmeinung" unterscheiden? 
Wenn eine Kriminalpolitik in der Wissenschaft auf Gegner stößt, 
so muß sie sich mit wissenschaftiichen Gründen gegen diese zu 
behaupten suchen; wenn sie mit der Rechtsüberzeugung im Volke 
in Widerspruch steht, so muß sie aufgegeben werden. Mit Kom- 
promissen kann da nicht geholfen werden 1 

d) Unter keinen Umständen aber darf dem Gesetzgeber zu- 
gemutet werden, kompromißweise Vorschriften aufzustellen, welche 
der sie Empfehlende selbst als unsinnig und lächeriich erklärt und 
verspottet. Auch davor scheut von Liszt nicht zurück. In seinen 
Aufsätzen IL 72 (1893) rät er dem Gesetzgeber, falls die Gegner 
der modernen Richtung eine langandauemde Gefängnisstrafe gegen- 
über unverbesserlichen Landstreichern verwerfen, dagegen die Ver- 
bindung von Strafe und Arbeitshaus mit in summa gleicher Dauer 
bewilligen sollten, ruhig das letztere zu akzeptieren: 

»Man mißverstehe mich nicht. Von meinem grundsätzlichen Stand- 
punkte aus ist und bleibt diese Verquickung einer kurzen und ein- 
druckslosen »Strafe' mit einer langdauernden und einschneidenden ,kor- 
rektionellen Nachhaft' ein lächerlicher Widersinn. Aber wir ver- 
langen eine Umgestaltung der Gesetzgebung, und die ist ohne Kom- 
promiß nicht zu erzielen." 
Welch abwegiger Gebrauch der Kriminalpolitik, deren Wesen nach 
von Liszt doch in Aufstellung von Klugheitsregeln bestehen soll,»«) 

^^) Aufs. 11.391; auch II. 370; vgl. dazu meine Bemerkungen im Gerichts- 
saal 67, 422 N.41. 

»8) Vgl Aufs. II. 64 w.: .Strafrecht oder Kriminalpolitik . . ? . . die unbeug- 
samen Regeln des Gesetzes, oder die klugen, dem Einzelfalle sich anpassenden 
Erwägungen der Politik?" Aufs. IL 78: »Kriminalpolitik. . . die geordnete Zusammen- 
fassung der Grundsätze (hier im Sinne von Klugheitsregeln), nach welchen" 
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liegt in diesem Rat, einen „lächerlichen Widersinn** zum Gesetz zu 
erheben! Welche Geringschätzung des Gesetzgebers spricht sich in 
der Zumutung aus, etwas mit der Autorität des Gesetzes zu um- 
kleiden, was man selbst für albern erklärt und verspottet! Welche 
Herabwürdigung der wissenschaftlichen Gegner, von denen die Zu- 
stimmung zu solchen Kompromissen verfangt wird! Welche Ver- 
achtung des Volkes, dessen Rechtsbewußtsein mit dergleichen Kom- 
promissen abgespeist werden soll! 

e) Und was würde denn endlich die Folge sein, wenn der 
Gesetzgeber wirklich alle die Halbheiten, welche von Liszt ihm 
als Kompromisse empfiehlt, gesetzlich sanktionieren würde? Das 
Gesetz unterliegt doch in Wissenschaft und Praxis der Kritik von 
allen Seiten, und damit auch von selten ungezählt vieler, welche 
logische Konsequenz höher einschätzen, als von Liszt das tut. 
Unbarmherzig würde diese Kritik ein solches Gesetz verurteilen, 
jämmeriich würde sie es zerzausen und so in Kürze unhaltbar 
machen. Einstweilen aber würde es durch seine Halbheit und die 
damit gegebene Unsicherheit und Zweifelhaftigkeit den schlimmsten 
Schaden im Rechtsleben angerichtet haben. Vielleicht meint von Liszt 
sich hierüber hinwegtrösten zu können durch die Hoffnung, daß 
seine Kompromisse nur Übergangszustände schaffen würden, bis 
der vollständige Sieg seiner Richtung das Kompromittieren über- 
flüssig gemacht habe.»») Allein wir hoffen, daß dieser Sieg nie 
eintreten werde, und sind abgesehen davon der Ansicht, daß Wider- 



••) Vgl. Aufs. n. 71 : »Auch wir können uns einer uns entgegenkommenden 
Gesetzgebung gegenüber zu einer Abschwächung unserer Forderung verstehen. 
Aber diese praktischen Zugeständnisse, diese Dankbarkeit für Abschlagszahlungen 
mit Fristerstreckung für die Restforderung, bedeuten kein auch nur teilweises 
Aufgeben des grundsätzlichen Standpunktes." Siehe ferner Aufs. IL 427: „Bei 
dem Kompromiß kann es sich mithin nur um das Tempo der Entwicklung, nie- 
mals aber um ihre Richtung handeln." Vgl. auch van Hamel, Mitt. XIII. 507; 
Bleuler in Aschaffenburgs Monatsschr. 1. 99. 
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sinn, Ungerechtigkeit und Lächerlichkeit auch nicht interimistisch 
vom Gesetz sanktioniert werden dürfe. 

5. Um nun zu Liszts Vorschlägen betreffend die Behandlung 
der vermindert Zurechnungsfähigen zurückzukehren, so weiß ich 
sehr wohl, daß bei der Verhandlung der Frage auf der Versamm- 
lung der IKV in Hamburg Liepmann und Frank die Behauptung 
aufgestellt haben,ioo) Liszts Vorschläge i^i) enthielten gar kein Kom- 
promiß zwischen dem Standpunkt der klassischen und dem Stand- 
punkt der modernen Schule; und Liszts eigene gegenteilige Äuße- 
rung beruhe auf einem unvorsichtigerweise ausgesprochenen In- 
tum.102) Allein diese Behauptung kann man doch wohl nur dann 
aufstellen, wenn man entweder annimmt, daß die vermindert Zu- 
rechnungsfähigen nicht unzurechnungsfähig, oder aber daß die 
Zurechnungsfähigkeit nicht Voraussetzung der Strafbarkeit sei. Dann 
allerdings ergibt sich auch für die moderne Schule die Möglich- 
keit einer Bestrafung der vermindert Zurechnungsfähigen und von 
einem Kompromiß mit dem Vergeltungsstrafrecht braucht keine Rede 
zu sein. Wenn man dagegen mit Liszt annimmt: erstlich, daß 
Zurechnungsunfähige nicht gestraft werden können; zweitens, daß 
das Wesen der Zurechnungsfähigkeit in der normalen Bestimm- 
barkeit durch Motive besteht; drittens, daß vermindert Zurech- 
nungsfähige nicht normal durch Motive bestimmbar sind: dann 
kann man vermindert Zurechnungsfähige nicht strafen. Und wenn 



»00) S. bezüglich Liepmanns die Mitt. XIII. 522 ff.; bezüglich Franks ebenda 
528 ff. 

*oi) speziell seine der Versammlung vorgelegte These II, welche nach den 
Mitt. XIII. 546 (vgl. aber auch S.542, 543) die Fassung hatte: .Für die minder- 
wertigen Verbrecher, mögen sie gefährlich sein oder nicht, soll eine besondere 
Strafe oder eine besondere Behandlung vorgesehen werden.* 

»0«) Liepmann a. a. O. S. 526 meint, man würde wohl nicht von einem 
Kompromiß gesprochen haben, wenn es nicht Liszt selbst getan »und nicht selbst 
— ja, wie soll ich sagen? — etwas von seinem Innenleben nach dieser Richtung 
zu offen aufgedeckt hätte*. 
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man mit Rücksicht auf die abweichende Rechtsüberzeugung des 
Volks und auf die abweichende Lehrmeinung der klassischen Schule 
sie dennoch für strafbar erklärt und statt des Satzes: »nicht Be- 
strafung, sondern besondere Behandlung", den Satz aufstellt: „Be- 
strafung und besondere Behandlung" (Liszts Gesetzentwurf) oder 
„Bestrafung oder besondere Behandlung" (Liszts These 11 für die 
Hamburger Versammlung), so ist das ein Kompromiß und von 
Liszt nicht nur als solches gemeint, sondern auch mit Recht als 
solches bezeichnet. 108) 

Es ist jedoch, wie wir gezeigt haben, ein durch und durch 
unzulässiges Kompromiß. Es enthält von Liszts Standpunkt aus 
eine durch nichts zu rechtfertigende Inkonsequenz, wenn er den 
vermindert Zurechnungsfähigen strafen will. Das ist ihm sofort 
nach Veröffentlichung seines Kompromiß-Gesetzesvorschlages von 
dem Psychiater Bleuler nachgewiesen worden, i^*) Und von Psych- 
iatern, wie von Juristen, von Anhängern und Gegnern der modernen 
Richtung, von Inländern und Ausländern auf dem 27. Deutschen 
Juristentag in Innsbruck 1904, in der Versammlung der Societe 
gdndrale des prisons in Paris 1904, in der Versammlung der IKV. 
in Hamburg 1905 ist die Straflosigkeit der vermindert Zurechnungs- 
fähigen nachdrücklichst verlangt werden, i^^) 2u diesem Resultat 



»ö») Vgl. auch Torp in den Mitt. XIII. 494, 495. Leppmann, ebenda 518. 
Gerland 521. 

*<>*) In Aschaffenburgs Monatsschr. I. 92 ff. 

*<>») Vgl. in den Verh. des 27. Deutsch. Jur.T. Band IV das Referat des 
Psychiaters Cramer S. 408 ff. (er erklärt sich zwar nominell für eine »individuelle 
strafrechtliche Behandlung*, was er aber so nennt, ist in Wahrheit keine Straf e) ; 
das Referat des Psychiaters Kraepelin S. 417 ff. (er erklärt sich S. 430 gegen 
jede Strafe) ; die Rede Fingers S.439 (er erklärt sich in Konsequenz der Ergebnisse 
seiner Abhandlung über die geminderte Zurechnungsfähigkeit im Gerichtssaal 64, 
257—319, wonach der gemindert Zurechnungsfähige »ein pathologisches Sub- 
jekt wie der Unzurechnungsfähige ist", gegen jede Bestrafung); vgl. weiter die 
Mitt. der IKV. XIII. 472, wo von Liszt über den Widerspruch berichtet, den 
seine »französischen Freunde" erhoben hätten; vgl. endlich in den Mitt. XIII. die 
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ist auch von Liszt selbst, wie oben unter 2 gezeigt ist, in Kon- 
sequenz seiner Ausgangspunkte geführt worden, und bei diesem 
Resultat hätte er stehen bleiben müssen, wenn er konsequent bleiben 
wollte. Wir müssen dieses Resultat also als die wahre und 
eigentliche Lehrmeinung Liszts betrachten; und darnach 
scheiden alle vermindert Zurechnungsfähigen aus dem 
Strafrecht aus. 

6. Mit dieser Feststellung wäre eigentlich das Thema der Be- 
handlung der vermindert Zurechnungsfähigen, soweit es für die 
Zwecke dieser Schrift in Betracht kommt, erschöpft. Ich möchte 
jedoch die Gelegenheit nicht vorübergehen lassen, zu dem Thema 
auch meinerseits feste Stellung zu nehmen; schon um falsche Vor- 
stellungen, welche Liszts Äußerungen erwecken könnten, bezüglich 
meiner Person nicht aufkommen zu lassen, von Liszt hat näm- 
lich seine große Rede auf der Versammlung in Hamburg mit der 
Behauptung eingeleitet, daß die klassische und die moderne Schule 
auf deutschem Boden im wesentlichen zu einer Einigung über das 
Thema gelangt seien. Er stützt diese Behauptung auf die Über- 
einstimmung seiner Gesetzesvorschläge mit denen Kahls^oö) und 
auf die Übereinstimmung der auf Grund dieser Vorschläge ge- 
faßten Beschlüsse der deutschen Landesgruppe der IKV. und des 
Deutschen Juristentages. i^?) Allein Liszt ist hier wohl etwas zu 



Reden von Torp S.489 ff.; von Prins S. 495, 496; von Aschaffenburg S.497 ff.; 
von Schneeberger S. 514 ff. — sie alle erklären sich, unter der Voraussetzung, 
daß der v. Z. unzurechnungsfähig ist, gegen seine, sei es auch mildere, Bestrafung. 

"«) Vgl. Liszts Vorschläge oben zu N. 84 und in N. 86 mit den Leitsätzen 
in Kahls Gutachten für den 27. Deutschen Juristentag in den Verh. I. 246, 247. 

107) ygi (üe Beschlüsse der 10. Landesversammlung in Stuttgart (1904) 
in den Mitt. XII. 286 unter I: ,1. Vermindert Zurechnungsfähige sind milder zu 
bestrafen. 2. Gegenüber den . . . wegen verminderter Zurechnungsfähigkeit milder 
Bestraften sind, soweit sie gemeingefährlich sind, die geeigneten Sicherungs- 
mittel zur Anwendung zu bringen" ; — mit den Beschlüssen des 27. Deutschen 
Juristentags in Innsbruck (1904) in den Verh. V. 652: (1) „Wer sich bei Begehung 

Birkmeyer, Dr., Was Iflfit Liszt vom Strafrecht fibrig? 4 
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rasch und zu optimistisch. Einmal würde aus der von ihm an- 
genommenen Übereinstimmung zwischen ihm und Kahl, zwischen 
der deutschen Landesgruppe der IKV. und dem Deutschen Juristen- 
tag noch nicht auf eine Einigung der klassischen und der modernen 
Schule geschlossen werden können. Und sodann dürfte jene Über- 
einstimmung selbst eine lediglich äußerliche und oberflächliche sein, 
hinter der sich einem genaueren Zusehen tiefe innere Gegensätze 
offenbaren. Kahl hat schon in seinem Gutachten mit aller Schärfe 
betont, daß er die vermindert Zurechnungsfähigen als Zurech- 
nungsfähige in Anspruch nehme. Gegenüber der Formulierung 
von Hoche, Handb. d. gerichtl. Psych. 1901 S. 533: 

„Die Grenze, um die es sich für die forensische Beurteilung bei 
den »Grenzzuständen' j^handelt, verläuft .... zwischen Zurechnungsfähig- 
keit und Unzurechnungsfähigkeit," 

erklärt eriio») 

»Vielmehr ist wohl richtiger zu sagen: die Grenze verläuft inner- 
halb der Zurechnungs^ähigkeit zwischen geistiger Gesundheit 
und geistiger Krankhaftigkeit." 

Und noch bestimmter wiederholt er diese Erklärung an späteren 

Stellen seines Gutachtens: 

»Innerhalb der Zurechnungsfähigkeit also besteht eine 
Verschiedenheit von geistig Voll- und Minderwerten. Die sog. ver- 
mindert Zurechnungsfähigen sind Zurechnungsfähige mit geistiger 
Minderwertigkeit." "») 

Ist aber der vermindert Zurechnungsfähige zurechnungsfähig, so 
ist seine Strafbarkeit, wenn er Verbrechen begeht, für uns Ver- 
einer strafbaren Handlung in einem nicht bloß vorübergehenden krankhaften Zu- 
stand befunden hat, welcher das Verständnis für die Strafwürdigkeit seiner Hand- 
lung oder seine Widerstandskraft gegen strafbares Handeln verminderte, ist nach 
den für minder schwere Fälle geltenden Straf regeln zu bestrafen." (2) „Geistig 
Minderwertige, welche gemeingefährlich sind, müssen nach Vollzug oder Erlaß 
der Strafe in geeigneten Anstalten bis zur Entlassungsfähigkeit verwahrt werden." 

»08) Verh. d. 27. D. Jur.T. 1. 184. 

10») Ebenda S. 221. Vgl. noch S.J222: .Hier ist überall davon ausgegangen, 
daß der v. Z. ein nicht geisteskranker Zurec^hnungsfähiger ist." 
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treter der klassischen Schule, wie Kahl mit Recht sagt,iio) ^selbst- 
verständlich". Umgekehrt ist für von Liszt eigentlich die Straflosig- 
keit des vermindert Zurechnungsfähigen selbstverständlich, weil er 
ihn für zurechnungsunfähig hält; und wenn er ihn dennoch für 
strafbar erklärt, so tut er das nur aus Gefälligkeit und nur einst- 
weilen. Ich kann mich also nicht einverstanden erklären, wenn 
Kahl meint: 111) 

.Dabei ist es ganz gleichgültig, ob man auf dem Boden der Ver- 

geltungs- oder Sicherungsstrafe stehe Von beiderlei Standpunkt aus 

ist der klare juristische Boden fest und unverrückbar gegeben. Straf- 
bar ist der v. z. Verbrecher, weil er zurechnungsfähig ist. Milder 
strafbar ist er, weil seine Schuld eine geringere ist." 

Das ist der klare juristische Boden nur für uns.n^) Für die An- 
hänger der Sicherungsstrafe müßte man so formulieren: 

»Straflos ist der v. z. Verbrecher eigentlich, weil er zurechnungs- 
unfähig ist. Wir wollen aber seine Bestrafung unsern Gegnern kon- 
zedieren, wenn sie sich mit Sicherungsmaßregeln neben der Strafe ein- 
verstanden erklären. Und wir wollen ihn, wie sie, um so lieber milder 
bestrafen, weil wir ihn eigentlich gar nicht bestrafen dürften.*^") 

Daß da von einer wirklichen Übereinstimmung nicht gesprochen 
werden kann, liegt auf der Hand.n*) Und was für die Würdigung 



110) Ebenda S. 222. 

"0 Verh. I. 225. 

11*) Soweit wir nämlich eine verminderte Zurechnungsfähigkeit überhaupt 
anerkennen wollen, s, unten. 

11*) Vgl. hiezu Leppmann in den Verh. IV. 445. Daß die Anhänger der 
Schutzstrafe den v. Z., wenn sie ihn überhaupt strafen wollen, keineswegs milder 
strafen dürfen, daß sie vor der Alternative stehen: entweder Straflosigkeit oder 
Gleichbestrafung, haben in Hamburg besonders scharf Torp (Mitt. XIII. 492, 493) 
und Prins (ebenda 496) dargetan. 

1") Trotzdem die äußere Übereinstimmung so weit geht, daß auch Kahl, 
wie von Liszt, innerhalb der v. Z. straffähige und nicht straffähige, oder wie er 
sich ausdrückt, strafvollzugsfähige und im Rahmen des regelmäßigen Strafvoll- 
zugs nicht behandlungsfähige unterscheidet. Vgl. das Kahlsche Gutachten a. a. O. 
S. 231 ff. und seinen eigenen Bericht darüber in Goltd. Arch. 51,219. Vgl. übrigens 
über die praktische Schwierigkeit einer solchen Unterscheidung Leppmann, Verh. 

4* 
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der Harmonie zwischen von Liszt und Kahl gilt, das gilt ebenso 
für die Beurteilung der Übereinstimmung zwischen den Beschlüssen 
der IKV. und des Juristentages; denn diese Beschlüsse sind auf 
Grund der Vorschläge Liszts und Kahls gefaßt worden. Auch hat 
Kahl nicht versäumt, bei den Verhandlungen in Innsbruck aus- 
drücklich zu wiederholen: 

.Prinzipiell kann ich nicht abgehen von dem, was ich in meinem 
Gutachten vertreten habe : vermindert Zurechnungsfähige sind zurechnungs- 
fähig ; als Zurechnungsfähige sind sie, wenn sie eine strafbare Handlung 
begangen haben, schuldig ; die Tatsache der Schuld begründet ihre Straf- 
barkeit. Das ist meine prinzipielle Auffassung.""*) 
In diesem Sinn also mußte jeder Anwesende seine Thesen ver- 
stehen, und wenn die große Majorität ihnen zustimmte, so konnte 
sie es ebenfalls nur in diesem Sinne tun.ii^) 

Kahl hat hinsichtlich der Behandlung der vermindert Zu- 
rechnungsfähigen sicher den Standpunkt der klassischen Schule rich- 
tig vertreten, indem er auf ihrer Bestrafung bestand und daneben die 
Sicherung konzedierte. Wir halten eine Sicherung der Gesell- 
schaft gegenüber gemeingefährlichen Personen überhaupt 
für ganz zweckmäßig und wünschenswert; wir betrach- 
ten sie nur als keine eigentlich strafrechtliche Aufgabe, 
sollte sie selbst künftig ins Strafgesetzbuch Aufnahme finden, ii 7) 



III. 143 ff. und insbes. auch Bleuler in Aschaffenburgs Monatsschrift I. 94, 95. 
Äußerlich differieren von Liszt und Kahl nur hinsichtlich einzelner, die 
Zuständigkeit und das Verfahren betreffender, also hier nicht weiter interessierender 
Punkte, worüber zu vergl. Kleinfeller, Verh. des 27. Jur.T. IV. 405—407. — Wie 
wenig eine innere Übereinstimmung da ist, das zeigt auch die Auffassung der 
These von Liszt durch Levis in den Mitteil. XIII. 513. 

"«i) Verh. IV. 449. 

"«) Kahl hat zwar in den Verh. IV. 449 der Versammlung einzureden ver- 
sucht, daß auch prinzipielle Gegner seiner Ansicht seinen Thesen zustimmen 
könnten und müßten. Aber wer die Überzeugungstreue besaß, die Kahl selbst 
für sich in Anspruch nahm, konnte sich hierauf nicht einlassen. 

^") Vgl meinen Vortrag in Goltd. Arch. 48,78 unter b. Vgl freilich 
auch Kraepelin gegen Kahl in Verh. des 27. Jur.T. IV. 421, 422. 
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Aber eine ganz andere Frage ist es, ob Kahl auch im Inter- 
esse des von ihm vertretenen Vergeltungsstrafrechtes handelte, in- 
dem er überhaupt dafür eingetreten ist, daß der Begriff der ver- 
minderten Zurechnungsfähigkeit und eine besondere Bestim- 
mung über ihre Behandlung in unsrem künftigen Strafgesetz- 
buch Aufnahme finde. Es ist bekannt, was unsere Reichsgesetz- 
gebung veranlaßt hat, der verminderten Zurechnungsfähigkeit, welche 
in der Partikulargesetzgebung, abgesehen von der preußischen, fast 
allgemein anerkannt war,ii«) den Eintritt in das deutsche Straf- 
gesetzbuch zu verwehren: es war das Bedenken, daß die An- 
erkennung einer verminderten Zurechnungsfähigkeit den Psychiatern 
die Möglichkeit eines unheilvollen Einflusses auf die Strafrechts- 
pflege eröffnen könnte. Der erste Entwurf zwar, in dessen Motiven 
auf S. 102 dieses Bedenken scharfen Ausdruck gefunden hat, ver- 
mochte dasselbe noch zu überwinden; er hatte in seinem § 47 
der verminderten Zurechnungsfähigkeit noch eine Stätte vergönnt. 
Schon aus dem zweiten Entwurf aber hat die Bundesratskommission 
sie gestrichen und dabei ist es geblieben. Nach meiner Mei- 
nung sollte es auch jetzt dabei bleiben; denn es läßt sich 
zeigen, daß jenes Bedenken auch heute noch und zwar in er- 
höhtem Maße fortbesteht. 119) 

Die Psychiater sind im ganzen überhaupt keine 
Freunde des Strafrechts. Ich halte mich an diejenigen her- 
vorragenden Vertreter ihres Faches, die gerade in strafrechtlichen 
Fragen in der letzten Zeit besonders hervorgetreten sind. 

Kraepelin hat uns schon in seiner Monographie über die Ab- 
schaffung des Strafmaßes (1880) die Perspektive einer allmählichen 



»") Vgl. Kahls Gutachten S. 143 ff.; auf S. 150 ff. finden sich die Gründe 
referiert, welche das preuß. StGB, bestimmten, die Aufnahme der v. Z. abzulehnen. 

^") Zwar nicht so sehr in dem Sinne einer bewußten Gefährdung des 
Strafrechts durch die Psychiater, wie sie die Motive annahmen ; aber um so mehr 
im Sinne einer instinktiven Opposition gegen jenes. 
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Ersetzung der Strafe durch bessernde, heilende Maßregeln eröffnet. !»<>) 
Sein Referat auf dem 27. Deutschen Juristentag (1904) war auf 
denselben Grundton abgestimmt. Am Schluß dieses Berichts nennt 
er als „die leitenden Grundsätze**, die ihm „für eine Umgestaltung 
der gesamten Straf rechtspflege vorschweben**: 

.Bürgerlich-rechtliche Haftung für allen angerichteten Schaden im 
weitesten Umfange, bedingte Verurteilung der nicht dauernd Gemein- 
gefährlichen, Versorgung der Aufsichtsbedürftigen, ärztliche Behandlung 
der Kranken, Entmündigung der Geschäftsunfähigen, Erziehung der Besse- 
rungsfähigen, Verwahrung der Gefährlichen und Unverbesserlichen.""») 

Das Strafrecht ist damit begraben. 

Cramer hat bei den nämlichen Verhandlungen direkt gesagt: 122) 

„Ja, meine Herren, ich bin als Mediziner überzeugter Determinist; 

es wäre mir lieber, wenn es kein Strafrecht gäbe, das spreche 

ich offen aus, aber man kann nicht Berge versetzen und Unmögliches 

verlangen." 

Cramer hat damit offenbar nur konsequent den Standpunkt vertreten, 
den jeder Determinist, und folglich so ziemlich jeder Mediziner, bei 
folgerichtiger Logik vertreten muß. Jedenfalls aber die ver- 
mindert zurechnungsfähigen Verbrecher wollen die Psych- 
iater jeder wirklichen Strafe entzogen wissen. Ihnen gegen- 
über lautet ihr Grundsatz „keine Strafe, sondern Behandlung**. Zu 
diesem Grundsatz bekannte sich A. Delbrück auf der Versammlung 
in Dresden (1903).i23) Kraepelin hat in Innsbruck den juristischen 

"*) Vgl. 1. c. S.31 ff. Es darf dabei nicht irre machen, daß er von einer 
bloßen Reform des Straf rechts redet. Was er Bestrafung nennt, ist keine solche, 
sondern eine bloße Behandlung. Und diese Erscheinung begegnet uns auch bei 
seinen Fachgenossen immer wieder: jede Freiheitsentziehung, ja jede Freiheits- 
beschränkung gegenüber dem Verbrecher, welchem Zweck sie auch dienen mag, 
glauben sie Strafe nennen zu dürfen. Siehe unten N. 123. Siehe bes. auch 
Mitt. XIII. 504 unten, 512. Ganz bes. aber Verh. des 27. D. Jur.T. IV. 440 (Finger) 
und 420 unten (Kraepelin). 

»") Verh. IV. 434. 

"*) a. a. O. 413. 

"«) Vgl. Mitt. XI. 595; vgl. auch schon X. 647 (Versammlung in Bremen). 
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Standpunkt in der Frage der verminderten Zurechnungsfähigkeit, 
welcher Bestrafung verlangt, für grundsätzlich unvereinbar erklärt 
mit dem ärztlichen, i«*) Von letzterem aus erscheint es ihm 

,in der Tat mehr als fraglich, ob es irgend einen Sinn hat, in den 
einzelnen Fällen neben der ärztlichen Behandlung, der Erziehung, der 
Verwahrung oder deren Androhung, neben der Entmündigung, Beauf- 
sichtigung und Fürsorge noch die Verbüßung einer besonderen Strafe 
zu verlangen, die im günstigsten Falle keinen Schaden anrichtet, von 
der wir uns aber einen über die besprochenen Maßregeln hinausgehenden 
Nutzen schwerlich versprechen können".*"*) 

Cramer hat bei der nämlichen Gelegenheit (IV. 456) erklärt, er stehe 
auf demselben Boden wie Kraepelin. In der Tat hat er schon 
vorher den Ausspruch getan: 

.Der Schwerpunkt liegt darin, daß die Strafe ihr Ziel nicht er- 
reicht. Was nützt es, wenn ich den Kranken einsperre und er kommt 
heraus und ist genau ebenso krank: im Gefängnis wird er ja nicht 
behandelt. Sodann kommt weiter in Betracht, daß das Publikum gar 
nicht den Schutz vor dem geistig Minderwertigen findet, den es eigent- 
lich haben müßte. Es hat also die Strafe eigentlich gar keinen Erfolg. 
Es ist eine verkehrte Art der Behandlung."'") 

Auch Leppmann gab (IV. 445) Kraepelin theoretisch vollkommen 
recht. Bleuler bekennt sich zu dem „einfachen Standpunkt**: 

.Vermindert Zurechnungsfähige sind Kranke, also behandeln wir 
sie als krank. Wir schützen die Gesellschaft vor ihnen, wir verzichten 
auf die Sühne. Sie sind genug „bestraft" durch die dauernde Ein- 



Allerdings sagt er XL 596 unten, daß die v. Z. „grundsätzlich* zu bestrafen sind; 
aber es dürfte auch bei Delbrück das oben in N. 120 Gesagte zutreffen. 

"*) Verh. des 27. D. Jur.T. IV. 421. 

^'*) a. a. O. 430. Auf derselben Seite weiter unten verweist Kraepelin 
das etwa widerstrebende Rechtsbewußtsein im Volke darauf, „daß an die Stelle 
der Strafe Maßregeln treten, die in weit höherem Maße geeignet sind, die öffent- 
liche Sicherheit zu schützen". Maßregeln, von denen es S. 431 heißt, daß sie 
„von der Strafe grundsätzlich verschieden sind". 

"*) Verh. IV. 414. Auch Cramer zwar verlangt ebenda, „daß den geistig 
Minderwertigen eine individuelle strafrechtliche Behandlung zuteil wird". 
Aber wieder zeigen die folgenden Ausführungen, daß die Behandlung, wie er 
sie sich denkt, mit der Strafe nichts zu tun hat: vgl. Finger 440. 
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Sperrung oder wenigstens Überwachung. Man soll überhaupt niemandem 
ein Mehr von Leid zufügen, als nötig."*") 

Aschaffenburg endlich hat schon durch seine Gesetzesvorschläge 

in Hoches Handbuch der gerichtlichen Psychiatrie i»») gezeigt, daß 

er von einer Bestrafung der vermindert Zurechnungsfähigen nichts 

wissen will. In Hamburg hat er dann im vorigen Jahr direkt 

erklärt: 

.Wenn ich an die v. Z. denke, habe ich nichts für den Strafrichter 
und nur für den Zivilrichter etwas übrig. Ich glaube, daß nur dieser 
imstande sein kann, die definitiven Maßregeln zu verhängen." 

Es liegt mir viel daran, hiemit gezeigt zu haben, daß 
die hervorragendsten Psychiater, soweit sie sich über- 
haupt zurFrage der vermindertenZurechnungsfähigkeitge- 
äußert haben, Gegner einer jeden Bestrafung der letzteren 
sind. 129) Wenn sie in den Versammlungen in Stuttgart, Innsbruck 
und Hamburg dennoch mit beschlossen haben: Bestrafung und 
Behandlung bezw. Bestrafung oder Behandlung, so haben sie dies 
nur getan entweder in der Annahme, daß dies einstweilen alles 
sei, was man von der Gesetzgebung erreichen könne, und in dem 
Bestreben, das Bessere nicht zum Feind des Guten werden zu 
lassen; oder aber, indem sie unter der „Bestrafung" selbst nichts 
von der „Behandlung" wesentlich Verschiedenes verstanden. i^o) 



"7) Aschaffenburgs Monatsschrift I. 95. Vgl. 93 unten. 

"8) Vgl. Mitt. XII. 276. 

"») Erst nach Abschluß meiner Arbeit ist mir die Abhandlung über .die 
geminderte Zurechnungsfähigkeit" von Longard in Aschaffenburgs Monatsschr. III. 
87 ff. zugegangen, der den vermindert Zurechnungsfähigen für zurechnungsfähig 
und strafrechtlich verantwortlich erklärt; der die ganze verminderte Zurechnungs- 
fähigkeit als ein noch vielfach dunkles Gebiet bezeichnet, welches noch exakter 
Durchforschung harre; der sich als entschiedener Gegner von Sonderbestimmungen 
über die v. Z. im Strafgesetzbuch bekennt und der überhaupt einen sympathisch 
berührenden gemäßigten Standpunkt in dieser ganzen Lehre vertritt. 

"®) Was ihnen von den Vertretern der »Zweckstrafe" selbst so mund- 
gerecht gemacht wird: vgl. van Hamel, Mitt. XIII. 508, 509: „Nun ist das das 
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Wie nahe muß es daher den Psychiatern liegen, wenn 
das Gesetz jene Beschlüsse adoptiert, wenn es wirklich 
den Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit auf- 
nimmt und eine besondere strafrechtliche Behandlung 
derselben statuiert, auch das Gesetz in einer ihren wissen- 
schaftlichen Anschauungen entsprechenden Weise auszu- 
legen und, soweit sie es bewerkstelligen können, zur An- 
wendung zu bringen?! 

Und an Gelegenheit hiezu wird es ihnen dann nicht fehlen. 
Der Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit, *»i) der nach 
tibereinstimmender Auffassung der Juristen und der Psychiater die 
Grenzzustände zwischen geistiger Gesundheit und geistiger Krank- 
heit bezeichnen soll,!»^) ist ein Begriff, der mit Sicherheit vom 
Juristen nur gehandhabt werden kann, wenn er dabei von medi- 
zinischen Sachverständigen unterstützt und geftihrt wird. Dies 
bleibt auch dann bestehen, wenn eine so allgemein gebilligte 
Definition, wie die Kahlsche: i»») 

»Wer sich bei Begehung einer strafbaren Handlung in einem nicht 
bloß vorübergehenden krankhaften Zustande befunden hat, welcher das 
Verständnis für die Strafwürdigkeit seiner Handlung oder seine Wider- 
standskraft gegen strafbares Handeln verminderte" 



Eigentümliche, daß die Zweckstrafe eine Behandlung ist die Strafe ist 

eine Behandlung, eine scharfe Behandlung." S.511: „Wenn die Leute gefährlich 
sind, so müssen sie eine Behandlung — Sie können sie heißen, wie Sie wollen 
— empfinden." 

"^) Und das im Text Gesagte gilt ganz ebenso auch von dem Begriff der 
geistigen Minderwertigkeit: vgl. einerseits Krohne, Mitt. XII. 268; andrerseits 
Aschaffenburg, Mitt. XII. 275. 

"») Vgl. von Liszt, Lehrb. S. 76, 164; Kahl, Verh. d. 27.D.Jur.T; I. 138, 
206 ff.; Delbrück, Mitt. X. 629; Weber. Mitt. XL 606, 607; Sommer, Mitt XIL 280; 
Leppmann, Verh. d. 27. D. Jur.T. III. 136/7; Cramer, Verh. IV. 409 unten; Kraepelin, 
Verh. IV. 418. 

"») Vom 27. D. Jur.T. adoptierte: Verh. IV. 460 ff. 
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ihn seiner „Uferlosigkeit** i»*) und „Kautschukmäßigkeit" ^^^) mit 
Glück entkleidet hat — , ganz abgesehen davon, daß dies Kahl 
nur gelungen ist durch eine der Willkür nicht entbehrende Aus- 
scheidung von Fällen, die eigentlich, wie er selbst zugeben muß, 
unter den Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit mit fallen 
würden. 136) Schon mit der Kahlschen Einschränkung des Begriffes 
werden die Psychiater künftig in die Lage versetzt sein, eine kaum 
übersehbare bunt verschiedenartige Menge von Einzelerscheinungen 
— man vgl. die Kahlsche Aufzählung in seinem Gutachten S. 184 ff. 
unter der Überschrift „Erfahrungstatsachen der gerichtlichen Psych- 
iatrie** ^ 5'') — als Fälle der verminderten Zurechnungsfähigkeit 
nicht etwa bloß der poena ordinaria, sondern der Bestrafung über- 
haupt zu entziehen. Denn auch die Frage der Straffähigkeit, d. i. 
nach von Liszt die Frage, ob nicht 

»die Vollstreckung der Freiheitsstrafe, also die Anhaltung in einer 
Strafanstalt oder einem Gefängnis, auf den die Gemeingefährlichkeit be- 
dingenden Geisteszustand des Verurteilten ungünstig einwirken muß";"») 

nach Kahl die Frage, ob nicht 

„ein ausgesprochen schwererer Typ der geistigen Minderwertigkeit" 



>") Verh. d. 27. D. Jur.T. III. 137 (Leppmann). 

1«) Verh. d. 27. D. Jur.T. IV. 410 (Cramer). 

"«) Vgl. Kahl .Die Prägung des gesetzlichen Begriffs* a. a. O. I. 206 ff. 
Dazu im allgem. Leppmann ebenda III. 137 ff.; beztigl. des Rauschzustandes 
insbes. Delbrück, Mitt. XI. 598, der darauf hinweist, »daß von Berauschten mehr 
Verbrechen begangen werden, als von allen anderen Geisteskranken zusammen 
— und die Berauschten gehören doch gewifi zu den vermindert Zurech- 
nungsfähigen"; Weber ebenda 607; Leppmann, Verh. d. 27. D. Jur.T. III. 138;IV.460; 
Kraepelin ebenda IV. 426, 427. 

"0 Vgl. auch Delbrück, Mitt. XI. 600, wo er redet von der «ungeheuren 
Verschiedenartigkeit der vermindert Zurechnungsfähigen". Kraepelin, Verh. d. 
27. D. Jur.T. IV. 426: »Das buntscheckige Gemisch verschiedenartiger Persönlich- 
keiten, die unter den Begriff der v. Z. fallen." Sommer, Mitt. XIL 279: »Das 
ganze Gebiet der geminderten Z. zerfällt vom psychiatr. Standpunkt aus in eine 
ganze Menge von verschiedenen Fällen, die in Gruppen zusammengehören." 

"8) So in Aschaffenburgs Monatsschr. L 14. 
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vorliege, der es geboten erscheinen läßt, „die Absonderung aus dem 
gewöhnlichen Strafvollzug zu fordern ebenso im Interesse der Rein- 
erhaltung des Strafvollzugs, als im Interesse der Heilung der minder- 
wertigen Sträflinge selbst"; 

wird von den medizinischen Sachverständigen zu beantworten sein 
und nur von ihnen beantwortet werden können. i»») Es kann sich 
fragen, ob dadurch nicht schon an sich der Mediziner im Straf- 
recht zu sehr in den Vordergrund geschoben, der Jurist in den 
Hintergrund gedrängt wird, ob nicht solchen Gesetzesvorschlägen 
gegenüber die Erwägung Platz greifen muß, welche — bei anderer 
Gelegenheit — die Motive zum norddeutschen Entwurf S. 101 
dahin formulierten : 

.Derselbe (der Gesetzesvorschlag) verlegt die Entscheidung der 
Frage so überwiegend in das medizinische Gebiet und macht damit die 
richterliche Beurteilung im einzelnen Falle so sehr von der Vorent- 
scheidung der medizinischen Sachverständigen abhängig, daß dadurch 
das Ermessen des Richters in zu erheblichem Grade eingeengt und 
letzterer in eine Stellung zurückgedrängt wird, in welcher er sich darauf 



"») Vgl. Aschaffenburg in den Mitt. XIII. 498 : »Die Frage wird ja wohl 
von uns Psychiatern am besten beantwortet werden können: Kann die Strafe 
einen Einfluß auf den v. Z. ausüben?" Vgl. denselben auch schon in den 
Mitt. XII. 278, wo er (auf der Versammlung in Stuttgart) im Anschluß an Lepp- 
mann auf das entschiedenste fordert, .daß dem Arzt eine entscheidende Stimme 
in allen diesen Fragen zukommen muß". Dementsprechend formulierte Lepp- 
mann eine These, welche von der Versammlung (S. 286) zum Beschluß erhoben 
wurde. So haben Juristentag und IKV. durch ihre Beschlüsse alles auf diesem 
Gebiet in die Hände der Mediziner gelegt, und es ist eine überaus bezeichnende 
Tatsache, daß auf dem 27. Deutschen Juristentag ein Mediziner nach dem andern 
(Leppmann, Verh. IV. 447; Kraepelin 454; Cramer 457 oben) sich gedrungen fühlte, 
den Juristen für ihr „weitgehendes Entgegenkommen" (Cramer a. a. O.: .eigent- 
lich noch mehr, als ich erwartet habe") zu danken. Auf der Versammlung der 
IKV. in Hamburg konnte denn auch ihr Mitglied Staatsanwalt Dr. Feisenberger 
ihr den Vorwurf nicht ersparen, daß sie leider während der ganzen Verhandlung 
den juristischen Boden derart verlassen habe, daß van Hamel daraus die Kon- 
sequenz ziehen konnte, die Juristen hätten eigentlich gar nichts mehr zu sagen, 
sondern es seien »nur die Ärzte, die in criminalibus etwas zu sagen haben" 
(Mitt. XIII. 530; vgl. auch noch den Ausspruch von Vambery Mitt. VIII. 320). 
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angewiesen sieht, einfach ein Vollstrecker des vorangegangenen medi- 
zinischen Ausspruches zu werden. Dies erscheint aber mit der deni 
Richter notwendigen und ihm darum vom Gesetze zu wahrenden Mög- 
lichkeit eigener freier Prüfung unvereinbar." 

Jedenfalls aber ist Folgendes zu erwägen: 

Auf dem ganzen großen Gebiet der verminderten Zurechnungs- 
fähigkeit wird nach den gefaßten Beschlüssen die Entscheidung 
darüber, ob der vermindert zurechnungsfähige Verbrecher über- 
haupt gestraft werden soll, in der Hand von Männern liegen, die, 
wie gezeigt, eine Abneigung gegen das Strafrecht im allgemeinen 
haben und speziell jede Bestrafung von vermindert Zurechnungs- 
fähigen aus Gründen ihrer Wissenschaft mißbilligen! Wahrlich da 
braucht man, um gegen die Aufnahme der vermindert Zurechnungs- 
fähigen ins neue Strafgesetzbuch die schwersten Bedenken zu hegen, 
gar nicht mit den Motiven zum norddeutschen Entwurf an medi- 
zinische Sachverständige zu denken: 

„welche in Verkennung ihrer Aufgabe: dem Strafgesetze, soviel 
an ihnen ist, in Verbindung mit dem Richter zur Geltung zu verlrflen, 
ihren Ehrgeiz darin suchen, den Angeklagten durch angeblich medi- 
zinische Argumente, namentlich solche, welche sie dem Gebiete der 
Psychiatrie entnehmen, vor dem Strafgesetze zu schützen oder wenig- 
stens die Folgen dieses Strafgesetzes zu mildern." 

Nein, schon der Umstand, daß nach der wissenschaftlichen Über- 
zeugung der Psychiater das Strafrecht überhaupt keine Existenz- 
berechtigung hat, daß die von unsrem Strafgesetzbuch durch die 
Strafe angestrebte Vergeltung verwerflich ist, daß der geistig Minder- 
werte unter keinen Umständen, auch nicht milder als der Normal- 
mensch, gestraft werden dürfe: schon dies kann bewirken, daß sie in 
der Annahme verminderter Zurechnungsfähigkeit überhaupt und in 
der Verneinung der Straffähigkeit vermindert Zurechnungsfähiger 
insbesondere zu weit gehen, i^^) Und schon diese Möglichkeit 



^*<*) In ersterer Richtung können sie um so leichter zu weit gehen, 
weil bezüglich der unter die v. Z. zu subsumierenden Einzelfälle die medizi- 
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einer Vereitelung des wahren Willens des Gesetzes durch falsche 
Auslegung und Anwendung desselben, 1*1) diese Gefahr, die uns 
einer unsrer ersten Psychiater, Cramer in Göttingen, erst vor 
zwei Jahren so klar vor Augen geführt hat durch seinen Aus- 
spruch :i*») 

»ich mache mich verbindlich, wenn der Ausdruck „geminderte 
Zurechnungsfähigkeit* in das Strafgesetzbuch kommt, einen jeden 
Menschen für gemindert zurechnungsfähig zu erklären: das wird nicht 
schwer sein"; 

muß uns verbieten, der verminderten Zurechnungsfähigkeit — dem 
Namen oder der Sache nach — eine besondere Stellung im Straf- 
gesetzbuch einzuräumen. 

Aber es kommt noch etwas Weiteres hinzu: ich habe schon 
oben darauf hingewiesen, daß die Begrenzung, welche Kahl und 
der Deutsche Juristentag der verminderten Zurechnungsfähigkeit 
gegeben haben, eine mehr oder minder willkürliche ist.i*») Kahl 



nisolif Wissenschaft selbst noch nicht zu abschließenden Resultaten gelangt 
ist. Man denke hier auch an die naheliegende Verführung, v. Z. anzunehmen 
als »bequemes Auskunftsmittel in unklaren Fällen", wie sie Kraepelin, Verh. d. 
27. D. Jur.T. IV. 426 andeutet. Vgl. dazu Hoegel in Aschaffenburgs Monatsschr, 
I. 337. 

^*0 Vgl. die Probe einer solchen Auslegung (gegenüber dem Lisztschen 
Gesetzesvorschlag unternommen) in den Mitt. XIII. 513. Vgl. auch Bleuler in 
Aschaffenburgs Monatsschr. 1.94: „Vermindert Zurechnungsfähige, die nicht ge- 
meingefährlich seien, werde es kaum geben, ebensowenig solche, die ganz un- 
bedenklich die Haftstrafe antreten können ; die Praxis werde sich also so machen, 
daß so ziemlich in jedem Falle ausgesprochen werde, der v. Z. sei nicht straf- 
fähig." Hoegel ebenda 338: .Mit der Einführung des Begriffes der Minder- 
wertigkeit in das Strafrecht würde an Stelle der Rechtspflege blanke Willkür 
treten. Folgerichtig durchgeführt müßte diese Einführung die Ausscheidung aller 
eigentlichen Verbrechematuren aus der normalen Bestrafung zur Folge haben." 

»") Verh. d. 27. D. Jur.T. IV. 410. 

^*») Das nämliche gilt von Liszts Vorschlägen. Vgl. dessen Ausspruch 
Mitt, XIII. 474: „Ich spreche gar nicht von allen vermindert Zurechnungsfähigen, 
sondern ich beschränke meine erste These auf bestimmte Gruppen innerhalb der 
V. Z." 
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selber gibt das in seinem Gutachten S. 232 zu. Auch ihm wäre 

„vollkommene Arbeit ansprechender". Aber er glaubt sich auf 

halbe Arbeit beschränken zu müssen aus realpolitischen Gründen, 

weil ein Mehr „die Leistungsfähigkeit des strafrechtlichen Apparates** 

übersteigen würde, und weil er nicht das Bessere zum Feind des 

Guten möchte werden lassen. Solche Gründe waren es dann auch, 

welche selbst die Mediziner auf dem Juristentag bewogen, sich für 

Kahls Vorschlag zu erklären: 

.Wir haben gefunden, daß wir eine Lücke lassen, um nicht die 
ganze Reform zu gefährden"; 

SO antwortete Leppmann (Verh. IV. 460) i**) seinem mit gewohnter 
Konsequenz auf ganze Arbeit drängenden Kollegen Kraepelin. 
Aber sie waren sich dabei klar, daß das von ihnen gut geheißene 
Gesetz ein lückenhaftes sei, welches sie daher auch nur als eine 
„Abschlagszahlung betrachten** (Verh. IV. 454), als „den kleinen Finger, 
den die Strafjustiz uns gibt** (IV. 413 unten). Es versteht sich 
von selbst, daß ihr Dichten und Trachten dahin gehen wird, 
aus dem kleinen Finger mit der Zeit die ganze Hand werden 
zu lassen. Und es ist ganz unzweifelhaft, daß ihnen das gelingen 
muß, weil Halbheiten immer nur ein vorübergehendes Leben haben 
können. Die Mediziner werden es also, wenn wir besondere Be- 
stimmungen über verminderte Zurechnungsfähigkeit in unser Straf- 
gesetzbuch aufnehmen, erreichen, daß sie über kurz oder lang das 
strafrechtliche Schicksal eines jeden Menschen in die Hand be- 
kommen, der bei Begehung eines Verbrechens aus irgend welchem 
Grund, wegen Krankheit oder mangelnder Entwickelung, vorüber- 
gehend oder dauernd, nicht „geistig oder moralisch normal** ge- 
wesen ist. Damit aber hat dann aus den oben entwickelten Gründen 
die letzte Stunde des Straf rechts geschlagen; die Psychiater, die 
Feinde des Strafrechts, haben dann die Bresche gefunden, durch 



*) Vgl. Leppmann auch schon Verh. III. 137. 
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welche sie in die belagerte Festung eindringen und sie zerstören 

können. Man höre statt aller Kraepelin;!*'^) 

„Ich kann es nicht unterlassen, darauf hinzuweisen, daß sich die 
hier in die Strafrechtspflege eindringenden neuen Gesichtspunkte als 
richtunggebend für eine spätere tiefgreifende Umgestaltung des ganzen 
Gebietes erweisen dürften. Was ursprünglich an den ausgesprochen 
Geisteskranken, was jetzt an den psychopathisch Minderwertigen mit 
wachsender Deutlichkeit dem unbefangenen Beobachter sich aufdrängt, 
wird, wie ich zuversichtlich glaube, die gesamte Strafrechtspflege mit 
neuem Geiste erfüllen. Die schon jetzt mehr oder weniger will- 
kürliche Grenze zwischen voll und vermindert Zurechnungs- 
fähigen wird sich mehr und mehr verwischen und wir werden 
erkennen, wie gering das Maß der Verschuldung ist, das überhaupt auf 
den einzelnen Täter fällt, wenn wir seine Abstammung, seine angeborene 
Veranlagung, seine Entwickelungsgeschichte, die Einflüsse seiner Um- 
gebung, seine Lebensschicksale und seine gesamte körperliche und 
geistige Persönlichkeit prüfen. Sodann aber wird vielleicht ein heim- 
licher Zweifel in uns aufsteigen, ob nicht den allgemeinen Zwecken 
der menschlichen Gesellschaft mehr durch ein rasches und zuverlässiges 
Einschreiten gegen jeden Rechtsbruch,"®) als durch eine möglichst 
schroffe Ausprägung des Strafübels gedient werde." 

In diesem Sinne redet er (ebenda 432) von der 

„Umwälzung, die der jetzt angestrebten Aussonderung der ver- 
mindert Zurechnungsfähigen unvermeidlich früher oder später folgen 
muß". 

und Leppmann erklärt (ebenda 445), er müsse ihm theoretisch 

vollkommen Recht geben: 

„Die Minderwertigen sollen überhaupt nicht bestraft werden; schafft 
ein System, daß diese ganz aus der Strafe fallen, das wäre die nächste 
Etappe, wie Herr Kollege Kraepelin sagt, zur großen Sonne der Zukunft, 
daß man den Verbrecher nicht straft, sondern behandelt." 

Also: sobald wir Kriminalisten den Satz anerkennen: 



1«) Verh. d. 27. D. Jur.T. IV. 431. — Kraepelin ist sich damit einfach treu ge- 
blieben. Vgl. oben zu N. 120. Er wird mir selbst zugeben, daß er seine 1880 
veröffentlichte Schrift „Die Abschaffung des Strafmaßes" nach Tendenz und Be- 
weisführung ebensogut hätte überschreiben können: .Die Abschaffung des 
Strafrechtes". 

**«) Versteht sich in dem oben zu N. 121 mitgeteilten Sinn. 
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vermindert zurechnungsfähige Verbrecher werden milder, 
und wenn die Strafe nach dem Urteil der Psychiater auf 
ihren Zustand ungünstig einwirkt, gar nicht bestraft, 
werden die Psychiater daraus die Sätze machen: ver- 
mindert zurechnungsfähige Verbrecher können überhaupt 
nicht gestraft werden; jeder Verbrecher ist vermindert 
zurechnungsfähig;!*^) folglich hat das Strafrecht Sinn und 
Existenzberechtigung verloren. 

Und darum halte ich es für verfehlt, daß Kahl und der Deutsche 
Juristentag den Medizinern so weit „entgegengekommen" sind, daß 
diese selbst ihre Verwunderung darüber zu erkennen gaben. Ich 
halte es für verfehlt, nicht etwa aus Liebe zur Strafe, wie ich — 
wohlfeilen und daher sicher zu erwartenden Vorwürfen vorbeugend — 
feststellen möchte. Auch ich betrachte die Strafe als ein Übel, 
und würde uns glücklich preisen, wenn wir sie entbehren könnten. 
Aber ich betrachte sie dem Verbrecher gegenüber als ein not- 
wendiges Übel. Und diejenigen, welche glauben sie abschaffen 
zu können, stehen mir auf derselben Stufe, wie die Schwärmer, 
die den Krieg aus der Welt schaffen wollen: ich achte sie hoch 
wegen ihres durch und durch idealen Strebens, aber ich halte sie 
für unpraktische Utopisten. 

Ich freue mich daher auch aufrichtig, daß Aschaffenburgs Be- 

hauptung,!*«) 

„daß die Gegnerschaft gegen die Annahme der verminderten Zu- 
rechnungsfähigkeit verstummt ist" 

nicht zutrifft. Gegen sie haben sich in neuester Zeit erklärt der 
Staatsanwaltschaftsrat Felix Delbrück in Aschaffenburgs Monats- 
schrift I. 123; der Strafanstaltsdirektor Finkelnburg nach dem Re- 
ferat ebenda 131; der Gerichtsarzt Dr. Longard ebenda III. 87 (oben 
N. 129); ganz besonders aber der Oberstaatsanwalt Hugo Hoegel 



**^) Siehe auch unten unter VIII. 1. 
»") Mitt. XL 610. 
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in seinem Aufsatz „Die Behandlung der Minderwertigen** ebenda 
I. 333 — 341, der mit mir der Ansicht ist, daß die Vorschläge der 
IKV. und des Juristentages 

„im Falle ihrer Verwirklichung geeignet wären, die Grundlagen 
des Strafrechts bedenklich zu erschüttern", 

und dessen vorzügliche Begründung dieser Ansicht ich mir voll- 
ständig zu eigen mache. 

Und in der Tat kann dem auch von mir anerkannten Be- 
dürfnis, die Übergangszustände zwischen geistiger Gesundheit und 
geistiger Krankheit im Strafrecht milder zu behandeln, Rechnung 
getragen werden, ohne daß besondere Bestimmungen über geistige 
Minderwertigkeit brauchten ins Strafgesetzbuch aufgenommen zu 
werden. Bezeugt uns ja selbst ein Psychiater, Cramer, daß sogar 
schon nach unsrem bisherigen Recht die geistig Minderwerten meist 
die richtige Behandlung fanden, i*») Er hat sich die Frage vor- 
gelegt: 

„Geht es den geistig Minderwertigen so schlecht bei der heutigen 
strafrechtlichen Behandlung?" 
und er sieht sich zu der Antwort genötigt: 

„Ich habe es persönlich sehr selten erlebt, daß ich mir gesagt 
habe, der geistig Minderwertige ist zu hart bestraft. Ich habe sehr 
häufig, eigentlich immer, gesehen, daß, wenn ich dem Gerichtshof die 
Bemerkung machte: ,Der Angeklagte ist nicht mit vollem Maße zu 
messen', er gern darauf eingeht." 
Freilich konnte dies der Gerichtshof bis jetzt — abgesehen von 
der Strafzumessung — nur tun, soweit das Gesetz „mildernde Um- 
stände** zuließ. i5<>) Und das müssen wir von dem neuen Recht 
zwecks Schutzes der geistig Minderwerten auf alle Fälle ver- 
langen, daß es das System der unbestimmten Strafmilderung 
weiter ausbaue. Ich könnte mich in dieser Beziehung ganz 



1*») Verh. des 27. D. Jur.T. IV. 414,— Siehe jetzt auch Longard (oben N.129) 
S. 95, 98, 100, 105. 

1*«) Vgl. hieher auch Kahls Gutachten L 154. 
Birkmeyer, Dr., Was läßt Liszt vom Strafrecht übrig? 5 
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an den Vorschlag von Kahl in seinem Gutachten S. 210 an- 
schließen: 

„Eine Bestimmung im allgemeinen Teil hätte für die »minder schweren 

Fälle* bei allen Verbrechen und Vergehen eine Milderung nach Art oder 

Maß der Strafe vorzusehen." 
Damit wäre dann die Möglichkeit einer gerechten Strafwürdigung 
der vermindert Zurechnungsfähigen in ausreichendem Maße ge- 
geben. Diesen Ausweg halten auch unsere Gegner für einen Teil 
der vermindert Zurechnungsfähigen für durchaus genügend, für 
jenen Teil nämlich, auf welchen sie die von ihnen vorgeschlagenen 
Sonderbestimmungen nicht mit bezogen wissen wollen (oben zu 
N. 143), wie insbesondere für die im Rausch handelnden Ver- 
brecher. Bezüglich ihrer verweist Kahl (S. 212) auf die „Straf- 
zumessung oder allgemeine Milderung". Und damit erklärt sich 
auch Leppmann einverstanden in folgender auch sonst interessanten 

Äußerung: Iß 1) 

„Wenn Herr Professor Kraepelin von der Hereinziehung des nor- 
malen Rausches gesprochen, der tatsächlich eine verminderte Zurech- 
nungsfähigkeit darsteUt, so würde das unsere Strafrechtspflege so 
umkrempeln, daß das nicht geht. Nun gibt es aber allgemeine Milde- 
rungsmaßregeln im Strafgesetzbuch, und Herr Professor Kahl hat vor- 
gesehen, daß bei einer Reform des Strafgesetzbuches diese Milderungs- 
maßregeln noch verallgemeinert und vertieft werden. Es wird also ein 
gewisses Genüge der Gerechtigkeit bestehen, wenn für die anderen 
Fälle nach dem Gutdünken der Richter diese allgemeinen Maßregeln 
angewendet werden." 

Aber warum denn nur für die anderen Fälle? Es ist absolut nicht 
einzusehen, warum nicht auf dem angedeuteten Wege allen Fällen 
der sog. verminderten Zurechnungsfähigkeit gegenüber sollte der 
Gerechtigkeit Genüge geschehen können?!^*) Überdies wäre die 
willkürliche Zerspaltung des Begriffs der verminderten Zurechnungs- 
fähigkeit (s. oben zu N. 136, 143) dann vermieden. Auch die öster- 



»») Verh. des 27. D. Jur.T. IV. 460. Vgl. auch m. 139. 
"*) Warum „dieser Ausweg ein wenig befriedigender ist"? wie Kraepelin, 
Verh. des 27. D. Jur.T. IV. 419, behauptet. 
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reichische Gesetzgebung hat, wie uns Hoegel in Aschaffenburgs 
Monatsschrift I. 333, 334 zeigt, diesen Weg gleicher Behandlung 
aller Fälle der verminderten Zurechnungsfähigkeit von jeher ein- 
geschlagen. So hinsichtlich der Bestrafung der vermindert Zu- 
rechnungsfähigen. Aber wie steht es dann mit der Sicherung? 
wird man einwenden, auf die es ja bei der ganzen Reformbewegung 
von allen Seiten in erster Linie abgesehen ist; wie will man diese 
den vermindert Zurechnungsfähigen gegenüber ohne Sonderbestim- 
mungen erreichen? Nun ich denke, auch hier wird eine allge- 
meine Bestimmung helfen müssen etwa in dem Sinn, daß gegen 
jeden Verbrecher, der aus irgend welchem Grunde als gemein- 
gefährlich erscheint, die Gesellschaft durch Verwahrung des Ver- 
brechers zu schützen sei. Daß ich selbst gegen die Aufnahme 
einer solchen Bestimmung ins Strafgesetzbuch grundsätzlich 
nichts einzuwenden hätte, habe ich schon früher (oben zu N. 117) 
gesagt. Die nähere Ausführung aber dieser Bestimmung würde 
Sache der Verwaltungsgesetzgebung sein. 

VII. 
Liszt und die jugendliclien Verbreclier. 

Doch kehren wir zurück zu dem Rest des Strafrechts, wel- 
chen von Liszt nach unsren Ausführungen unter V zunächst noch 
übrig läßt, und von welchem wir unter VI — die wahre Lehr- 
meinung Liszts entgegen seiner Kompromiß-Inkonsequenz zur Gel- 
tung bringend — noch die vermindert Zurechnungsfähigen in Abzug 
bringen mußten. Es waren die jugendlichen und erwachsenen 
Augenblicksverbrecher und die jugendlichen besserungsfähigen Ge- 
wohnheitsverbrecher, welche als allein straffähig übrig geblieben 
waren. 

1. Von den jugendlichen Verbrechern nun scheiden nach 

von Liszt aus dem Straf recht weiter aus alle \ Kinder" bis zum 

5* 
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vollendeten vierzehnten Lebensjahr. Denn die Bestimmung unsres 
RStGB. § 55, womach, wer bei Begehung eines Verbrechens das 
zwölfte Lebensjahr nicht vollendet hat, wegen dieses nicht straf- 
rechtlich verfolgt werden kann, hält von Liszt für nicht ausreichend. 
Die Strafmündigkeitsgrenze müsse auf alle Fälle weiter hinaus- 
gerückt werden. Denn: 

„Kindern gegenüber, mögen sie auch das zwölfte Lebensjahr zu- 
rückgelegt haben, taugt weder die Strafverfolgung, noch die Strafe". "') 
Zu der Zeit, als Liszt dies schrieb (1892), wollte er sogar erst 
mit dem vollendeten sechzehnten Lebensjahr die absolute Straf- 
unmündigkeit beendet wissen. Er vertrat damit einen Vorschlag des 
von der IKV. Gruppe Deutsches Reich zur Erörterung der Frage 
der Behandlung jugendlicher Verbrecher eingesetzten Ausschusses, 
dem er angehörte. Der Vorschlag lautete :^^*) 

„Es empfiehh sich, den Beginn der Strafmündigkeit auf das 
sechzehnte Lebensjahr hinaufzurücken." 

Doch gab von Liszt schon damals zu, daß man hinsichtlich der 

Ziehung der Altersgrenze verschiedener Ansicht sein könne, ob 

nämlich die Vollendung des vierzehnten oder die des sechzehnten 

Lebensjahres als maßgebend angenommen werden solle; und daß für 

das vierzehnte Lebensjahr der regelmäßige Abschluß der Schulpflicht 

spreche: 

„Solange die Erziehung, selbst nach den staatUchen Mindestforde- 
rungen, nicht beendet ist, kann gegen den kindlichen Tunichtgut wohl 
eine strengere, ernstere Art der Erziehung eintreten; aber Schulkinder 
gehören nicht in die Strafanstalten.""') 

Später ist dann Liszt beim vollendeten vierzehnten Lebensjahr stehen 
geblieben. 1^6) Immer wieder wiederholt er den Satz 

„Schulkinder gehören nicht ins Gefängnis"; „Schulkinder gehören 
nicht vor den Strafrichter". "^) 

"») Aufs. 1. 444. Vgl. die nähere Ausführung daselbst. 

"*) a. a. 0. 463. 

1") a. a. O. 445/6. 

"«) Vgl. dazu Aufs. II. 347 unten. 

"^) Vgl. noch Aufs. 1. 446/7; II. 346; Mitt. XIII. 473. — Siehe auch Aufs. U. 
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Aus der besonders ausführlichen Begründung, die er ihm in seinen 
Aufsätzen II. 346 — 348 gibt, seien die nachstehenden Sätze hier 

mitgeteilt: 

„Es kann nicht oft genug wiederholt werden, daß schon der ganzen 
strepitus fori eine schwere Gefahr für den Jugendlichen bedeutet. Der 
Jugendliche fühlt sich als der Held eines Dramas, wenn der ganze Apparat 
des gerichtlichen Verfahrens gegen ihn aufgeboten wird und vielleicht 
gar die Zeitungen seinen Namen und seine Tat ausführlich schildern. 
Wird er verurteilt, so kommt er in den meisten Fällen ins Gefängnis. 
Wie es hier mit dem Strafvollzug bestellt ist, das wissen wir. Bei län- 
gerer Freiheitsstrafe wird er allerdings in eine besondere Anstah ge- 
bracht oder in ein Gefängnis mit besonderen Abteilungen für Jugend- 
liche, und hier ist er verhältnismäßig noch am besten vor sittlicher Ver- 
wahrlosung geschützt Aber gerade die ersten Male, bei kleinen Ver- 
gehen, erhält er eine kürzere Strafe, und dann kommt er in das Amts- 
oder Landgerichtsgefängnis, von einer Trennung von den Erwachsenen 
ist so gut wie gar keine Rede, und selbst wo sie durchgeführt ist, 
kann die Verständigung durch Klopfen, Kassiber u. s. w. nicht verhindert 
werden. 

Für Seelsorge, Unterricht, Arbeit ist so gut wie gar nicht gesorgt 
Hier werden dann die Freundschaften geschlossen, die so oft für die 
ganze Zukunft des Jugendlichen verhängnisvoll werden. Wir können 
es begreifen, daß die große Masse derjenigen Jugendlichen, die erst 
einmal im Gefängnis gewesen sind, immer wieder dahin zurückkehrt, 
bis sie dem Zuchthaus rettungslos verfallen." 
von Liszt meint durch solche Erwägungen seinen Satz: Schul- 
kinder gehören nicht vor den Strafrichter, so unangreifbar gemacht 
zu haben, daß er glaubt, „daß dieser Satz kaum auf Widerspruch 
stoßen wird", daß er es für ausgeschlossen hält, daß seine Vor- 
schläge „grundsätzlichen Einwänden begegnen werden". 

2. Ich möchte auch hier nicht versäumen, meine gegenteilige 
Ansicht zu bekennen. Ist es ja doch nicht ausgeschlossen, daß 
eine gesetzliche Neuregelung der strafrechtlichen Behandlung jugend- 
licher Verbrecher schon in nächster Zeit und noch vor dem Zu- 



397; Lehrb. § 15 S. 75 unter IL 3. Vgl. auch Hafter, Strafrecht u. Schule, 1906 
S. 8 zu N. 18 u. die dort Zitierten. 
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Standekommen des neuen Strafgesetzbuches erfolgt. Und für diesen 
Fall dürfen wir konsequenten Vertreter der Vergeltungstheorie schon 
jetzt den Gesetzgeber nicht in Zweifel darüber lassen, welche Kon- 
sequenzen wir aus ihr in dieser Frage ziehen. Wir halten auch 
den Jugendlichen gegenüber an dem Satze fest:i^») 

,,Wo genügende Schuld vorliegt, da mufi auch gestraft werden." 
Und gerade dem Jugendlichen gegenüber. In unsrer Zeit, wo 
Egoismus und Brutalität im Bunde miteinander die Rechtsordnung 
so häufig brechen und mißachten, kann es dem Menschen gar 
nicht früh genug eingeprägt werden, daß jeder Angriff auf die 
Rechtsgüter eines anderen zu einem empfindlichen Gegenangriff 
der Gesellschaft auf die Rechtsgüter des Täters mit Notwendigkeit 
führt. Gerade auf den jugendlichen Verbrecher wird diese Er- 
fahrung den tiefsten Eindruck machen * 5») und auch am wirksam- 
sten künftigen Rechtsverletzungen desselben vorbeugen. Es wird 
sich hier ganz besonders zeigen, daß eine energische Repression 
des Verbrechens zugleich die beste Prävention gegen das Ver- 
brechen bildet. Es heißt die heilsame Wirkung der Strafe gerade 
den Jugendlichen gegenüber total verkennen, wenn man sie durch 
erziehende Maßregeln ersetzen will. Durch die Strafe erziehen 
und nach der Bestrafung erziehen, aber nicht statt der Bestrafung 
erziehen, das ist der Grundsatz, welchen die Vergeltungstheorie 
den Jugendlichen gegenüber vertreten muß. Ihre Schuld voraus- 
gesetzt. Dazu gehört aber vor allem, daß sie nicht etwa wegen 

"«) Vgl. meinen Aufs, im Qer.S. 67, 406 oben. 

169) Vgl. hieher auch Kraepelin, Abschaffung des Strafmaßes, S. 34, der 
von diesem Standpunkt aus sogar bedauert, daß „unser Strafgesetz jede straf- 
rechtiiche Verfolgung der Kinder unter zwölf Jahren abweist". Femer S. 40: 
„Daß eine solche umformende und gestahende Tätigkeit am meisten Erfolg bei 
dem bildungsfähigeren Materiale der jugendlichen Individuen haben wird, liegt 
auf der Hand; dieselbe kann daher nicht früh genug in Angriff genommen 
werden." Auch S. 76. 
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ihres jugendlichen Alters noch doli et culpae incapaces seien, daß 
sie also trotz ihrer Jugend bereits strafrechtlich zurechnungsfähig 
seien. Sind sie dies, so sind sie auch straffähig, Die Frage also, 
bis zu welchem Alter die absolute Straf Unmündigkeit reichen solle? 
fällt uns zusammen mit der Frage: mit welchem Alter tritt die 
strafrechtliche Zurechnungsfähigkeit ein? Ist letztere einmal ge- 
geben, dann dürfen keinerlei andere Erwägungen die Strafmündig- 
keit mehr hinausschieben. Wir stimmen vollständig van Calker bei, 
der in seinem Gutachten für den 26. Deutschen Juristentag (Verh. 
II. 256) treffend ausführte: 

,Auch gegenüber Jugendlichen muß an dem allgemeinen Grund- 
satz festgehalten werden, daß auf Strafe dann, aber auch nur dann zu 
erkennen ist, wenn die regelmäßigen Erfordernisse der Zurechnungs- 
fähigkeit gegeben sind. Die Entscheidung der Frage, ob ein Hinauf- 
rticken der unteren Altersstufen zu empfehlen ist, wird deshalb davon 
abhängig gemacht werden müssen, ob sich feststellen läßt, daß die 
normale Reife unter den gegenwärtigen Verhältnissen regelmäßig erst 
nach dem zwölften Lebensjahre eintritt." 

Letzteres glaubt nun allerdings von Liszt bejahen zu können. In 

Vertretung des oben zu N. 154 referierten Kommissionsvorschlages 

behauptete er (Aufs. I. 446): 

»Unsere Vorschläge lassen die bedingte Straf mündigkeit 

erst mit dem vollendeten sechzehnten Lebensjahre eintreten. Sie stützen 
sich darauf, daß erst mit der Geschlechtsreife die Ausbildung der 
körperlichen und seelischen Eigenart, und damit die Zurechnungs- 
fähigkeit , wenn auch immer noch als bedingte und verminderte, ge- 
geben sei." 

Allein unsere Frage ist in letzter Linie eine medizinische. Zum 
§ 55 des RStGB. (bezw. § 49 des Nordd. Entw.) wurde daher die 
Ansicht der wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen 
in Preußen eingeholt. Sie ging dahin, daß die Eigentümlichkeiten 
des ersten Kindesalters, der infantia, noch bis zum vollendeten 
zwölften Lebensjahre vorzuherrschen pflegen; denn erst mit diesem 
Alter erfolge ein gewisser Abschluß in der Entwickelung der Zähne 
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und des Knochensystems. !«<>) Es erscheine daher ratsam, bei Zu- 
widerhandlungen gegen Strafgesetze die Strafbarkeit eines Men- 
schen erst mit dem zwölften Lebensjahre eintreten zu lassen. Auf 
Grund dieses Gutachtens nahm der § 49 des Nordd. Entw. an, daß 
der Mensch bis zum vollendeten zwölften Lebensjahr strafrechtlich 
zurechnungsunfähig sei.i^i) Nun wird von Liszt selbst kaum be- 
haupten wollen, daß etwa die Faktoren der strafrechtlichen Zu- 
rechnungsfähigkeit, die Verstandes- und die Willenskraft, sich heut- 
zutage erst später entwickeln als vor 38 Jahren. Gerade das Gegen- 
teil dürfte der Fall sein: eine wahrhaft erschreckende Frühreife der 
^Kinder" ^^*) tritt uns im Bereich der Strafrechtspflege täglich vor 
Augen und veranlaßte den Altmeister der Strafrechtswissenschaft 
Bemer bei den Kommissionsberatungen der IKV. in Berlin (1891) 
zu dem Ausspruch, daß selbst „das zwölfte Lebensjahr ein bereits 
hoch hinaufgerückter Zeitpunkt" sei.^^») Und die Kriminalstatistik 
bestätigt uns diese verbrecherische Frühreife. Gerade um für die 
Erörterung der Frage einer Hinaufsetzung des Alters der Straf- 
unmündigkeit auch statistische Unterlagen zu beschaffen, haben 
seit 1894 besondere statistische Erhebungen über die Kriminalität 
der Jugendlichen zwischen zwölf und vierzehn Jahren stattgefunden. 
Sie zeigen, daß diese Kriminalität eine überraschend große ist der 
Zahl wie der Schwere der begangenen Verbrechen nach. Sie zeigen 



160) Vgl. Fragen aus der gerichtl. Medizin, Beilage zum Nordd. Entw., 
S. 17 ff. 

"0 Motive zum Nordd. Entw. S. 103. 

"') Mit gesuchter Absichtlichkeit redet von Liszt immer von »Kindern" 
auch bei den Verbrechern, welche das zwölfte Lebensjahr bereits überschritten 
und damit nach medizinischen Begriffen aufgehört haben, Kinder zu sein. Er 
meint 1.447: ,0b man den Begriff ,Kind* soziologisch oder biologisch be- 
stimmen will, ist eine Frage zweiten Ranges." Aber die Ausführungen im Text 
dürften zeigen, daß da auch soziologisch von Kindern nicht mehr die Rede 
sein kann. 

"») Vgl. Gohd. Arch. 39, 276. 
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aber auch, daß die Zahl der wegen dieser Verbrechen von den 
Gerichten verurteilten, also für zurechnungsfähig befundenen, 
jugendlichen Täter dieser Altersstufe, gegenüber den wegen man- 
gelnder Zurechnungsfähigkeit freigesprochenen, eine außer- 
ordentlich hohe ist. 16*) Ist aber der über zwölf Jahre alte Ver- 



"*) Für nähere Ausführungen ist hier nicht die geeignete Stelle; vgl. 
Kriminalstatistik für das Jahr 1901, I. 39—49; für das Jahr 1902, I. 35, 36. Vgl. 
übrigens auch Liszt selbst, Aufs. I. 443. — Ich kann mir wohl denken, was mir 
von Liszt auf meine Behauptung der Zurechnungsfähigkeit der meisten zwischen 
zwölf und vierzehn Jahre alten Verbrecher erwidern wird: ich ginge eben von 
einem anderen Begriff der Zurechnungsfähigkeit aus wie er. Ich rechne mit 
dem Begriff unsres StGB., welches alles auf die geistige Reife (Unterscheidungs- 
vermögen) ankommen lasse, während seiner Ansicht nach in erster Linie auf 
die sittliche Reife Gewicht gelegt werden müsse; vgl. Aufs. I. 436, 445. Allein 
wenn wir für die Anwendung der Strafe überhaupt sittliche Reife verlangen 
wollten, dann dürften wir auch noch weit über das vollendete vierzehnte Lebens- 
jahr hinaus nicht strafen; dann würde ganz allgemein erst der Erwachsene zu- 
rechnungs- und straffähig sein. Daß der Jugendliche auf der zweiten Alters- 
stufe noch nicht die volle sittiiche Reife besitzt, dem tragen wir ja Rechnung 
durch die Milderung der Strafe, wie sie auch § 57 RStGB. vorschreibt. Das 
Vorhandensein der Zurechnungsfähigkeit ist davon unabhängig. — Übrigens sollte 
ich denken, daß die Einsicht in die Strafbarkeit der Handlungen gerade Liszt 
für die strafrechtiiche Zurechnungsfähigkeit genügen müßte, da er ja als Gegen- 
stand der Strafe nur die rechtsfeindliche Gesinnung des Täters betrachtet. Ist 
nicht der schon ein Feind des Rechtes, der eine bei Strafe verbotene Handlung 
begeht, trotzdem er die Fähigkeit besitzt, ihre . Rechtswidrigkeit und sogar Straf- 
barkeit einzusehen? — Überhaupt scheint mir bei Gelegenheit der Behandlung 
der Jugendlichen von Liszt sich in eine bedenkliche Diskrepanz mit den Grund- 
lagen seiner Kriminalpolitik zu verwickeln, von Liszt verlangt Besserungsstrafe 
gegenüber den besserungsfähigen Verbrechern. Dabei kann er nicht oft und 
scharf genug betonen, daß er unter der Besserung nicht die sittliche, sondern 
die rechtliche Besserung verstehe (vgl. Aufs. I. 163; IL 209; Mitt. VI. 575; Lehrb. 
S. 77). Die Besserung der Jugendlichen ist ihm der Hauptanwendungs- wenn 
nicht der alleinige Anwendungsfall für den Besserungszweck der Strafe (Aufs. 
II. 397: »Wir verlangen in erster Linie die erziehende Behandlung der Besserungs- 
fähigen; und da die erziehende Umgestaltung des Charakters nur bis zu 

einem gewissen Lebensalter überhaupt möglich ist, können wir wohl sagen: die 
erziehende Behandlung der Jugendlichen." Vgl. auch ebenda 399/400: »Besse- 
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brecher einmal zurechnungsfähig, dann muß er beim Vorliegen 
eines Verbrechenstatbestandes nach unsrer Ansicht auch gestraft 
werden und können die von Liszt oben unter 1 angeführten Gründe 
eine Hinausschiebung der Strafbarkeit bis zum vollendeten vier- 
zehnten Lebensjahr nicht rechtfertigen. Diese Gründe stützen sich 
auf Bedenken gegen die Bestrafung, welche sich nicht sowohl gegen 
die Strafe selbst als ein geeignetes Mittel zur Bekämpfung des 
Verbrechens in der Person des noch nicht Zwölfjährigen, als viel- 
mehr gegen die Art und Weise der Verhängung und des Vollzuges 
der Strafe richten, ^ß*) Durch Begleiterscheinungen also der Be- 



rung, im Sinne der bürgerlichen Besserung, also der Anpassung an die Forde- 
rungen des gesellschaftlichen Lebens" — die er in den oben zitierten Stellen 
von der moralischen Besserung streng trennt — .dürfte ausgeschlossen sein, 
wenn der Verbrecher das einundzwanzigste Lebensjahr bei Begehung der Tat 
überschritten hat."). An den Stellen aber, wo er nun auf die Besserung der 
Jugendlichen näher eingeht, redet er dabei immer von ihrer sittlichen Bes- 
serung. Vgl. z. B. Aufs. L 440: »Aber auch die Besserungsfähigkeit kann nicht 
ohne weiteres dem Jugendlichen abgesprochen werden, den der Richter wegen 
der Reife seiner geistigen Entwickelung für strafmündig erklären mußte. Es wird 
vielmehr gerade bei geistig besser veranlagten Jugendlichen die Hoffnung auch 

auf sittliche Besserung in vielen Fällen begründet sein." Daß dabei 

an sittliche Besserung nicht etwa bloß durch Zwangserziehung, sondern auch 
durch Strafe zu denken sei, beweist I. 442, 445; IL 398 (unten N.4^3), 399 w.: 
.Ist nach Ablauf der fünf Jahre (Strafe) die Gefahr sittlicher Verwahrlosung nicht 
beseitigt, so ist die Zwangserziehung einzuleiten." 

"') Überdies wird das gewichtigste Bedenken — daß die Freiheitsstrafe 
den Jugendlichen in Gemeinschaft mit anderen Verbrechern bringe und ihn so 
erst recht der moralischen Verderbnis aussetze; daß sie, meist kurz, jedes bessern- 
den und abschreckenden Einflusses auf den Jugendlichen entbehre und mehr 
als eine willkommene Schulferienzeit, denn als ein Übel von ihm empfunden 
werde — mindestens in seinem ersten Teil (bezüglich des zweiten siehe den 
Text) durch die Statistik widerlegt. Die Kriminalstatistik für das Jahr 1901 stellt 
I. 49 fest: Von den Freiheitsstrafen, die am 15. Oktober 1903 von Jugendlichen 
wegen einer vor vollendetem vierzehnten Lebensjahr begangenen strafbaren Hand- 
lung verbüßt wurden (im Reich insgesamt 240), wurden fast drei Vierteile (177) 
in besonderen zur Verbüßung der Strafen jugendlicher Personen bestimmten An- 
stalten (Abteilungen) vollsti-eckt Nur 63 Personen waren in anderen Anstalten 
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strafung, die sehr gut vermieden und verbessert werden können, 
läßt man sich den Blick für die heilsamen Wirkungen der Strafe 
selbst trüben, — um so lieber, als man, infolge einer übertriebenen 
Sentimentalität, für die Strafe gegen „Kinder** überhaupt nicht viel 
übrig hat. 

Man schließe in dem Strafverfahren gegen Schulkinder die 
Öffentlichkeit aus; iß«) man führe streng den Grundsatz durch, 
daß jugendliche Verbrecher nie mit Erwachsenen zusammen ein- 
gesperrt werden dürfen; i«?) man vollziehe die Freiheitsstrafen gegen 
Jugendliche, namentlich die kurzen Freiheitsstrafen, in Einzelhaft; i^s) 
man sorge durch strengen Arbeitszwang dafür, daß der Gedanke 
an „Ferien" nicht aufkommen kannr^ß») ich wüßte nicht, was dann 
der Satz: „Schulkinder gehören nicht ins Gefängnis" noch für 
Berechtigung beanspruchen könnte.i'^o) Wir können auf die Be- 
strafung der zurechnungsfähigen zwölf- bis vierzehnjährigen Ver- 
brecher schon um deswillen nicht verzichten, weil auch schwerere 
Verbrechen gar nicht selten von ihnen begangen werden, i''^) und 
hier ein etwaiger Ersatz der Freiheitsstrafe durch Fürsorgeerziehung, 
wie van Calker treffend betont hat, eine Verwirrung der rechtlichen 
und sittlichen Anschauungen im Volke und dadurch eine schwere 



untergebracht und von diesen wieder 49 in Einzelhaft, 14 in Gemeinschaftshaft, 
aber auch letztere ausnahmslos in Gemeinschaft nur mit Personen jugendlichen 
Alters, abgesondert von erwachsenen Sträflingen. 

"«) Vgl. Liszt, Aufs. I. 464 unter IL 1. 

>«^) Vgl. StGB. § 57 Schlußabs.; Grundsätze über den Vollzug der Freiheits- 
strafen von 1897 § 4. 

^•8) Vgl. Liszt, Aufs. L 464 unter IL 4. 

"») Vgl. Liszt, Aufs. L 464 unter IL 7. 

"0) Vgl. auch van Calker, Verh. des 26. D. Jur.T. IL 256. 

"») Vgl. Kriminalstatistik für 1901 Tabelle 28 (I. 109). Vgl. auch die von 
Scherer in den Verh. des 27. D. Jur.T. IV. 378 erzählten Fälle. Vgl. endlich den im 
Pitaval derGegenwart IL 42 erzählten Fall, einen »grauenhaften Fall jugend- 
licher Kriminalität«, wie ihn Hafter, Strafrecht und Schule, 1906, S. 4 N. 7 
nennt. 
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Schädigung der Autorität der Rechtsordnung zur Folge haben 
würde. 1''») Auch andere Staaten lassen, wie Köhler gezeigt hat, 
die Strafmündigkeit bereits mit dem vollendeten zwölften Lebens- 
jahr oder noch früher eintreten. 1 7») 

Alle diese Gründe bestimmen mich, mich den konsequenten 
Vertretern der Vergeltungstheorie anzuschließen, welche sich gegen 
eine Hinaufrückung der Altersgrenze der Strafunmündigkeit erklärt 
haben.17*) 

3. Doch hier galt es nur festzustellen, daß von Liszt alle 
Verbrecher bis zum vollendeten vierzehnten Lebensjahr aus dem 
Strafrecht ausscheiden will. Sofort aber muß weiter konstatiert 
werden, daß auch die Verbrecher der zweiten Altersstufe, mag man 
diese nun wie bisher bis zum vollendeten achtzehnten Lebensjahr 
oder aber nach Liszts Vorschlag bis zum vollendeten einund- 
zwanzigsten Lebensjahr reichen lassen,!''^) von Liszt zum großen 



»") a. a. O. 256. 

»^») Reformfragen des Strafrechts, 1903, S. 43. 

"*) Berner in Goltd. Arch. 39 (1891), 276; van Calker, Gutachten für den 
26. D. Jur.T. Verh. II. 256; Köhler, Reformfragen des Strafrechts, 1903, S. 43; Verh. 
des 27. D. Jur.T. IV. 276; und nach Köhler auch v. Bar und Oberjustizrat Mayer. 

*^*) von Liszt hat auch bezüglich dieser Altersgrenze geschwankt. In seinen 
kriminalpolitischen Aufgaben verteidigte er ursprünglich (Aufs. 1. 447) »Ausdehnung 
der nur bedingten Straf mündigkeit bis zum vollendeten zwanzigsten Lebensjahr". 
In seinem Gutachten dagegen für den 26. D. Jur.T. (Aufs. II. 397) schlägt er vor: 
.Die bisherigen Altersgrenzen von zwölf und achtzehn Jahren sind auf vierzehn 
und einundzwanzig Jahre zu erweitern.* Nach seiner neuesten Meinung also 
(1902) fällt die Grenze des jugendlichen Alters mit der Grenze der Besserungs- 
fähigkeit (ebenda S. 399, 400; oben unsre N. 164) zusammen. — Gegen eine 
Hinaufrückung dieser zweiten Altersgrenze siehe bes. van Calker in den Verh. 
des 26. D. Jur.T. U. 256: »Die Altersstufe vom achtzehnten bis zum zwanzigsten 
Lebensjahr weist regelmäßig die höchste Kriminalitätsziffer auf, ein Hinaufrücken 
der Strafmündigkeit würde deshalb eine bedenkliche Schwächung des der Gesell- 
schaft durch die Strafe zu gewährenden Schutzes zur Folge haben." — Bei den 
Verh. des 27. D. Jur.T. (IV. 343) hat Professor Puppe in Königsberg ausdrücklich 
betont, daß vom medizinischen Standpunkt aus erhebliche Bedenken gegen die 
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Teil ebenfalls bewußt und absichtlich der Strafe entzogen werden,!'«) 
in Wahrheit aber alle in Konsequenz der Lisztschen Auffassung 
straflos ausgehen müssen. 

a) von Liszt hat seinerzeit (1892) bezüglich der zweiten Alters- 
stufe den Ausspruch getan: i' 7) 

»Ich will betonen, daß es auch nach unsrer Meinung eine Alters- 
stufe gibt, innerhalb welcher die Zurechnungsfähigkeit (wenn auch ver- 
mindert) bei dem einen gegeben sein, bei dem andern fehlen kann, 
innerhalb welcher mithin die Prüfung im Einzelfall unvermeidlich ist.' 

Es erschien ihm also absolut erforderlich, bei jedem Verbrechen 
eines Jugendlichen auf der zweiten Altersstufe zu prüfen und fest- 
zustellen, ob er (im Moment der Tat) zurechnungsfähig gewesen 
sei oder nicht, — doch offenbar zu dem Zweck, um darnach zu 
entscheiden, ob er zu strafen sei oder freigesprochen werden müsse. 
Insofern stand von Liszt ganz auf dem Standpunkt der klassischen 
Schule und des geltenden Rechts. Nur sollte die Prüfung ab- 
gestellt werden nicht auf das Unterscheidungsvermögen, sondern 
auf die sittliche Reife des Jugendlichen. An obiger Stelle fährt 
er demgemäß fort: 



Beibehaltung des achtzehnten Jahres als obere Grenze der relativen Strafmtindig- 
keit nicht erhoben werden könnten. Der 27. Jur.T. hat denn auch beschlossen, 
hier eine Änderung der bestehenden Gesetzgebung nicht zu befürworten. 

^^«) In Ausführung seines Programms (Lehrb. S. 75 unter 3), bei jugend- 
lichen Verbrechern die Strafe möglichst durch erziehende Maßregeln zu ersetzen. 
Vgl. auch Hafter, Strafrecht und Schule, 1906, S. 5, 6: die reformierende Arbeit 
der modernen Kriminalpolitik gehe bezüglich der Jugendlichen nach zwei Rich- 
tungen : 

»einerseits ist es die Heraufsetzung des Straf mündigkeitalters auf 
das vollendete vierzehnte bezw. fünfzehnte Altersjahr, 

andrerseits führt die dem modernen Staat obliegende Fürsorge- 
pflicht vonderStrafeab zu bestimmten erzieherischen und sichernden 

Maßnahmen gegenüber der verbrecherischen Jugend 

Damit ist genau genommen überall hier das Strafrecht im wört- 
lichen Sinne ausgeschaltet, und an seine Stelle ist getreten ein Recht der 
Verbrechensbekämpfung und Verbrechensverhütung.* 
"0 Aufs. I. 436. 
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»Aber diese Prüfung muß sich auf den ganzen Menschen erstrecken, 
nicht nur auf seine geistige, sondern auch, und zwar in erster Linie, 
auf seine sittliche Reife." 

Allein da es sich als unmöglich erwies, eine dementsprechende neue 
Begriffsbestimmung der Zurechnungsfähigkeit aufzustellen, so hat 
von Liszt — trotz obigen Ausspruches — die Frage der Zurech- 
nungsfähigkeit ganz fallen lassen und für den Richter die Befugnis 
verlangt, ohne sich erst über die Zurechnungsfähigkeit 
aussprechen zu müssen, direkt darüber entscheiden zu dürfen, 
ob der Jugendliche zu strafen oder der Zwangserziehung zu unter- 
werfen sei. Daß so seine schon damals aufgestellte Forderung, daß: 
»die Wahl zwischen Strafe und Zwangserziehung in das freie Er- 
messen des Richters gestellt* 

werde, 1' 8) aufgefaßt werden muß, zeigt deutlich seine spätere Be- 
gründung der nämlichen Forderung in seinem Vortrag über „Die 
Kriminalität der Jugendlichen" (1900): 

»Und da es bisher nicht gelungen ist, das „Unterscheidungs- 
vermögen" durch ein anderes, die sittliche Reife schärfer betonendes 
Kriterium zu ersetzen, so wird es wohl nicht nur das einfachste, son- 
dern auch das Sachgemäßeste sein, dem freien richterlichen Ermessen 
die Entscheidung darüber zu überlassen, ob je nach der Lage des Einzel- 
falls durch Strafe oder durch Zwangserziehung die Interessen des 
Jugendlichen, wie die der Gesellschaft am sichersten gewahrt werden 
können.« "») 

Das heißt: da es der modernen Strafrechtswissenschaft nicht ge- 
lungen ist, an Stelle des von ihr aufgegebenen bisherigen Be- 
griffes der Zurechnungsfähigkeit jugendlicher Verbrecher einen taug- 
lichen anderen Begriff zu setzen, so braucht sich der Richter um 
die Zurechnungsfähigkeit des Jugendlichen überhaupt nicht mehr 
zu kümmern. Die Behandlung des jugendlichen Verbrechers wird 
dem völlig freien Ermessen des Richters überlassen, der ihn strafen 



"8) Aufs. 1. 441. 
"») Aufs. II. 349. 
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oder der Zwangserziehung überweisen kann, je nachdem er das 
eine oder andere opportun findet. 

.Maßgebend ist lediglich, ob die Besserung durch Fürsorgeerziehung 

noch zu erwarten ist, oder ob die Verhängung der Strafe unvermeidlich 

erscheint* "•) 

Also prinzipiell eine Schrankenlosigkeit des richteriichen Ermessens, 
welche weit hinausgeht über die von Liszt so oft getadelte Frei- 
heit des richterlichen Ermessens isi) im geltenden Recht. Aber 
solch freies Ermessen dem Jugendlichen gegenüber räumt von Liszt 
dem Richter nur prinzipiell ein. Was die Durchführung des Prin- 
zips anlangt, so hat er dafür gesorgt, daß seine Abneigung gegen 
die Bestrafung Jugendlicher überhaupt in jedem einzelnen Ver- 
brechensfall zur Geltung komme. Er hat dafür gesorgt, indem er 
den Richter vor die Wahl stellt zwischen Erziehungsmaßregeln einer- 
seits und einer ganz außerordentlich strengen Strafe andrerseits. 
Die entscheidende Rolle, so führt er nämlich aus,i8«) unter den 
gegen Jugendliche zu verwendenden Strafen wird nach wie vor 
die Freiheitsstrafe spielen. i»») Dabei muß der erziehliche Cha- 
rakter der Anhaltung auch hier in den Vordergrund treten. Das 
aber ist nicht möglich, wenn nicht das gesetzliche Mindestmaß der 
Freiheitsstrafe den Jugendlichen gegenüber ganz wesentlich er- 
höht wird. 

»Das ist eine Forderung, die mir seit langen Jahren besonders am 
Herzen liegt." 

Und so schlägt er denn in seinem Gutachten für den 26. Deutschen 



>80) Aufs. IL 397. 

>") Vgl. z. B. Aufs. I. 341, 384, 392 (bei Gelegenheit der richterlichen Straf- 
ausmessung). 

"«) Aufs. II. 350 ff. 

"") Vgl. auch Aufs. II. 398: .In dem Strafensystem für die zu Strafen ver- 
urteilten Jugendlichen spielt die Gefängnisstrafe als Besserungsstrafe die aus- 
schlaggebende Rolle; neben ihr tritt die Geldstrafe, deren erziehlicher Charakter 
nicht völlig geleugnet werden soll, wesentlich in den Hintergrund.* 
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Juristentag für die zu bestrafenden Jugendlichen eine Freiheits- 
strafe von zwei bis fünf Jahren vor! Denn 

.in einigen Wochen oder Monaten läßt sich die Gewöhnung an 
regelmäßige Arbeit, die Umgestaltung des Charaliters, nicht erwarten*. "*) 
Der Richter also, wenn er den Jugendlichen überhaupt zu einer 
Strafe verurteilen will, muß ihn, von der nur ganz ausnahmsweise 
zu verwendenden Geldstrafe abgesehen, zu einer Gefängnisstrafe 
von mindestens zwei Jahren verurteilen! Vor die Wahl zwischen 
dieser exorbitant hohen und schreiend ungerechten ^ «5) Strafe oder 
aber der Zwangserziehung gestellt, wird der Richter ganz sicher 
immer die letztere wählen, i««) Wählt aber der Richter doch ein- 
mal die Strafe, sei das nun die Freiheitsstrafe oder die Geldstrafe, 

dann heißt es: 

.Beide, Freiheitsstrafe, wie Geldstrafe, können durch die reichs- 
rechtlich und zwar im Strafgesetzbuch selbst zu regelnde bedingte Ver- 
urteilung abgewendet werden." "') 
Zu einer Bestrafung soll es demnach auch dann nicht kommen. 
So entzieht also von Liszt auf Umwegen auch die Jugendlichen 
der zweiten Altersstufe mit verschwindenden Ausnahmen der Strafe, 
b) In Konsequenz seiner ganzen Auffassung aber müßte 
von Liszt diese Jugendlichen schon von vornherein als strafunfähig 
erklären. Denn die Jugendlichen der zweiten Altersklasse 
gehören nach ihm zu den vermindert Zurechnungs- 
fähigen. Das beweisen folgende Aussprüche: i»«) 

Aufs. I. 436: .Ich will betonen, daß es auch nach unsrer Meinung eine Alters- 
stufe gibt, innerhalb welcher die Zurechnungsfähigkeit (wenn 

»*) Aufs. II. 398. 

1«) Vgl. Köhler, Reformfragen 44. 

"«) Die Statistik belehrt uns (Kriminalstatistik für das Jahr 1902, Erläute- 
rungen I. 37/8), daß von je 1(XX) gegen Jugendliche erkannten Gefängnisstrafen 
in den Jahren 1894/97 nur 11, 1898/1901 nur 10, 1902 nur 10 die Dauer von 
zwei Jahren und mehr erreichten. 

" ') Aufs. II. 398. 

188) Vgl. auch noch die Verweisung auf § 57 StGB, bei Besprechung der 
verminderten Zurechnungsfähigkeit im Lehrb. S. 164 oben. 
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auch vermindert) bei dem einen gegeben sein, bei dem andern 
fehlen kann.' 

Aufs. I. 446: .Unsere Vorschläge stützen sich darauf, daß erst mit 

der Geschlechtsreife die Zurechnungsfähigkeit, wenn 

auch immer noch nur als bedingte und verminderte, ge- 
geben sei." 

Aufs. II. 502 (Gesetzentw. betr. die Verwahrung vermindert Zurechnungs- 
fähiger) § 51a: „Ist die Zurechnungsfähigkeit nicht ausgeschlossen, wohl 
aber erheblich vermindert, so ist die Strafe nach den Grundsätzen des 
§ 57 zu mildem." *") 

Und dazu die Begründung dieses Entw. II. 510: .§ 57 scheint des- 
halb als das geeignete Vorbild, weil ja auch bei dem Jugendlichen, 
der mit der zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforderlichen Einsicht ge- 
handelt hat im Sinne des Gesetzes ein besonderer Fall der ver- 
minderten Zurechnungsfähigkeit vorliegt. Die durch §57 aus- 
geschlossenen Strafarten erscheinen auch in den übrigen Fällen der 
verminderten Zurechnungsfähigkeit als nicht geeignet." 

Alle vermindert Zurechnungsfähigen aber sind, wie wir oben unter 
VI. 2 b gesehen haben, nach Liszt anormal und infolgedessen straf- 
unfähig. Folglich müssen auch alle Jugendlichen der zweiten 
Altersstufe nach Liszt straflos ausgehen. 



VIII. 
Liszt und die Augenblicksverbrecher. 

Und wenn wir uns nun wieder umschauen nach den Ver- 
brechern, die von Liszt dem Strafrecht noch übrig läßt, so sind 
es jetzt nach Ausscheidung der Unverbesserlichen (oben unter III), 
der besserungsfähigen Zustandsverbrecher vom 2L Lebensjahr ab 
(oben unter V) und sämtlicher jugendlicher Verbrecher (oben 
unter VII) nur mehr die erwachsenen Augenblicksverbrecher, so- 
weit sie nicht etwa geistig minderwertig sind. Ein kläglicher Rest, 
ein relativ so geringfügiges Häuflein, daß es sich um seinetwillen 
allerdings kaum lohnt, am Strafrecht festzuhalten. 



'^•) Dazu noch § 4 desselben Gesetzesvorschlages, Aufs. II. 502 unten. 

Birkmeyer, Dr., Was läßt Liszt vom Strafrecht übrig? 6 
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1. Und in der Tat ist ja auch die moderne „Strafrechts"- 
schule auf dem Weg, diesen letzten Rest des Strafrechts fallen zu 
lassen. Es ist bekannt, daß zunächst die anthropologische Straf- 
rechtsschule sich der Annahme zuneigte, daß auch der geistig und 
sittlich sonst ganz gesunde Mensch, der Normalmensch, wenn er 
ein Verbrechen begehe, dies in einem Zustand von „Moment- 
irrsinn" tue. So sagt Vargha in seinem Werk: „Die Abschaffung 
der Strafknechtschaft« Teil I. 233 (1896): 

.Nachdem die moderne Psychopathologie nachwies, daß es auch 
einen Momentirrsinn gibt, an welchem alle vorübergehend um ihre 
normale Denkfähigkeit Gebrachten, also auch die von starken Affekten 
Ergriffenen leiden, kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die^v^eit- 
aus meisten Verbrecher ihre schweren Untaten im Zustande 
eines Deliriums, oder doch einer Bewußtsseinsstörung oder 
Geistesabwesenheit begehen, was um so wahrscheinlicher er- 
scheint, seit man weiß, daß jeder heftige Jähzomsausbruch in über- 
raschendster Weise, bis in die eingehendsten spezifischen klinischen 
Details hinein, alle Symptome eines regelrechten Tobsuchtsanfalles auf- 
weist (Meynert).«i«o) 

Unwillkürlich denkt man bei dieser Ausführung ganz besohders 
an die Augenblicksverbrecher, wie sie uns von Liszt in seinem 
Lehrbuch S. 71 schildert: 

.In augenblicklicher, leidenschaftlicher Erregung oder unter dem 
Einfluß drückender Notlage wird der bisher unbescholtene Täter zu dem 
Verbrechen hingerissen, das, seiner dauernden Eigenart fremd, eine 
vereinzelt bleibende, bitter bereute Episode in seinem Leben bildet." 

Und wirklich hat Sighelei»*) unter Berufung auf Ferri direkt alle 
Gelegenheitsverbrecher für momentwahnsinnig erklärt: 

L'uragano psicologico che fa commettere ad un uomo honesto un 
reato, non ä infatti altro che uno stato transitorio, istantaneo di pazzia: 
in quel momento l'uomo normale diventa pazzo "*) 



"0) Vgl. noch ebenda S. 407; 426 oben; 431 ff., wo das oben für den 
Jähzorn Gesagte auf alle Affekte ausgedehnt wird. 

"») Sighele, La teorica positiva della complicitä. 2. ediz. 1894 p. 93/4. 

"*) Sighele zitiert dazu noch folgenden Ausspruch von Alifredo Fabrizi, 
Contro un' innovazione! Roma 1888: . . . che, come il pazzo ha i lucidi inter- 
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Schon aber ist es heute nicht mehr ein ausschließlicher Glaubens- 
satz der anthropologischen Schule, daß alle Verbrecher mehr oder 
weniger geisteskrank seien. Auch Anhänger der „soziologischen" 
Schule sind bereits auf diesem Standpunkt angelangt. Hat doch 
selbst der Geheime Oberregierungsrat Krohne auf der 10. Landes- 
versammlung der IKV. in Stuttgart (1904) den Ausspruch getan: i^») 
,Ja ich möchte aus meiner reichen Erfahrung heraus sagen: Ein 
Mensch, der ein Verbrechen begeht, ist in dem Augenblicke 
nicht ganz normal, er ist in irgend einer Weise beeinflußt, beschränkt, 
nezessitiert, aus dem gewöhnlichen geistigen Gleichgewicht gertickt; wir 
müssen von dem normalen Durchschnittsmenschen verlangen, daß er 
diesen Einflüssen Widerstand leistet und von der strafbaren Handlung 
abläßt - 

Und auch Aschaffenburg hat bei derselben Gelegenheit geäußert: i»*) 
.Eine genaue intellektuelle Prüfung und psychologische Analyse 
des Charakters unserer Verbrecherwelt zeigt uns, daß die Verbrecher 
fast durchweg intellektuell hinter dem Durchschnitte der Bevölkerung 
zurückbleiben, und zwar meist recht erheblich. Wir sehen ferner, daß 
sie haltlos und leicht bestimmbar, oder gleichgültig und stumpf, oder 
reizbar sind, daß sie neben den Defekten der Kenntnisse oft erstaun- 
lich wenig Urteilskraft besitzen, kurz, wir können uns nicht ver- 
hehlen, daß sie durchweg geistig minderwertig sind im Ver- 
gleich mit den gesunden, vollwertigen Angehörigen gleicher 
Berufsklassen.«"») 



valli, che lo rendon simile all' uomo normale, cosl Tuomo normale ha i suoi 
oscuri intervalli, che lo rendon simile al pazzo. 

"») Mitt. XII. 268. 

1»^ Mitt XII. 275. 

"*) Aschaffenburg gibt zwar diese Schilderung der Verbrecherwelt nur, 
um vor der Rezeption des Ausdruckes .geistig minderwertig* zu warnen und 
zu zeigen, daß dieser Ausdruck von den Verteidigern in der Weise ausgenützt 
werden kann, daß in jedem Fall die Frage aufgeworfen würde, ob der Ange- 
klagte nicht geistig minderwert sei, eine Frage, die dann fast stets bejaht werden 
müsse. Um dies zu vermeiden, empfehle sich mehr der Ausdruck »vermindert 
zurechnungsfähig-. — Allein wenn Aschaffenburgs Schilderung der Verbrecher- 
welt in der Sache richtig ist, dann bleibt der Ausdruck, mit welchem man 
diese Sache bezeichnet, für den Verteidiger ganz gleichgültig. So oder so be- 

6* 
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2. Und von Liszt selbst? 

a) In jenem vielbesprochenen Vortrag, in dem er vor zehn 
Jahren „die strafrechtliche Zurechnungsfähigkeit** ex professo be- 
handelte, schildert er^^e) sie als 

.den Seelenzustand des Täters im Augenblick der Tat, der gegeben 
sein muß, damit Strafe eintreten kann" 
und sagt dann von ihr; 

.Dieser Seelenzustand, als die Voraussetzung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit, bildet die Grenze zwischen Verbrechen und Wahn- 
sinn, trennt das Strafrecht von der Psychiatrie, sondert das Zuchthaus 
von der Irrenanstalt." 

Damach müßte man meinen, daß er weit entfernt stehe von den 
oben genannten Schriftstellern, bei denen Verbrechen und Wahn- 
sinn, Strafrecht und Psychiatrie ineinander übergehen und ver- 
schwimmen. Aber gerade jener Vortrag Liszts zeigt uns in seinem 



nannt gibt ihm die Sache Gelegenheit, jeden Verbrecher als anormal und damit 
nach Aschaffenburgs wissenschaftlicher Überzeugung (siehe oben nach N. 127) 
als straf unfähig erklären zu lassen: vgl. Krohne ebenda S. 275 oben. — Bei 
dieser Sachlage angesichts der im Text abgedruckten Aussprüche 
von Vargha, Sighele, Krohne und von Aschaffenburg selbst kann 
ich in der Tat nicht begreifen, wie letzterer in jtingster Zeit (in 
seiner Monatsschrift III. 108) dazu kommen konnte, Gierke gegen- 
über den Ausspruch zu tun: „Aber die Behauptung, daß alle Ver- 
brecher geisteskrank seien, habe ich nirgendwo gelesen. Es heißt 
doch wahrlich den Irrenärzten Anschauungen zuschreiben, die 
ihnen durchaus fernliegen, wenn man glaubt, daß sie Lust hätten, 
jedes Verbrechen auf eine geistige Erkrankung zurückzuführen." 
Auch im übrigen hahe ich Gierkes Äußerung, wie sie in der Kreuzzeitung vom 
31. März 1906 veröffentlicht ist, für vollkommen richtig und begründet. Wenn 
aber Aschaffenburg ihm gegenüber auch mich ins Feld führt, so habe ich zu 
bemerken: erstlich, daß der Ausspruch, den er zu N. 3 S. 107 a. a. O. wieder- 
gibt, nicht von mir, sondern von von Weinrich herrührt und von mir in Goltd. 
Arch. 48, 97 N. 84 nur zitiert wird; zweitens, daß ich mich über die Straf aus- 
messung, wie ich sie mir vom Standpunkt der gerechten Vergeltung aus denke, 
inzwischen ausführlich verbreitet habe in der wissenschaftlichen Beilage zur 
Nationalzeitung vom 20. April 1906. 
>»«) Aufs. IL 216. 
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weiteren Verlauf, daß das Festhalten Liszts an jener Scheidung 
wieder nur ein kompromißweises ist, welches sich mit der eigent- 
lichen wissenschaftlichen Überzeugung Liszts nicht deckt, von Liszt 
bemüht sich in diesem Vortrag vor allem, einen tauglichen Begriff 
für jenen Seelenzustand aufzustellen, den wir die Zurechnungs- 
fähigkeit nennen. Er verwirft die Definition derselben als Wahl- 
freiheit im indeterminischen Sinn ebenso wie die als „die zur Er- 
kenntnis der Strafbarkeit erforderliche Einsicht«. i »7) Und er erklärt 
sich, wie schon oben zu N. 34 ff. gezeigt, für die Definition der 
Zurechnungsfähigkeit als 

.normale Bestimmbarkeit durch Motive; also durch Vorstellungen 
überhaupt, durch die unser gesamtes Verhalten regelnden allgemeinen 
Vorstellungen der Religion wie des Rechts, der Sittlichkeit wie der Klug- 
heit insbesondere. Wer auf Motive in normaler Weise reagiert, ist zu- 
rechnungsfähig." 
Dann aber erhebt von Liszt selbst i»») „kritische Bedenken" gegen 
diese seine Definition, Bedenken, die ihn zu der Frage führen: i»») 
.Ist die scharfe Grenzlinie zwischen Zuchthaus und Irrenanstalt, 



"0 A. a. O. S. 216 ff. — Ich glaube, es ist nicht richtig, wenn man be- 
hauptet, daß diese letztere Definition der Zurechnungsfähigkeit von unsrem RStQB. 
§§ 56, 57, 58 aufgestellt werde. Diese Paragraphen wollen »die zur Erkenntnis 
der Strafbarkeit erforderliche Einsicht" nicht als Begriff der Zurechnungsfähigkeit 
hinstellen, sondern als diejenige Stufe geistiger Entwickelung, die man erreicht 
haben müsse, um strafrechtlich zurechnungsfähig geworden zu sein. Dazu ge- 
nüge nicht, daß man etwa unterscheiden könne zwischen gut und böse, sittlich 
und unsittlich, recht und unrecht. Man müsse vielmehr auch imstande sein, 
seine Handlungen im allgemeinen und die begangene Handlung im besonderen 
als straflose oder strafbare zu erkennen. Da diese Einsicht sich erst später als 
die Einsicht in die übrigen genannten Eigenschaften der Handlung einstellt, so 
konnte sich das StGB, darauf beschränken, gerade sie allein als Voraussetzung 
für das Vorhandensein der Zurechnungsfähigkeit des Jugendlichen und des Taub- 
stummen aufzustellen. So aufgefaßt scheinen mir die §§ 56 — 58 die meisten 
der Vorwürfe nicht zu verdienen, welche man gegen ihre Forderung des »Unter- 
scheidungsvermögens" zu erheben pflegt. 

»»«) A. a. O. 220 ff. 

"») A. a. O. 225. 
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zwischen Verbrechen und Wahnsinn überhaupt aufrecht zu erhalten, und 
vermag insbesondere der Begriff der Zurechnungsfähigkeit diese Grenz- 
linie abzugeben?* 

von Liszt kommt wissenschaftlich zu einer Verneinung dieser 
Fragen. «00) Aber er warnt den Gesetzgeber, hier der Wissen- 
schaft zu folgen. Denn — so verordnet er nach seinem fest- 
stehenden Kompromißrezept (vgl. oben zu N. 95, 96) — 

.die heute herrschenden rechtlich-sittlichen Anschauungen des 
Volkes verlangen ganz zweifellos die Scheidung von Verbrechen und 
Wahnsinn, von Zuchthaus und Irrenanstalt. Dieser Tatsache muß der 
Gesetzgeber Rechnung tragen Um der tiberlieferten recht- 
lich-sittlichen Anschauungen des Volkes willen fordere ich 
mithin von dem Gesetzgeber das Opfer besserer wissen- 
schaftlicher Überzeugung.""») 

Allein er fügt sofort hinzu: „heute wenigstens". Für die Zukunft 
eröffnet er die Aussicht einer Läuterung der sittlich-rechtlichen An- 
schauungen des Volks und damit einer Durchführbarkeit seines 
wissenschaftlichen Programmes, das er am Schluß seines Vortrages 
in die Worte zusammenfaßt: 

»Die begriffliche Scheidewand zwischen Verbrechen und Wahnsinn 

weicht und fällt — und mit ihr die starre Herrschaft des Begriffs der 

strafrechtlichen Zurechnungsfähigkeit.* *ö*) 

So trennt denn also eigentlich nichts von Liszt in seiner 
wissenschaftlichen Überzeugung von den oben genannten Anthropo- 
logen und Soziologen. Wie ihnen gehen auch ihm Verbrechen 
und Wahnsinn, in Zukunft wenigstens, ineinander über. 

b) Für die Gegenwart allerdings häft er es noch für nötig, 



•®®) Speziell gegen die Zurechnungsfähigkeit »als eines ^ie Menschen in 
zwei Klassen teilenden Unterscheidungsmerkmals" erklärt er sich auch in der 
Z. S. 18, 237/8. — Vgl. auch als auf demselben Standpunkt stehend Kraepelin, 
Abschaffung des Strafm. S. 34. Und siehe auch van Hamel, Mitt. XIII. 507 : 
,Nun sind da drei Begriffe vorhanden, die uns furchtbar hindern. Das ist der 
Begriff der »Zurechnungsfähigkeit** u. s. w.; ebenda 510. 

«Ol) A. a. O. 228. 

»0«) A. a. O. 229. 
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sie durch den Begriff der Zurechnungsfähigkeit voneinander zu 
trennen. Aber dabei gibt er eine Begriffsbestimmung der Zu- 
rechnungsfähigkeit, welche genau genommen sie schon jetzt un- 
fähig macht, eine „Scheidewand zwischen Verbrechen und Wahn- 
sinn" zu bilden. Dies näher auszuführen sei mir zum Schlüsse 
noch gestattet 

von Liszt definiert die Zurechnungsfähigkeit, wie erwähnt, 
als die normale Bestimmbarkeit durch Motive. Damit ist ein 
Kautschukbegriff erster Ordnung im Straf recht etabliert. 
Denn diese normale Bestimmbarkeit durch Motive will besagen, 
daß man, um zurechnungsfähig genannt werden zu können, in 
der nämlichen Weise wie der normale Durchschnitts- 
mensch auf die Vorstellungen der Religion, des Rechts, der Sitt- 
lichkeit, der Klugheit reagieren müsse. Nun ist vor allem der 
„normale Durchschnittsmensch" ein juristisch vollkommen unfaß- 
barer und daher unbrauchbarer Begriff. Sodann aber eröffnet die 
Behauptung, daß jede Abweichung vom Normalen in der Reaktion 
auf irgend eine der genannten Vorstellungen zurechnungsunfähig 
mache, die Möglichkeit, jeden Verbrecher nicht nur, sondern jeden 
Menschen als zurechnungsunfähig hinzustellen, von Liszt liefert uns 
selbst die Belege für diese Kritik seines Begriffes der Zurechnungs- 
fähigkeit. Was zunächst den Maßstab für eine normale Reaktion 
auf Motive anlangt, so fragt er in seinem genannten Vortrag: ^^s) 
»Aber was ist normale Reaktion? Wo ist der Maßstab, mit dem 
wir messen, und wie weit reicht der Spielraum, der uns dabei vergönnt 
ist? Ist nicht jedes Verbrechen eine Abweichung von dem 
normalen Verhalten des Durchschnittsmenschen?" 

Er illustriert dann dieses Bedenken durch Beispiele, wovon ins- 
besondere das erste zeigt, wie auch der Augenblicks- 
verbrecher eigentlich als anormal betrachtet werden muß. 
Und er weist darauf hin, wie weit der Begriff des Normalen aus- 



"») A. a. O. 220, 221. 
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gedehnt werden muß, um in den gegebenen Beispielen die An- 
nahme der Anormalität und damit der Strafunfähigkeit des Ver- 
brechers auszuschließen: 

.Der Begriff des »Normalen* schließt einen gewissen Spielraum 
mit logischer Notwendigkeit in sich; aber wie uferlos weit mtissen 
die Grenzen des »normalen* Seelenzustandes gespannt wer- 
den, sollen sie alle die Spielarten mit umschließen, auf deren Be- 
strafung zu verzichten wir heute noch*^*) mit allen Kräften uns 
sträuben/ "») 
Trotzdem und obgleich ihn weiteres Nachdenken über seine 
Begriffsbestimmung der Zurechnungsfähigkeit bei Gelegenheit der 



*<>*) Man beachte das »heute noch* und vgl. dazu den Text oben nach 
N. 201. 

•®') A. a. O. 221. — Übrigens so weit gedenkt von Liszt den normalen 
Seelenzustand doch nicht zu spannen, daß auch seine wissenschaftlichen Gegner 
noch als normal betrachtet werden könnten. Vor drei Jahren hat er auf der 
Landesversammlung der IKV. in Dresden in einer Rede, in welcher sein Tem- 
perament ihn ganz besonders mit fortriß, und über welche sich ein „Eigener 
Bericht' von ihm in der zweiten Beilage zur Vossischen Zeitung vom 8. Juni 
1903 findet, folgenden Ausspruch getan, der verdient, vor Vergessenheit bewahrt 
zu werden: „Wer die Kausalität leugnet, wer da glaubt, daß das Verbrechen aus 
völlig freiem Willen hervorgehe, wer da glaubt, daß der Mann, der bisher stets 
ehrbar gelebt hat, plötzlich, weil es ihm so passe, zum Verbrecher werden, und 
der im Verbrechen ergraute sich plötzlich zum ehrbar lebenden Menschen aus- 
wachsen könne, mit dem ist als einem normal Organisierten nicht 
zu rechnen." Damit sollen alle Verteidiger der Willensfreiheit als anormale und 
folglich zurechnungsunfähige Menschen deklariert werden. Fürwahr eine be- 
queme, aber im Interesse einer vornehmen Polemik nicht gerade empfehlens- 
werte Art und Weise, sich seiner wissenschaftlichen Gegner zu erwehren ! Aber 
trösten wir uns: Solamen miseris socios habuisse malorum! In der Z. S. 13, 350 
sagt von Liszt, daß die deterministische Auffassung im vollsten Widerspruch 
steht zu den herrschenden ethischen Anschauungen, daß sie mit einer Jahr- 
tausende alten Volksüberzeugung bricht. Wir haben also den Trost, daß gleich 
uns die Mehrzahl aller Menschen anormal und zurechnungsunfähig von jeher 
war und heute noch ist. Schließlich bleiben dann nur von Liszt und seine An- 
hänger als normal übrig. Zugleich wird dadurch vortrefflich beleuchtet die For- 
derung, daß wir den Maßstab für die Normalität anderer aus uns selbst zu ent- 
nehmen haben: unten Text bei N. 210. 
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siebenten Allgemeinen Versammlung der IKV. in Lissabon (1897) 
selbst zu der Erkenntnis geführt hat:«««) 

En r^sum^, la normalit^ est une chose des plus ^nigmatiques; 
hält von Liszt an der rätselhaften normalen Bestimmbarkeit durch 
Motive auch heute noch fest. Er trägt in seinem Lehrbuch den 
Studierenden diesen Begriff der Zurechnungsfähigkeit als einen ganz 
feststehenden vor und stützt darauf das ganze Strafrecht!*«?) Wohl 
hat von Liszt schon bei früherer Gelegenheit versucht, den Be- 
denken gegen die praktische Brauchbarkeit dieses Begriffes dadurch 
die Spitze abzubrechen, daß er nicht jede, sondern nur eine er- 
hebliche, eine wesentliche Abweichung von der Norm, vom 
Durchschnittsmenschen als Fall der Zurechnungsunfähigkeit hin- 
stellt. Er sagt in seinem Aufsatz über „Die deterministischen Gegner 
der Zweckstrafe« (1893): ^os) 

„Wer in anormaler Weise, d. h. anders als der normale Durch- 
schnittsmensch, auf Motive reagiert, der ist nicht zurechnungsfähig und 
kann daher nicht gestraft werden. Da die Begriffe normal und anormal 
relative sind, gestattet uns diese dem geltenden Rechte zweifellos zu- 
grunde liegende, wenn auch in ihm nicht klar zum Ausdruck gebrachte 
Auffassung, allen Fortschritten der Psychologie und Psychiatrie Rech- 
nung zu tragen und den Einzelfall in seiner Eigenart voll zu würdigen. 
Dabei bedarf es für den Kundigen nicht erst des aus- 
drücklichen Zusatzes, daß nicht jede Abweichung von 
dem Durchschnitt, sondern nur Abweichungen von einer 
gewissen Erheblichkeit als die Zurechnungsfähigkeit 
ausschließend in Betracht kommen.**^«) Wenn alle, die 
einen kleinen Sparren im Kopfe haben, als geisteskrank bezeichnet 
werden sollten, wie viele von uns würden dann wohl noch Übrig 
bleiben?" 



«0«) Mitt. VI. 471; vgl. oben S. 21. 

"0 Vgl. Lehrb. 14., 15. Aufl. § 37. 

«08) Aufs. II. 43, 44. 

*o9) Vgl. aber auch Aufs. II. 219: „Die Zurechnungsfähigkeit entfällt mit 
jeder Störung des Seelenlebens, sei es im Gebiete des Vorstellens oder des 
Empfindens oder des WoUens, durch welche die Reaktion (auf Motive) anormal, 
atypisch gestaltet wird." 
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Und entsprechend den hervorgehobenen Worten verlangt er im 
Lehrbuch S. 163 für die Zurechnungsfähigkeit nur: 

„daß Richtung und Stärke der Willensimpulse nichts wesentlich 
Abnormes bietet". 
Aber was hilft diese Abschwächung der Abweichung vom 
Normalmenschen, wenn eine feste Begriffsbestimmung für letzteren 
selbst ganz unmöglich ist? Durch die Ausdrücke „Abweichungen 
von einer gewissen Erheblichkeit" und „wesentlich Abnormes" 
werden doch nur neue Kautschukbegriffe zur Verbesserung des 
ersten Kautschukbegriffes benützt: was kann dabei Fruchtbares 
herauskommen? Für den Normalmenschen selbst einen einiger- 
maßen brauchbaren Maßstab aufzustellen, ist von Liszt nicht ge- 
lungen. Nach einer Stelle in seinem Lehrbuch (S. 163 zu N. 1) 
müßte man eigentlich annehmen, daß er diesen Maßstab in dem 
die Normalität eines anderen Beurteilenden selbst gegeben glaubt: 
„Denn da wir nur aus unserm Bewußtsein auf das der andern 
Menschen schließen, aus unsrer Reaktionsweise die der übrigen vorher- 
berechnen (sic!)**<>) können, ist die Ähnlichkeit des andern mit 
uns, seine Übereinstimmung mit dem aus unsrer Erfahrung abstrahierten 
Typus, Voraussetzung der Zurechnung. In diesem Sinne kann die Zu- 
rechnungsfähigkeit bestimmt werden als normale Determinierbarkeit" 

Allein das würde zu so eigentümlichen Ergebnissen führen (vgl. 
auch oben N. 205), daß wir es als die wirkliche Meinung Liszts 
nicht betrachten dürfen. In der Tat sagt er in der Note zu der 
eben referierten Stelle: 

„Das Maß ist vielmehr stets in den andern gegeben; es liegt 
in der ,similitude sociale* (Tarde)." 
Aber ist denn damit irgend etwas gewonnen, wenn ich statt der 
„Durchschnittsmenschen" „die anderen" als den Maßstab für die 
Normalität bezeichne? Und wie kann von Liszt in der neuesten 
Auflage seines Lehrbuches die similitude sociale wieder als den 



*^o) Daß von Liszt wirklich an die Möglichkeit einer Berechnung 
der Seelenvorgänge und Handlungen der Menschen glaubt, zeigen auch seine 
Aufs. IL 44. 
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richtigen Maßstab für die Normalität bezeichnen, nachdem er be- 
reits 1897 in Lissabon sie als solchen aufgegeben hatte?! Sagte 
er doch damals bereits: «^O daß er an der von ihm seit zwanzig 
Jahren verteidigten Ansicht, wonach die strafrechtliche Verantwort- 
lichkeit sich auf die similitude sociale gründe, irre geworden sei. 
Kam er doch, nachdem er seine Zweifel begründet hatte, damals 
zu dem Schluß: 

Quoi qu'il en soit, la question de la normalit^ subsiste toujours: 

il n'y a donc pas de formale satisfaisante de la responsa- 

bilit^. 
Und nun erscheint ihm die Formel der similitude sociale trotzdem 
wieder so befriedigend, daß er sie als seine Lehrmeinung den 
Strafrecht Lernenden vorträgt? 

Nein! Die Definition der Zurechnungsfähigkeit als normale 
Bestimmbarkeit durch Motive und die Benennung der similitude 
sociale als Maßstab für die Normalität ist in der Tat, wie von Liszt 
selbst richtig erkannt hat, völlig unbefriedigend und unbrauchbar 
für das Strafrecht. Sie gibt dem Strafrecht in Wahrheit den Todes- 
stoß, weil sie ermöglicht, wenn nicht gebietet, jeden Verbrecher 
als zurechnungsunfähig zu erklären. Hat ja doch von Liszt erst 
vor vier Jahren, auf dem Kongreß in Petersburg, das Verbrechen 
schlechthin als eine soziale Krankheit erklärt r^i 2) 



"») Mitt. VI. 471; oben abgedruckt zu N. 50. 

•") In seinem auf demselben Kongreß gehaltenen Vortrag allerdings über 
„Die gesellschaftlichen Faktoren der Kriminalität" (französisch in den Mitt. XI. 
255—268; deutsch in der Z. S. 23, 203—216 und in den Aufs. II. 433-^147) hat 
es diesen Ausspruch eingeschränkt: „Die Kriminalität ist nicht unbedingt, son- 
dern nur unter gewissen Voraussetzungen als eine sozialpathologische Erschei- 
nung aufzufassen" ; Aufs. IL 441 ; vgl. auch II. 237, 335. Aber vgl. auch Aufs. 
II. 361, wo er (im Gutachten für den 26. Jur.T. 1902) wieder vom (nichtgewerbs- 
mäßigen) Verbrechen ganz allgemein sagt: „Mehr und mehr zeigt es, zum Teil 
unter dem Einfluß des Alkoholmißbrauches, insbesondere aber infolge des ver- 
schärften, die Nervenkraft erschöpfenden Kampfes ums Dasein, neuropathische 
Züge." Und auch in seinem Lehrbuch S. 73 rechnet er es, zusammen mit Selbst- 
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„Le crime — c'est — un ph^nomfene social d'un caract^re patho- 
logique, parcequ'il se dirige contre la force vitale de toute soci6t6." 
Nun gut, dann muß es also etwas Anormales sein, denn das Nor- 
male muß die soziale Gesundheit sein. Wer also ein Verbrechen 
begeht, handelt anormal und ist folglich zurechnungsunfähig. 



IX. 

Ergebnisse. 

Und nun wollen wir noch einmal Umschau halten nach dem, 
was von Liszt vom Strafrecht übrig läßt. 

Er müßte eigentlich, wie wir unter I sahen, in konsequenter 
Verfolgung seiner Ausgangspunkte das Strafrecht von vornherein 
völlig aufgeben. Lediglich ein Kompromiß zwischen seiner wissen- 
schaftlichen Überzeugung und dem praktischen Bedürfnis ermög- 
licht ihm, am Strafrecht überhaupt festzuhalten. 

Aber seine „soziologische" Auffassung des Verbrechens weist 
dem Strafrecht von Anfang an einen untergeordneten Platz an unter 
den Mitteln zur Bekämpfung des Verbrechens und macht von Liszt 
geneigt, die Strafe hinter allen möglichen anderen Maßnahmen 
gegen das Verbrechen zurücktreten zu lassen (s. unter II). 

Jedoch auch soweit er die Strafe an sich als Mittel zur Be- 
kämpfung des Verbrechens geeignet erachtet, entzieht er ihr nach- 
einander einmal die unverbesserlichen Verbrecher (unter III); dann 
die gewerbsmäßigen (unter IV); weiter alle Verbrecher nach voll- 
endetem einundzwanzigsten Lebensjahr, soweit sie nicht Augen- 
blicksverbrecher sind (unter V); femer alle vermindert zurechnungs- 
fähigen Verbrecher (unter VI); dazu zweifellos und direkt alle Ver- 
brecher vor vollendetem vierzehnten Lebensjahr und indirekt auch 
alle übrigen jugendlichen Verbrecher (unter VII). 



mord, Kindersterblichkeit u. s. w., schlechthin zu den „sozialpathologischen Er- 
scheinungen". 
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Verblieben hiernach dem Strafrecht nur noch die erwachsenen 
Augenblicksverbrecher — und zwar diese nach dem bekannten 
Kompromißvorschlag von Liszts dem Vergehungsstrafrecht^i«) — , 
so ist durch die Definition der, die Strafbarkeit bedingenden, Zu- 
rechnungsfähigkeit dafür gesorgt, daß auch sie jederzeit dem Straf- 
recht entzogen werden können (unter VIII). 

Und so müssen wir denn auf die Frage: Was läßt 
von Liszt vom Strafrecht übrig? die Antwort geben: Zu- 
nächst eine jämmerliche Ruine, für deren gänzlichen Zu- 
sammenbruch er selbst in einer Weise vorgearbeitet hat, 
daß wir auf obige Frage auch antworten können: So gut 
wie nichts. 

Daß dies aber durchaus nicht etwa ein Ergebnis ist, bei dessen 
Gewinnung uns unsere prinzipielle Gegnerschaft gegen von Liszts 
Grundanschauungen den Blick getrübt hat, dafür können wir uns 
auf folgenden Ausspruch berufen, welchen Liszts langjähriger treuer 
Gesinnungsgenosse van Hamel im vorigen Jahr auf der Versamm- 
lung der IKV zu Hamburg getan hat:«i*) 

„Wenn wir aber mit Freund von Liszt [seil, bei der Frage der Be- 
handlung der geistig Minderwertigen] den Begriff des Deliktes über- 
haupt liegen lassen und einfach sagen: Ist der Mann gefährlich für sich, 
seine Umgebung oder für die Gesellschaft, dann müssen wir ihn be- 
handeln, dann bleibt eigentlich für die ganze juristische Strafe 
nichts mehr übrig. Nur die Normalen können noch unter 
dem Strafrecht bleiben. Aber ich meine, wenn wir soweit 
gekommen sein werden: Jeder, der ein Verbrechen begeht, 
ist anormal, — dann kommen auch die Normalen nicht mehr 
dazu.« 



Ich habe meine in erster Linie gegen von Liszt gerichtete 
Schrift zugleich als eine Warnung vor der modernen Richtung im 
Strafrecht bezeichnet. 



«1») Siehe die Zitate in meinem Vortrag GS. 67 S. 423 N. 42. 
«»*) Mitt. XIII. 511. 
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Ich glaube, man ist formell und materiell berechtigt, die 
modernen Strafrechtsideen gerade in Liszt und seinen Schriften zu 
bekämpfen, von Liszt ist das anerkannte Haupt der modernen 
Strafrechtsschule in Deutschland «i^) und ihr rastloser, unermüd- 
licher Vorkämpfer. Durch sein in diesem Geiste geschriebenes 
Lehrbuch und seine in diesem Geiste geleitete Zeitschrift hat er 
auf Studierende und Praktiker in Deutschland den größten Einfluß 
erlangt.» Iß) Er ist der Mitbegründer der die modernen Ideen prin- 
zipiell vertretenden IKV. gewesen und ist heute noch ihr einfluß- 
reichstes Vorstandsmitglied und ihr rührigster und erfolgreichster 
Redner und Schriftsteller. Was er in dieser Eigenschaft gesprochen 
und geschrieben hat, ist von der IKV. zwar lange nicht alles aus- 
drücklich adoptiert, aber doch auch nie ausdrücklich desavouiert 
und zurückgewiesen worden; seine „Freunde" lassen ihn überall 
als ihren Führer gelten und sprechen.« ^ 7) So übertragen die übrigen 
Vertreter der modernen Ideen wenigstens stillschweigend an von Liszt 
die Aufgabe, das Programm für das Strafrecht der Zukunft zu ent- 
werfen; und dieses Programm gilt es zu bekämpfen. 

Würde schon all das Vorstehende es rechtfertigen, die mo- 
dernen Ideen in Liszt und seinen Schriften zu bekämpfen, so kommt 
noch hinzu, daß Liszt allein bemüht war, die modernen Ideen in 
ein System zu bringen. Bei ihren anderen Vertretern treten sie 
uns als einzelne, unvermittelt und ohne sichtbaren inneren Zu- 
sammenhang entgegen. Liszt hat versucht, sie als logische Kon- 
sequenzen aus einheitlichen Grundgedanken hinzustellen, Liszt hat 



'") Ich fasse damit die der klassischen Strafrechtsschule prinzipiell ent- 
gegengesetzten Bestrebungen zusammen. Daß es eine einheitliche moderne Straf- 
rechtsschule nicht gibt (vgl. Poustoroslew in den Mitt. X. 99), bin ich mir dabei 
wohl bewußt. 

«^«) Vgl. Lammasch, Ziele der Strafrechtsreform in Österreich, 1904, S.75. 

«") Man hat ihn z. B. in seinem Vortrag in Budapest (1892, Aufs. II. 1 ff.) 
unwidersprochen sein eigenes kriminalistisches Glaubensbekenntnis unter der 
Etikette vertreten lassen: »was die IKV. glaubt und was die IKV. will". 
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es unternommen, ein System der Kriminalpolitik zu schaffen. Im 
geschlossenen System erst erscheinen die modernen Ideen in ihrer 
vollen Bedeutung und ganzen Tragweite, in ihrem wissenschaft- 
lichen und praktischen Wert oder Unwert; in diesem System müssen 
wir sie also bekämpfen und können wir sie auch am sichersten 
und besten bekämpfen. Noch wünschenswerter freilich wäre es 
gewesen, wenn einmal einer der Vertreter der modernen Ideen es 
versucht hätte, auf ihrer Grundlage den Entwurf eines neuen Straf- 
gesetzbuches aufzustellen, von Liszt selbst hat klar erkannt, daß 
uns dies die moderne Richtung eigentlich schuldig sei, und hat 
es uns des öfteren verheißen. Schon im Jahr 1890, bei Veröffent- 
lichung seiner „Kriminalpolitischen Aufgaben" hat er geschrieben:«!«) 
„Die entscheidende Probe auf die Durchführbarkeit der in der 
IKV. vertretenen Grundsätze kann einzig und allein gemacht werden 
durch die Aufstellung eines auf diesen Grundsätzen aufgebauten Straf- 
gesetzentwurfes. Diese Arbeit, heute noch verfrüht, wird gemacht wer- 
den. Ein erster, vorläufiger Enwurf eines Strafgesetzbuches, zunächst 
in möglichst engem Anschluß an das geltende deutsche Reichsrecht, 
ist von mir seit längerer Zeit geplant und wird hoffentlich den Abschluß 
dieser Abhandlungen (über die Aufgaben der Kriminalpolitik) bilden. Er 
wird keine andere Bedeutung beanspruchen, als die eines ersten Ver- 
suches, die Grundlage für weitere Verhandlungen zu gewinnen, der Er- 
örterung bestimmte Bahnen zu weisen.' 

Diese Hoffnung hat sich nicht verwirklicht; die damaligen Ab- 
handlungen sind abgeschlossen worden ohne den Entwurf eines 
auf den modernen Ideen beruhenden Strafgesetzbuches. 

Sechs Jahre später stellte uns von Liszt aufs neue einen 
solchen in nahe Aussicht. Es war unmittelbar vor der Landes- 
versammlung der IKV. in Berlin, im September 1896, als er 

äußerte:"») 

»Hoffentlich führen die Beratungen unserer Landes Versammlung zu 
einer allseitigen und vollständigen Klärung der Ansichten. Dann wird 



"8) Aufs. 1. 389/90 = ZS. X. 51. 
"») Aufs. IL 212 = ZS. XVI. 516. 
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es an der Zeit sein, durch die Aufstellung eines möglichst enge an das 
geltende Recht sich anschließenden Vorentwurfs eines Strafgesetzbuchs 
für das Deutsche Reich Freunden und Gegnern die Durchführbarkeit 
unserer Ansichten zu zeigen. Erst auf der Grundlage dieses Vorent- 
entwurfes kann an die Schaffung eines völlig neuen Reichsstrafrechtes 
herangetreten werden.* 

Auch dieser Vorentwurf ist nicht aufgestellt worden. Und neue- 
stens hat uns von Liszt die Hoffnung auf einen solchen Entwurf 
femer gerückt denn je. In seinem Gutachten für den 26. Deutschen 
Juristentag (1902) sagt er:"o) 

„Der Beweis dafür, daß die von mir und meinen Freunden ver- 
tretenen Forderungen heute schon in die Gesetzesform umgegossen 
werden können, und dafi ihre legislative Verwertung möglich ist auf 
dem Wege der Reform, nicht der Revolution des geltenden Rechtes, 
dieser Beweis könnte allerdings am sichersten und schlagendsten durch 
die Aufstellung eines vollständigen Entwurfes erbracht werden. Aber 
eine solche Arbeit verlangt ein Maß von freudiger Hingebung an die 
Sache und von opferwilliger Entsagung, wie es unter den heute noch 
gegebenen Verhältnissen wohl keiner von uns zu leisten imstande und 
geneigt sein dürfte. Erst wenn es feststeht, daß eine Verständigung 
über die Grundzüge der Reform innerhalb des Juristentages erzieh 
werden kann, ist der Zeitpunkt gekommen, in dem die Ausarbeitung 
eines vollständigen Strafgesetzentwurfes die darauf verwendete Mühe zu 
lohnen vermag." 

Das alles ist weise Vorsicht. Denn nichts würde unsrer Über- 
zeugung nach die Undurchführbarkeit der modernen Ideen im Straf- 
recht schlagender dartun als ein solcher auf sie aufgebauter Vor- 
entwurf (und seine Begründung!). 

In Ermangelung eines solchen Gesetzentwurfes sehen wir uns 
zwecks Bekämpfung der modernen Ideen immer wieder zurück- 
verwiesen auf Liszts Schriften. 

In der Tat müssen aber auch die modernen Ideen im Straf- 
recht genau zu den Konsequenzen führen, welche von Liszt in 
seinen verschiedenen Schriften, wie wir gezeigt haben, aus ihnen 
entweder wirklich gezogen hat oder nur in vermeintlicher politi- 
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scher Klugheit kompromißweise zu ziehen unterlassen hat. In Liszts 
Lehren bekämpfen wir also auch materiell die modernen Ideen im 
Strafrecht. Insbesondere aber muß der von Liszt vertretene und 
allen Modernen gemeinsame Determinismus zu einer Eliminierung 
des Begriffes der Zurechnungsfähigkeit aus dem Strafrecht und 
damit zu einer Auflösung des Strafrechtes selber führen. Und das 
sollte wahriich für alle, die mit uns das Verbrechen für unaus- 
rottbar und die Strafe für das wirksamste Bekämpfungsmittel gegen 
begangene Verbrechen und daher für unentbehriich zum Schutz 
der menschlichen Gesellschaft und ihrer Rechtsordnung halten, 
eine dringende Warnung bedeuten vor der modernen Richtung im 
Straf recht! 
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